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selbst verbietet“. Der Einfl uss aller Reli-
gionen, einschließlich der katholischen 
Kirche, auf die Bevölkerungsentwick-
lung wird aus seiner Sicht überschätzt. 
Dennoch wäre nach Ansicht des Ver-
fassers eine offi zielle Erklärung zum 
Weltbevölkerungsproblem auf welt-
kirchlicher Ebene geboten. Die Erklä-
rung der deutschen Bischofskonferenz 
von vor zwanzig Jahren zu diesem The-
ma fi ndet sich in Auszügen im Doku-
mentationsteil dieses Heftes.

Den Herausforderungen durch das 
Bevölkerungswachstum im Hinblick 
auf die damit verbundene Ressour-
cenverknappung und möglichen Hand-
lungsoptionen geht Hermann Lotze-
Campen vom Potsdamer Klimainstitut 
nach. Neben fehlenden urbaren Land-
fl ächen und Süßwasser sieht er vor al-
lem die Verknappung von Speicherka-
pazität für CO2 in der Atmosphäre als 
größte Herausforderung. Bei der Su-
che nach Lösungen muss das Subsi-
diaritätsprinzip leitend sein. Während 
zur Begrenzung von Treibhaus-Emissi-
onen sinnvolle Lösungen nur auf glo-
baler Ebene gefunden werden können, 
lassen sich andere Ressourcenkonfl ikte 
nur regional oder lokal lösen, wie der 
Autor am Beispiel der Wasserknapp-
heit zeigt. Notwendige Änderungen im 
Konsumverhalten und damit beim Res-
sourcenverbrauch lassen sich indessen 
aus seiner Sicht erst durch staatliche 
Regulierungen der Preise für knappe 
Güter erreichen.

Die in Genf lehrende Shamlini 
Randeria erwägt in ihrem von Barba-
ra Schellhammer zusammengestellten 
Beitrag die „Bevölkerungspolitik aus 
feministischer Sicht“. Die Beispiele aus 
Indien und Afrika belegen die Komple-
xität der Thematik und dämmen die 
Hoffnung auf schnell zu verwirklichen-
de und universal gültige Politikentwür-
fe. Die Autorin warnt darüber hinaus 
davor, das Recht auf Bildung und Ar-
beit für Frauen in bevölkerungspoli-
tischer Perspektive zu instrumentali-
sieren. Der den Heftschwerpunkt ab-
schließende Beitrag von Johannes J. 
Frühbauer widmet sich den globalen 
Urbanisierungsprozessen. Megastädte 
als „Spezifi kum globaler Urbanisie-
rung“ und ihre Ambivalenz als glo-
bale Riskiogebiete und Knotenpunkte 
stehen dabei im Vordergrund.

Die Dokumentation einiger Passa-
gen aus der Handreichung für Füh-
rungskräfte des Päpstlichen Rates für 
Gerechtigkeit und Frieden, der Ta-
gungsbericht von den französischen 
Sozialwochen vom vergangenen No-
vember zur Rollenverteilung zwischen 
Männern und Frauen sowie eine Reihe 
von Buchbesprechungen und die Ru-
brik Arts & Ethics runden die erste 
Ausgabe von mosinternational  für 
das Jahr 2013 ab. 

„Die Menschen sind 
die Plage der Er-

de“, erklärte der bekann-
te britische Naturfor-
scher und Tierfi lmer Da-
vid Attenborough Mitte 
Januar in einem pro-
vozierenden Interview. 
„Entweder wir begren-
zen das Bevölkerungs-
wachstum, oder die Na-
tur wird das für uns be-

sorgen.“ Solche und ähnlich reißerische 
Aussagen fi nden sich mit gewisser Re-
gelmäßigkeit in den Medien. Berichte 
über Hungersnöte, Naturkatastrophen 
und Wassermangel geben immer wie-
der Anlass, die rasante Entwicklung der 
Weltbevölkerung, die sich im 20. Jahr-
hundert vervierfacht hat, zu problema-
tisieren. Tatsächlich wirft die wachsen-
de Zahl der Menschen, die 2050 die 
Neun-Milliardengrenze überschreiten 
soll, eine Reihe von politischen und 
sozialethischen Fragen auf.

Ohne den Anspruch zu erheben, 
auf diese Fragen jeweils schon rich-
tige Antworten gefunden zu haben, 
wohl aber im Bemühen, die Diskus-
sion zu versachlichen und in ihrer 
Vielschichtigkeit zu erfassen, widmet 
sich der Schwerpunkt der vorliegen-
den Ausgabe von mosinternational 
dem weltweiten Bevölkerungswachs-
tum. Johannes Müller SJ, der dankens-
werterweise auch die Koordination des 
Heftes übernommen hat, trägt in sei-
nem einführenden Beitrag eine Reihe 
von sozialwissenschaftlichen Fakten 
zum Thema zusammen und unterzieht 
sie einer sozialethischen Bewertung. Er 
kommt dabei zum Schluss, dass eine 
aktive und vorausschauende Bevölke-
rungspolitik nur dann Erfolg verspre-
chend ist, „wenn sie die Menschen 
durch für sie positive Werte zur Fa-
milienplanung motiviert und den lo-
kalen Verhältnissen angepasst ist, was 
einen Verzicht auf Zwangsmittel von 

Lässt sich das Wachstum 
der Weltbevölkerung 
begrenzen?

Stefan LunteStefan Lunte
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 Bevölkerungswachstum und Armut
Sozialwissenschaftliche Fakten und sozialethische Überlegungen

Das Bevölkerungswachstum ist ein 
globales Problem, das einerseits in 

der öffentlichen Diskussion oft viel zu 
wenig Aufmerksamkeit erfährt, ande-
rerseits aber als Hauptursache für fast 
alle Probleme der heutigen Welt herhal-
ten muss, angefangen von der Armut 
bis hin zu steigenden Preisen für Nah-
rungsmittel. Umgekehrt gilt der Rück-
gang der Bevölkerung in vielen Indus-
trieländern als eine zumindest lang-
fristig höchst bedrohliche Entwicklung. 
Solche kontroversen Pauschalurteile 
lassen sich am besten vermeiden, in-
dem man sich den Fakten zuwendet, 
denn: „Was die Menschen verwirrt, sind 
nicht die Tatsachen, sondern die Mei-
nungen über die Tatsachen“ (Epiktet).

Noch kontroverser verlaufen nicht 
selten die Debatten um die Notwen-
digkeit und die Ansätze von Bevöl-
kerungspolitik. Dies ist nicht verwun-
derlich, denn es geht hier um Fragen, 
die das Leben der Menschen zutiefst 
berühren und weit reichende ethisch-
moralische Implikationen haben. Man-
che Stellungnahmen beschränken sich 
freilich auf die Frage der zulässigen 
Methoden der Geburtenkontrolle bzw. 

Das Wachstum der Weltbevölkerung hat sich zwar verlangsamt, ist aber nach wie 
vor ein Faktor, der sich auf viele globale Probleme auswirkt. Allerdings verläuft die 
Entwicklung sehr unterschiedlich, weshalb es auch keine pauschale Lösung für die-
ses Problem gibt. Das zeigt sich besonders darin, dass sowohl Armut als auch Wohl-
stand Ursachen der Grenzen von Bevölkerungswachstum sind. Aspekte, die besonders 
Aufmerksamkeit verlangen, sind die Genderperspektive und das Faktum internatio-
naler Migration. Nur auf der Grundlage sozialwissenschaftlicher Erhebung und Be-
schreibung der tatsächlichen Zusammenhänge ist eine hilfreiche sozialethische Re-
fl exion möglich, welche den Menschen in diesem Lebensfeld eine Orientierung bietet.

Familienplanung und vernachlässigen, 
dass die Bevölkerungsfrage zunächst 
einmal eine sozialethische Fragestel-
lung ist, die nur auf der Grundlage de-
mographischer Daten und Tatbestände 
sowie bevölkerungssoziologischer Zu-
sammenhänge sachgerecht diskutiert 
werden kann.

Der folgende Beitrag will dieses An-
liegen aufgreifen und behandelt zu-
nächst sieben wichtige Gesichtspunk-
te dieses Problemfeldes, wobei er ver-
sucht, auf sozialethisch relevante 
Aspekte zumindest hinzuweisen. Ein 
letzter Abschnitt stellt dann einige 
grundsätzliche Überlegungen zur Be-
völkerungsentwicklung als sozialethi-
sche Herausforderung vor.

Demographische Grunddaten

Die Weltbevölkerung hat in den letz-
ten Jahrzehnten eine historisch einma-
lige Wachstumsperiode erlebt (Husa 
u. a. 2011, bes. 12–38). Sie hat laut Ver-
einten Nationen Ende 2011 die Grenze 
von 7 Milliarden erreicht. Im Jahr 1900 
lebten erst 1,6 Milliarden Menschen 

auf der Erde, 1959 waren es 3 Milliar-
den. Im 20. Jahrhundert hat sie sich 
also nahezu vervierfacht. Allein in den 
letzten 13 Jahren hat sie um 1 Milli-
arde zugenommen. Laut UN-Progno-
sen wird die Weltbevölkerung in den 
ersten 100 Jahren des 21. Jahrhunderts 
weiter ansteigen auf 9,3 Milliarden 
Menschen im Jahr 2050 und etwa 10 
Milliarden im Jahr 2100. Dieser Bevöl-
kerungszuwachs wird fast ausschließ-
lich in den Entwicklungsländern statt-
fi nden. Die genannten Zahlen wären 
noch erheblich höher, wenn es nicht 
in den letzten Jahrzehnten in vielen 
Ländern eine recht erfolgreiche Bevöl-
kerungspolitik gegeben hätte (Robin-
son 2007).

Eine schnell wachsende Weltbevöl-
kerung erschwert schon heute, vor al-
lem aber längerfristig die Lösung vie-
ler globaler Probleme, angefangen bei 
Armut, Hunger und Urbanisierung bis 
hin zum Klimawandel und zur Vertei-

 Im 20. Jahrhundert hat 
sich die Weltbevölkerung 
nahezu vervierfacht

Johannes Müller
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lung knapper Ressourcen. Zumindest 
auf längere Sicht darf die Weltbevöl-
kerung daher nicht weiter zunehmen 
und zwar aus einem doppelten Grund:
• Zum einen ist die Erde begrenzt 

und kann folglich nur einer be-
grenzten Anzahl von Menschen den 
nötigen Lebensraum und Lebens-
unterhalt bieten, auch wenn diese 
Grenze bzw. eine optimale Größe 
der Weltbevölkerung nur schwer zu 
bestimmen sind.

• Zum anderen sind auch die Interes-
sen zukünftiger Generationen – ein 
Gebot langfristiger Solidarität – zu 
berücksichtigen.

Es wäre darum auf jeden Fall unver-
antwortlich, sich allzu schnell diesen 
Grenzen zu nähern. Dies unterstreicht 
die zumindest langfristige Notwendig-
keit eines „Null-Wachstums“ der Welt-
bevölkerung.

Daher ist eine aktive und voraus-
schauende Bevölkerungspolitik ein po-
litisches wie sozialethisches Gebot. Dies 
gilt umso mehr, als das „demographi-
sche Moment“ bzw. der „Kindeskind-
Effekt“ Maßnahmen zur Geburtenbe-
schränkung immer erst nach längerer 
Zeit wirksam werden lässt. Selbst wenn 
die Geburtenhäufi gkeit (Fertilität) welt-
weit schlagartig auf das Ersatzniveau 
von 2,1 lebend geborener Kinder pro 
Frau zurückginge, würde die Weltbe-
völkerung in den kommenden Jahr-

zehnten noch um nahezu 50 % zuneh-
men. Ein anderer wichtiger Indikator 
ist die jährliche Zuwachsrate. Liegt sie 
bei 1 % im Jahr, so verdoppelt sich ei-
ne Bevölkerung in 70, bei 2 % in 35 
und bei 3,5 % in etwa 20 Jahren (Hau-
ser/Müller 1998).

Diese Erkenntnis bietet freilich nur 
einen sehr allgemeinen bevölkerungs-
politischen Rahmen. Um zu konkre-
ten Handlungsmöglichkeiten zu kom-
men, ist es nötig, die teils höchst unter-

 Eine vorausschauende 
Bevölkerungspolitik ist 
auch sozialethisch geboten

schiedlichen Einzeldaten in den Blick 
zu nehmen. Mindestens ebenso wich-
tig wie makrosoziologische Daten ist 
nämlich die Perspektive der betroffe-
nen Menschen selbst, deren generatives 
Verhalten in der Regel sehr wohl von 
rationalen Abwägungen bestimmt ist, 
auch wenn sie ihre Entscheidungen nur 
in seltenen Fällen unter der Rücksicht 
des nationalen Wohls oder gar globa-
ler Erfordernisse treffen werden. Indi-

viduelles und soziales Bevölkerungs-
optimum sind begreifl icherweise in der 
Regel nicht identisch. Daher ist eine 
Bevölkerungspolitik nur dann Erfolg 
versprechend und ethisch verantwort-
bar, wenn sie die Menschen durch für 
sie positive Werte zur Familienplanung 
motiviert und den lokalen Verhältnis-
sen angepasst ist, was einen Verzicht 
auf Zwangsmittel von selbst gebietet.

Abb. 1: Weltbevölkerungsprojektionen bis 2100

Große regionale und länderspezifi sche Unterschiede

Für die Jahre 2010–2015 geht der 
Weltbevölkerungsbericht 2011 (UNF-
PA 2011, 116–121; DSW 2012) von ei-
ner Zuwachsrate der weltweiten Be-
völkerung von 1,1 % aus.
• In den weniger entwickelten Regio-

nen liegt sie bei 1,3 %,
• in den Industrieländern dagegen 

nur bei 0,4 % und
• in Osteuropa/Zentralasien bei 0,3 %.
• Am höchsten ist sie in den aller-

ärmsten Ländern mit 2,2 % und

• in Afrika südlich der Sahara mit so-
gar 2,4 %, was eine Verdoppelung 
der Bevölkerung in 28 Jahren zur 
Folge hätte, wenn sie nicht in die-
sem Zeitraum sinkt.

• In den arabischen Staaten liegt sie 
bei 2,0 %,

• in Lateinamerika/Karibik bei 1,1 % 
sowie

• in Asien/Ozeanien bei 0,9 %.
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Noch unterschiedlicher sind die Daten 
für einzelne Länder. In vielen schwarz-
afrikanischen Staaten liegt sie über 3 % 
(am höchsten in Niger mit 3,5 %), in 
vielen europäischen Staaten, aber auch 
in Japan nimmt die Bevölkerung ab 
(am stärksten in Bulgarien mit -0,7 %).

Ähnlich unterschiedlich ist die 
Fruchtbarkeitsrate für Frauen (15 bis 
49 Jahre) bzw. die Geburtenhäufi gkeit 
(Fertilität) im gleichen Zeitraum.
• Sie liegt weltweit bei 2,5,
• in den weniger entwickelten Regio-

nen bei 2,6 und

• in den Industrieländern bei 1,3 le-
bend geborenen Kindern pro Frau.

• Am höchsten ist auch diese Kenn-
zahl in den ärmsten Ländern mit 
4,2 und

• in Afrika südlich der Sahara mit 
sogar 4,8 Kindern.

• In einigen europäischen Länder 
liegt sie nur knapp über 1,

• in vielen afrikanischen Staaten da-
gegen deutlich über 5,

• in der Demokratischen Republik 
Kongo etwa bei 5,5 und

• in Niger sogar bei 6,9 Kindern. 

Ursachen der 
Bevölkerungsentwicklung

Eine vergleichende Analyse der Bevöl-
kerungsentwicklung in den Industrie- 
bzw. Entwicklungsländern zeigt, dass 
der Verlauf des Bevölkerungswachs-
tums immer von einer Vielzahl von 
spezifi schen historischen und sozio-
kulturellen Bedingungen bestimmt und 
abhängig ist. Dabei weisen die Ent-
wicklungsländer eine Reihe von Merk-
malen auf, die nur höchst bedingt ei-
nen Vergleich mit den Industrieländern 
erlauben. So sind z. B. ihre Zuwachsra-
ten weit höher als jemals in Europa, da 
ihre Sterberaten viel rascher gesunken 
sind bei zunächst ziemlich konstanten 
Geburtenraten. Dies hatte eine quanti-
tativ hohe Zunahme der Bevölkerung 
in viel kürzeren Zeiträumen zur Folge, 
zumal die absoluten Ausgangszahlen 
häufi g schon sehr hoch lagen. Auch 
haben die Entwicklungsländer kaum 
Auswanderungsmöglichkeiten, wie sie 
Europa fast ein Jahrhundert lang hatte.

Hauptursache dieser historisch ein-
maligen „Bevölkerungsexplosion“ in 
der Dritten Welt ist die Tatsache, dass 
das Sinken der Sterblichkeit in diesen 
Ländern einen autonomen Prozess dar-
stellt, der durch äußere Einfl üsse ausge-
löst wurde, nämlich durch den Transfer 
medizinisch-hygienischer Technologie 
aus dem Norden. Nicht mit übertragen 
wurde dagegen jener sozio-kulturelle 
Prozess der Aufklärung, Rationalität 
und Selbstbestimmung, der in Europa 
das wissenschaftlich-technische Zeit-
alter und damit die Entwicklung darauf 
gründender Technologien ermöglichte, 
was mit einer zeitlichen Verzögerung 
auch das generative Verhalten verän-
derte und zu einem Sinken der Gebur-
tenrate führte. Dieser isolierte Transfer 
hat in den Entwicklungsländern daher 
eine Desintegration des Bevölkerungs-
wachstums von der allgemeinen ge-
sellschaftlichen Entwicklung zur Fol-
ge gehabt (Leisinger 1999).

All dies lässt nicht begründeter-
weise erwarten, dass die Geburten-
rate bzw. Fruchtbarkeit in den Ent-

Beispiel Indonesien

Aber selbst innerhalb einzelner Län-
der gibt es krasse Unterschiede, was 
an einem Beispiel verdeutlicht werden 
soll. Die Bevölkerung Indonesiens (Hull 
2005) ist von 1961–2011 von 97 auf 
242 Millionen gewachsen. Sie wird bis 
zum Jahr 2050 auf nahezu 300 Mil-
lionen steigen. Die Zuwachsrate hat 
sich dank erfolgreicher Familienpla-
nung von 2,4 in den 1970er Jahren 
auf heute 1,0 % verringert. Die Ferti-
litätsrate liegt inzwischen auf dem Er-
satzniveau von 2,1 lebend geborener 
Kinder pro Frau.

Das größte Problem ist jedoch die 
Bevölkerungsverteilung (Suryadina-
ta 2003). Fast 60 % der Indonesier le-
ben auf Java, der fünftgrößten Insel, 
mit knapp 7 % der Landfl äche. Die 
Bevölkerungsdichte beträgt 120 Ein-
wohner pro Quadratkilometer, in Java 
sind es dagegen fast 1.000 (Deutsch-
land 230). Damit ist Java, das etwa die 
Fläche von Süddeutschland hat, eines 
der am dichtesten besiedelten Gebiete 
der Welt. Umgekehrt liegt die Bevölke-
rungsdichte großer Inseln wie Sumat-
ra, Borneo oder Celebes bei rund 100, 
die von Papua (Westneuguinea) sogar 
unter 10 Einwohnern pro Quadratkilo-
meter. 52 % der Bevölkerung lebt in 
Städten, weithin Küsten- und oft auch 
Millionenstädte. Die Hauptstadt Jakar-
ta hat mehr als 10 Millionen Einwohner 
und eine Bevölkerungsdichte von mehr 

als 12.000 Einwohnern pro Quadrat-
kilometer (Stadtstaat Hamburg: 2.324), 
der Großraum Jakarta sogar nahezu 20 
Millionen Einwohner.

Diese ungleiche Bevölkerungsver-
teilung hat die indonesische Regie-
rung in den vergangenen Jahrzehn-
ten durch großräumige Umsiedlungen 
(Transmigration) zu verringern ver-
sucht. Das hat nicht nur zur Abhol-
zung tropischer Wälder geführt, son-
dern auch sozio-kulturelle und ethni-
sche Konfl ikte mit der eingesessenen 
Bevölkerung ausgelöst (Birg u. a. 1998). 
Dies hängt mit einem bevölkerungspo-
litisch wichtigen Faktum zusammen, 
nämlich den vielfältigen und unter-
schiedlichen sozio-kulturellen Bedin-
gungen in Indonesien, das Hunderte 
von Völkern, Kulturen und Sprachen 
umfasst und auch unter religionssozio-
logischer Rücksicht sehr heterogen ist. 
Entsprechend vielfältig sind die jewei-
ligen Wertordnungen und Sozialstruk-
turen, etwa im Hinblick auf die Zahl 
der gewünschten Kinder oder die Stel-
lung der Frauen, sowie andere sozio-
kulturelle Faktoren, die das generati-
ve Verhalten der Menschen beeinfl us-
sen und prägen.
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wicklungsländern automatisch nach 
demselben Muster allmählich zurück-
gehen und damit auch das Bevölke-
rungswachstum in einer Art Selbstre-
gulierung zum Stillstand kommen wird. 
Auch die Möglichkeit interner Umsied-
lungen und internationaler Migration 
mit dem Ziel einer gleichmäßigeren Be-
völkerungsverteilung ist heute, vor al-

lem aus politischen und ökologischen 
Gründen, nicht mehr in größerem Um-
fang gegeben. Folglich gibt es keine Al-
ternative zu einer bewussten und weit-
sichtigen Bevölkerungspolitik, um das 
hohe Bevölkerungswachstum zu brem-
sen und das Ziel einer stationären Be-
völkerung zu erreichen.

len Ursachen für Armut. Umgekehrt ist 
Armut eine wesentliche Ursache für 
viele Kinder. Eine große Kinderzahl be-
deutet für die Armen nämlich – neben 
Glück, Gemeinschaftserfahrung, per-
sönlicher Erfüllung und religiöser 
Sinnerfahrung – auch wirtschaftlichen 
Nutzen, Sicherheit für das Alter und 
soziale Wertschätzung. Dies gilt beson-
ders für Menschen, die in extremer Ar-
mut leben und diese Bedürfnisse daher 
nicht auf andere Weise befriedigen 
können.

Es ist daher aus sachlichen wie auch 
ethischen Gründen erforderlich, Bevöl-
kerungspolitik immer in umfassende 
Entwicklungsprogramme zu integrie-
ren, in deren Mittelpunkt die Armuts-
bekämpfung und das Wohl der Men-
schen bzw. Familien steht. Eine armen-
orientierte Entwicklungspolitik ist die 
effektivste und ganz sicher die nach-
haltigste Bevölkerungspolitik, denn 
sie übt im Hinblick auf das generative 
Verhalten eine wichtige, zukunftsori-
entierte Funktion aus. So schafft z. B. 
eine bessere Befriedigung der Grund-
bedürfnisse das nötige Vertrauen, dass 
die künftige wirtschaftliche Sicherheit 
nicht allein von der Zahl der Kinder 
abhängt. Mehr und bessere Bildung 
macht es leichter, Kenntnisse über die 
Familienplanung zu vermitteln und 
umfassendere Lebensperspektiven zu 
eröffnen. Neue berufl iche Möglich-
keiten außerhalb der Subsistenzwirt-
schaft fördern das Interesse am qualita-
tiven Weiterkommen auch der Kinder. 
Besonders wichtig ist eine Verbesse-
rung der gesundheitlichen Verhältnis-
se, weil die Gesundheit der Kinder und 
der Familie überall einen hohen Mo-
tivationswert hat. Das aus all dem er-
wachsende Vertrauen in eine gute Re-
gierungsführung würde sich auch auf 
die Glaubwürdigkeit bevölkerungspoli-
tischer Programme günstig auswirken. 
All diese Maßnahmen müssen jedoch 
immer lokal ausgerichtet und erfahr-
bar sein, denn nur vor Ort können sich 
die Menschen davon überzeugen, dass 
sich ihre Lebensverhältnisse tatsächlich 
bessern. Eine Abnahme des Bevölke-

Bevölkerungsentwicklung und Armut

Mehr Menschen sind nicht grundsätz-
lich unerwünscht und müssen nicht 
notwendig Probleme schaffen. Sie sind 
ganz im Gegenteil auch der wichtigste 
Faktor für eine erfolgreiche Entwick-
lung. Bis in die jüngste Geschichte der 
Menschheit ging es primär sogar da-
rum, den Fortbestand von Bevölkerun-
gen zu sichern, der durch Krankhei-
ten und Kriege immer wieder gefährdet 
war. Erst im 19. Jahrhundert kam es 
dank moderner Hygiene und Medizin 
zu einem Sinken der Sterberaten und 
einem deutlichen Anstieg des Bevöl-
kerungswachstums. Erst in der zwei-
ten Hälfte des 20. Jahrhunderts kann 
man von einer „Bevölkerungsexplo-
sion“ sprechen.

Absolute Bevölkerungsgrößen wie 
auch der absolute Zuwachs einer Be-
völkerung besagen daher in sich zu-
nächst einmal sehr wenig. Von einer 
„Überbevölkerung“ – so man diesen 
fragwürdigen Begriff überhaupt ver-
wenden will – kann man erst dann 
sprechen, wenn es zu einem Missver-
hältnis der Bevölkerungsgröße in Be-
zug auf eine Vielfalt von Rahmenfak-
toren kommt. Solche Faktoren sind u. a.
• die Beschaffenheit des natürlichen 

Lebensraums,
• die vorhandenen Ressourcen,
• der Nahrungsspielraum,
• der Energiebedarf,
• die ökologische Belastbarkeit,
• der ökonomische Entwicklungs-

stand,
• die wirtschaftliche Leistungskraft 

und die soziale Dichte.

Es ist daher jeweils im Einzelnen genau 
zu untersuchen, im Hinblick auf wel-
chen oder welche dieser Faktoren das 
Bevölkerungswachstum an Grenzen 
stößt, da diese Rahmenbedingungen 
keineswegs überall gleich sind. Ein sol-
cher Faktor ist schon heute fast über-
all in der Dritten Welt der Prozess der 
Urbanisierung und Metropolisierung. 
Es gibt folglich keine „Übervölkerung“ 
als solche, sondern nur jeweils spezifi -
sche Bevölkerungsprobleme.

Der Zusammenhang zwischen Be-
völkerungswachstum und Entwicklung 
ist folglich komplex und keineswegs 
eindeutig, was Ursache und Folge an-
geht. Dies gilt besonders für den Zu-
sammenhang mit Armut, deren Be-
kämpfung im Zentrum aller Entwick-
lungspolitik stehen sollte (Böckle u. a. 
1990). Unbestreitbar weisen die Län-
der mit der höchsten Armutsquote in 
der Regel auch die höchste Fertilität 
auf. Dies ist zunächst aber nur eine 

Korrelation ohne eine klare Kausalität. 
Ein hoher Zuwachs der Bevölkerung 
erschwert zweifellos die Armutsbe-
kämpfung, angefangen bei wirtschaft-
lichem Wachstum und ausreichenden 
Arbeitsplätzen bis hin zur Bereitstel-
lung sozialer Grunddienste im Bereich 
von Ernährung, Gesundheit und Bil-
dung. Ein hohes Bevölkerungswachs-
tum ist aber immer nur eine von vie-

 Ein hoher 
Bevölkerungszuwachs 
erschwert die 
Armutsbekämpfung
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rungswachstums allein garantiert da-
gegen noch keineswegs menschenwür-
dige Verhältnisse für alle.

Aus sozialethischer Sicht ist sehr 
wichtig, dass alle sozialen Schichten 
Zugang zu Methoden der Empfäng-
nisregelung haben (Freundl/Frank-
Hermann 1997). Darum müssen stets 
auch Mittel angeboten werden, von de-
nen man vernünftigerweise annehmen 
kann, dass sie auch von den Armen an-
wendbar sind, denn
• erstens ist ihr Leben durch extreme 

Armut und eine zu hohe Fertilität 
oft gefährdet,

• zweitens ist jede Bevölkerungspoli-
tik zum Scheitern verurteilt, wenn 
sie nicht auch die Armen erreicht, 
und

• drittens haben auch die Armen ein 
Recht auf Familienplanung.

Dieser Maßstab erfordert Mittel zur 
Empfängnisverhütung, die billig, leicht 
erhältlich und möglichst einfach an-
wendbar sind. Dies schließt ein, dass 
sachlich über sie informiert und für sie 
geworben wird, und zwar sowohl was 
die Ziele als auch was die Methoden 
angeht. Vor allem muss immer deutlich 
sein, dass es nicht um weniger Kinder 
als solche geht, sondern um Lebensver-
hältnisse, die es den Eltern erlauben, 
ihre Kinder gesund aufzuziehen und ih-
nen eine Ausbildung zu ermöglichen, 
die sie für die Zukunft vorbereitet.

es z. B. gelungen, den Nahrungsspiel-
raum in den letzten 100 Jahren erheb-
lich zu erweitern, wenn auch teilweise 
auf Kosten der Umwelt. Diese Elasti-
zität darf aber nicht mit Unbegrenzt-
heit verwechselt werden. Sie bedeutet 
nur, dass die auf jeden Fall vorhande-
nen Grenzen bezüglich der Rahmen-
bedingungen, die im Zusammenhang 
mit den Entwicklungsländern genannt 
worden sind, sehr stark vom Verhalten 
der Menschen abhängig sind.

Hauptsächlicher Risikofaktor ist das 
gegenwärtige Wohlstandsmodell der 
reichen Länder. Wenn nämlich alle 
Menschen in gleichem Maß Ressourcen 
verbrauchen und die Umwelt belasten 
würden, würde es schon heute zum öko-
logischen Kollaps kommen und wäre 
die Erde unbewohnbar und insofern 
restlos „überbevölkert“. In dieser Hin-
sicht besteht ein extremes Nord-Süd-
Gefälle (Hempel/Schulz-Baldes, 2003; 
UNEP 2007). So sind z. B. die durch-

schnittlichen Pro-Kopf-Zahlen für 
Schadstoffemissionen, welche die 
Hauptursache der globalen Klimaerwär-
mung sind, im Norden etwa zehnmal 
höher als im Süden. Ein Deutscher ver-
ursacht im Durchschnitt etwa zehnmal 
soviel CO2-Emissionen wie ein Inder, 
ein Amerikaner sogar das Zwanzigfa-
che. Dasselbe gilt für den Verbrauch von 
Energie, „Leitwährung einer technisier-
ten Gesellschaft“ (Erbrich 1991). Je 
knapper und daher teurer sie werden 
wird, besonders das billige und vielsei-
tig einsetzbare Erdöl, desto schwieriger 
wird für arme Länder in Zukunft die 
ökonomische Entwicklung sein. Inso-
fern ist eine Zunahme der Bevölkerung 
in reichen Ländern weit folgenreicher 
als in armen Ländern (vgl. zu dieser 
Thematik den Beitrag von Lotze-Cam-
pen in diesem Heft).

 Wollte man das 
Wohlstandsmodell der 
reichen Länder auf alle 
Menschen übertragen, 
würde das die Erde 
unbewohnbar machen

 Mittel zur 
Empfängnisverhütung 
müssen kostengünstig, 
leicht erhältlich und 
einfach anwendbar sein

Bevölkerungswachstum und Wohlstand

In den meisten Industrieländern (be-
sonders in Europa) gibt es sowohl ein 
demographisches wie auch ein „ent-
wicklungspolitisches“ Bevölkerungs-
problem. Demographisch gesehen gibt 
es eine stagnierende oder sogar rück-
läufi ge Bevölkerungszahl bei steigen-
der Lebenserwartung. Dies bringt er-
hebliche Probleme mit sich, im wirt-
schaftlichen Bereich vor allem für den 
Arbeitsmarkt, die Rentensysteme und 
die Gesundheitsversorgung. Außerdem 
gibt es ganze ländliche Regionen, aus 
denen die jüngere Bevölkerung fort-
zieht und die daher keine Zukunft ha-
ben. Zuwanderung in größerem Um-
fang könnte zwar eine Entlastung 
bringen, was aber auf erhebliche Wi-
derstände stößt, nicht zuletzt weil man 
befürchtet, dies werde schon bestehen-
de Probleme der Integration und kul-
turell-religiösen Vielfalt verstärken.

Dieses Problem der „Ageing popula-
tion“ beschäftigt inzwischen aber nicht 
nur die Industrieländer, sondern auch 
die Vereinten Nationen (UN Popula-
tion Division 2002), denn es handelt 
sich dabei zunehmend um eine welt-

weite Herausforderung, vor allem in 
Schwellenländern. In fast allen wirt-
schaftlich erfolgreichen Ländern, wel-
che eine gute Sozialpolitik machen, ist 
die Lebenserwartung stark angestie-
gen und wird weiter ansteigen. Wenn 
gleichzeitig die Bevölkerungspolitik er-
folgreich ist, ändert sich unvermeidlich 
die Proportion zwischen jungen und al-
ten Menschen, was ähnliche Probleme 
schafft, wie sie heute in Europa beste-
hen. Weltweit gibt es gegenwärtig 760 
Millionen Menschen über 60 Jahre, was 
11 % der Weltbevölkerung sind. Im Jahr 
2050 werden es gut 2 Milliarden bzw. 
fast 22 % der Weltbevölkerung sein, in 
Asien und Lateinamerika jeweils 25 % 
und in Europa fast 34 %.

Ganz anders gelagert und weit bri-
santer ist die „entwicklungspolitische“ 
Problematik der Wohlstandsländer. Be-
völkerungswachstum ist nämlich kei-
neswegs nur ein quantitatives, sondern 
auch ein qualitatives Problem. Je nach 
Wirtschaftsweise, Lebensstil und tech-
nologischer Entwicklung bietet die Er-
de mehr oder weniger Menschen ei-
nen zuträglichen Lebensraum. So ist 
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Aus dieser Perspektive betrachtet 
haben Vertreter der Entwicklungslän-
der, wenn sie behaupten, das eigent-
liche Bevölkerungsproblem liege im 
Norden, durchaus recht. Ebenso ver-
ständlich ist ihr Vorwurf, die reichen 
Länder würden auf Programme zur Ge-
burtenkontrolle drängen, um von den 
realen weltweiten Verteilungsproble-
men abzulenken. Ähnliches gilt für das 
Argument, der starke Anstieg der Nah-
rungsmittelpreise in jüngster Zeit sei zu 
einem guten Teil Folge eines höheren 
Fleischkonsums in Schwellenländern. 
Diese Aussage mag aktuell richtig sein, 
ist aber als eine Schuldzuweisung nicht 
gerechtfertigt. Korrekterweise müsste 
man nämlich zuerst einmal feststel-
len, dass der weit höhere Fleischkon-
sum pro Kopf in den reichen Ländern 
eine weit wichtigere Ursache darstellt.

Das Modell der westlichen Zivilisa-
tion ist – jedenfalls in seiner gegen-
wärtigen Form – nicht universalisier-
bar. Da es aber große Anziehungskraft 

ausübt und die Menschen in anderen 
Ländern mit gutem Recht einen ähn-
lichen Wohlstand anstreben, geht von 
ihm eine gefährliche Dynamik aus. Die 
Entwicklungsländer verweisen zu 

Recht darauf, dass sie meist eine nied-
rigere Bevölkerungsdichte aufweisen, 
bisher weniger für die globale Umwelt-
zerstörung und Verschwendung von 
Ressourcen verantwortlich sind und 
daher auch diesbezüglich sozusagen 
einen Nachholanspruch haben. Letzt-
lich geht es um ein Verteilungsproblem 
zwischen reich und arm. Einziger 
ethisch vertretbarer Ausweg ist ein res-
sourcen- und emissionsarmes Wirt-
schaftsmodell für alle. Dazu braucht 
es nicht nur technologische Innova-
tionen (z. B. eine weit höhere Ressour-
ceneffi zienz). Ebenso wichtig sind neue 

 Es ist letztlich ein 
Verteilungsproblem 
zwischen arm und reich

Leitbilder, was Wohlstand und Lebens-
stil betrifft. Dies ist aber nur erreich-
bar auf der Grundlage des Prinzips 
„ Gemeinsame, aber differenzierte Ver-
antwortlichkeit“, wie es in der Rio-De-
klaration von 1992 heißt (Edenhofer 
u. a. 2010).

Schlüsselrolle der Frauen

Das Bevölkerungswachstum ist auch 
unter Gender-Rücksicht eine globale 
Herausforderung mit ganz unterschied-
lichen Aspekten. Dies beginnt damit, 
dass Frauen in der Familienplanung 
eine Schlüsselrolle einnehmen, denn 
sie haben die Belastungen der Schwan-
gerschaft und häufi g auch des Auf-
ziehens der Kinder zu tragen. Sie sind 
daher meist mehr als die Männer an 
Geburtenkontrolle interessiert, können 
aber diesen Wunsch nur durchsetzen, 
wenn sie
• zum einen ihre gesellschaftlich oft 

untergeordnete Rolle durch mehr 
Chancen in allen Lebensbereichen 
verbessern können und

• zum anderen Zugang zu Mitteln der 
Familienplanung haben.

In Entwicklungsregionen gibt es nach 
wie vor einen ungedeckten Bedarf an 
Familienplanung von 11 %, in Afrika 
südlich der Sahara von 25 % (UNFPA 
2011). All dies betrifft vorrangig arme 
Frauen. Andererseits sind es aber auch 
Frauen, die vorrangig Opfer von Me-
thoden der Familienplanung werden, 
die ethisch unverantwortlich sind (vgl. 
zu dieser Thematik den Beitrag von 
Randeria in diesem Heft).

Eine Politik, welche die gesell-
schaftliche Stellung der Frauen ver-
bessert, ist daher sowohl ein ethisches 
wie ein entwicklungspolitisches Ge-

 Die gesellschaftliche 
Stellung der Frauen 
zu verbessern, ist 
eine entscheidende 
Herausforderung

Abb. 2: Anteil der über 60-Jährigen an der Bevölkerung
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bot. Mehr Rechte für Frauen stellen 
zunächst einmal einen Eigenwert dar. 
Sie sind aber auch funktional bedeut-
sam, weil Frauen besonders viel zur 
Bekämpfung der Armut, aber auch zu 
einem Rückgang hoher Geburtenzah-
len beitragen. So erleichtert z. B. mehr 
Bildung die Vermittlung von Kenntnis-
sen über die Familienplanung. Bessere 
Schul- und Berufschancen führen zu 
veränderten Rollen und Interessen der 
Frauen und fördern den Wunsch nach 
kleinen Familien. Eine längere Ausbil-
dung und ein späteres Heiratsalter ver-
zögern den Eintritt in die reproduktive 
Phase und vermindern tendenziell die 
Geburtenzahl. Dies beweist auch eine 
signifi kante Korrelation zwischen der 
sozialen Stellung von Frauen und  ihrer 
durchschnittlichen Kinderzahl (Altman 
1999). Ebenso wichtig sind freilich Ein-
stellungsänderungen der Männer als 
Voraussetzung einer partnerschaftlich-
verantwortlichen Elternschaft.

Ein noch schwerer wiegendes Pro-
blem sind die so genannten missing 
women. So gibt es in China und Süd-
asien etwa 100 Millionen Frauen weni-
ger, als „natürlicherweise“ zu erwarten 
wäre (Klasen/Wink 2003). In der Regel 
ist der Anteil der Frauen an der Ge-
samtbevölkerung etwas höher als der 
der Männer. In China gab es 2011 je-
doch 699,6 Millionen Männer und nur 

647,9 Millionen Frauen. In Indien wa-
ren es 641,0 Millionen Männer gegen-
über 600,5 Millionen Frauen. Dies ist 
eine Folge geschlechtsspezifi scher Ab-
treibungen und Kindestötungen, aber 
auch einer generellen Benachteiligung 
von Mädchen vom Säuglingsalter an 
bei der Ernährung, der Bildung und in 
vielen anderen Bereichen. Darin zeigt 
sich primär ein sozialethisches Pro-
blem, das in sozio-kulturellen Tradi-
tionen gründet.

Diese Entwicklung kann in den be-
treffenden Regionen allerdings auch 
erhebliche soziale und politische Pro-
bleme aufwerfen, die spezifi sche zu-
sätzliche Maßnahmen zugunsten von 
Frauen erfordern. Zumindest in Teilen 
Chinas hat dies teilweise bereits zu ei-
nem enormen Männerüberschuss ge-
führt, was ein erhebliches Konfl iktpo-
tenzial für die Zukunft darstellt (Wi-
seman 2004). Derartige Fragen dürfen 
politisch nicht ausgeblendet bleiben 
und zeigen, dass sozio-kulturelle Tra-
ditionen ambivalent sind und manch-
mal im Widerspruch zu grundlegenden 
Menschenrechten stehen.

Die wichtigste Binnenmigration ist 
die Land-Stadt-Wanderung, also die 
Urbanisierung.
• Im Jahr 2010 lebten 50 % der Men-

schen weltweit in Städten,
• in den weniger entwickelten Regio-

nen waren es 45 %,
• in den Industrieländern dagegen 

75 %.
• Am niedrigsten war diese Rate in 

den allerärmsten Ländern mit 29 %,
• in Afrika südlich der Sahara 37 %.

Da es meist junge, relativ gut ausge-
bildete und leistungsfähige Menschen 
sind, welche die Dörfer verlassen, führt 
die Urbanisierung häufi g zu einem Nie-
dergang der ländlichen Regionen (vgl. 
zu dieser Thematik den Beitrag von 
Frühbauer in diesem Heft).

Am meisten im Blickfeld steht je-
doch die internationale Migration, weil 
sie direkte Auswirkungen auf die rei-
chen Länder hat (WKIM 2005). Sie um-
fasst alle Formen der Zuwanderung, 
also legale Arbeitsmigrationen eben-
so wie illegale Zuwanderungen und 
Fluchtbewegungen („Zwangsmigrati-
onen“) aus politischen oder anderen 
Gründen. Vor allem in der Praxis ist es 
freilich oft sehr schwierig, eine schar-
fe Trennlinie zu ziehen. Dies gilt be-
sonders für kriegs- und armutsbeding-
te Wanderungsströme. Internationale 
Migrationen sind wohl am häufi gsten 
eine Folge davon, dass sich das Wohl-
standgefälle und die Einkommenskluft 
zwischen armen und reichen Ländern, 
aber auch innerhalb von Schwellenlän-
dern und sogar in armen Ländern in 
den letzten Jahrzehnten deutlich ver-
tieft hat (WA-DBK 2005).

Heute, im „globalen Dorf“ der „Ei-
nen Welt“, ist dies aber weit folgenrei-
cher als früher, denn dem globalen Ge-
fälle zwischen Reich und Arm steht ein 
gegenläufi ger Prozess der Ausbreitung 
westlicher Werte und Modelle gegen-
über. Dies schafft eine Spannung zwi-
schen der Erwartung einer „nachho-
lenden Entwicklung“ einerseits und 
 einer oft erdrückenden Realität ande-
rerseits, was nicht ohne Rückwirkun-

 Problematische sozio-
kulturelle Traditionen 
dürfen nicht ausgeblendet 
werden

Bevölkerungsentwicklung und Migration

Ein wichtiges Thema der Bevölkerungs-
soziologie ist die Migration. Die Zunah-
me bzw. Abnahme einer Bevölkerungs-
größe ist nämlich nicht nur vom Saldo 
aus Geburten- und Sterberate abhän-
gig, sondern auch von der Differenz 
zwischen Immigration und Emigra-
tion. Selbstverständlich sind Wande-
rungsbewegungen komplexe Vorgän-
ge, die vielfältige Ursachen haben, de-
nen hier nicht nachgegangen werden 
kann. Aber ebenso unbestreitbar ist 
ein hohes Bevölkerungswachstum ein 
wichtiger Grund für Migration, zumal 
in Ländern oder Gebieten mit einer ho-

hen Bevölkerungsdichte. Sehr unter-
schiedliche Bevölkerungsentwicklun-
gen sowohl regional wie innerhalb von 
Flächenstaaten sind ein weiterer Fak-
tor, der Migrationen auslöst. Das Bei-

spiel der Transmigration in Indonesien 
hat aber schon gezeigt, dass Binnen-
migrationen mit erheblichen Proble-
men verbunden sein können.

 Urbanisierung führt häufi g 
zum Niedergang der 
ländlichen Regionen
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gen auf die Industrieländer bleibt.  Diese 
Spannung schafft fast unvermeidlich 
ein hohes globales Wanderungspoten-
zial und wachsende Armutsmigratio-
nen. Denn es ist nur folgerichtig, dass 
die Armen in die reichen Länder kom-
men, wenn der Reichtum nicht zu ih-
nen kommt. Aus dieser Perspektive ist 
die gegenwärtige Migration ein globa-
ler Anpassungsprozess. Es entspricht 
der Logik der Globalisierung, wenn 
nicht nur Waren und Kapital, sondern 
auch die Menschen auf der Suche nach 
Arbeit und Wohlstand sich weltweit 
frei bewegen wollen.

Ein Großteil dieser Migration er-
folgt zwischen Entwicklungsländern. 
Die größte Aufmerksamkeit erfährt je-
doch die Zuwanderung aus Ländern 
der Dritten Welt in Industrieländer, be-
sonders aus Lateinamerika in die Ver-
einigten Staaten und aus Afrika und 
dem Nahen Osten nach Europa. Dem 
begegnen die reichen Länder vor al-
lem mit einer Abschottungspolitik. Das 
löst keine Probleme und ist angesichts 
der Ursachen dieses Phänomens zum 
Scheitern verurteilt – ganz zu schwei-
gen davon, dass diese Politik den ei-
genen ethischen Grundsätzen wider-
spricht.

Vor allem aber ist diese Reaktion 
kurzsichtig. Zuwanderer bringen für 
die Aufnahmeländer kurzfristig große 
Belastungen mit sich, besonders im Be-
reich der Unterbringung, Beschäfti-
gung und Sozialleistungen. All diese 
realen Probleme sollten aber nicht den 

 Die bloße Abschottung 
gegen Migranten ist 
unmenschlich und löst 
keine Probleme

Blick für die erheblichen wirtschaftli-
chen Vorteile verstellen, die Zuwande-
rer den Aufnahmeländern in der Regel 
ebenfalls bringen. Dies gilt ganz be-
sonders für die europäischen Länder 
mit ihren demografi schen Problemen 
(Überalterung der Bevölkerung), wo-
von bereits die Rede war. Ohne die Zu-
wanderung von Arbeitskräften können 
sie nämlich weder ihr Beschäftigungs-
niveau halten noch längerfristig ihr So-

zial- und Rentensystem fi nanziell si-
chern. In manchen Bereichen (z. B. 
Krankenpfl ege, Gaststättengewerbe, 
Müllbeseitigung) wäre die Wirtschaft 
ohne ausländische Arbeitnehmer schon 
heute am Ende. Ein eigenes und ethisch 
nicht hinnehmbares Kapitel ist die il-
legale Ausländerbeschäftigung, durch 
die sich billige Gewinne erzielen las-
sen.

Fast alle ernsthaften Studien kom-
men zum Ergebnis, dass allein Deutsch-
land in den nächsten Jahrzehnten min-
destens rund 300.000 Zuwanderer pro 
Jahr braucht, um seine Bevölkerungs- 
und Arbeitskräftezahl und damit sei-
nen Wohlstand stabilisieren zu können. 
Die Überalterung der Bevölkerung lässt 
sich dagegen allein durch einen Ge-
burtenanstieg vermeiden (Birg 1999). 
Schon diese wenigen Fakten zeigen, 
wie kurzsichtig und falsch es auch im 
Eigeninteresse Europas wäre, Zuwan-
derung massiv und unterschiedslos zu 
beschränken.

 Deutschland braucht 
jährlich 300 000 
Zuwanderer, um 
das erreichte 
Wohlstandsniveau zu 
sichern

den stets bedrohten Fortbestand von 
Bevölkerungen zu sichern. Für einige 
Länder, besonders im südlichen Afrika, 
in denen sich die Lebenserwartung in-
folge von AIDS teils um weit über 20 
Jahre verringert hat, gilt dies auch heu-
te wieder. Eine gegenläufi ge Entwick-
lung schnell wachsender Bevölkerung 
gibt es erst seit dem 20. Jahrhundert.

Damit sind bisher nicht gekannte 
Herausforderungen entstanden, die an-
dere Antworten und Lösungen verlan-
gen als in der Vergangenheit. Dies 
 betrifft besonders das Feld der Bevöl-
kerungspolitik und das Ziel der Emp-
fängnisverhütung. Diese Fragen ver-
langen auch ein neues Nachdenken 
über manche überkommene Lehren und 
Moralprinzipien. Umgekehrt beeinfl us-
sen die Religionen das generative Ver-
halten ihrer Anhänger und können 
staatliche Bevölkerungspolitik erheb-
lich behindern. Dies gilt keineswegs nur 
für die Sexualethik, sondern oft noch 
mehr für Vorstellungen über Familie, 
Ehe, Rolle der Frauen oder persönliche 
Selbstbestimmung. Sozialethisch be-
sonders bedeutsam ist, ob diese Tradi-
tionen und moralischen Normen, be-
sonders bezüglich Familienplanung, 
mit dem weithin geteilten Ziel der Ar-
mutsbekämpfung vereinbar sind (Nu-
scheler/Fürlinger 1994).

Alle großen Religionen erkennen 
heute die Notwendigkeit einer verant-
wortlichen Elternschaft und damit von 
Geburtenplanung an, allerdings mit ab-
weichenden Meinungen von teilweise 
erheblichem Gewicht. Übereinstim-
mung besteht weithin in der Ableh-
nung von Schwangerschaftsabbruch 
(in gewissem Umfang auch von Steri-
lisation) als Mittel der Familienpla-
nung. Weit heterogener sind die An-
sichten über sonstige Methoden, vor 

 Alle Religionen erkennen 
die Notwendigkeit an, 
mit Geburtenplanung 
und Elternschaft 
verantwortlich umzugehen

Bevölkerungsentwicklung als sozialethische Herausforderung

Viele Menschen und auch die Religio-
nen stehen der Frage der Geburtenkon-
trolle recht hilfl os und oft sprachlos 
gegenüber. Dies gründet auch im kol-

lektiven Gedächtnis der Menschheit, in 
armen noch weit mehr als in reichen 
Ländern, die bis ins 19. Jahrhundert 
mit dem Problem zu kämpfen hatte, 
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Mitglied des Jesuitenordens. Langjäh-
rige Aufenthalte in Indonesien und auf 
den Philippinen. Professor em. für So-
zialwissenschaften und Entwicklungs-
politik an der Hochschule für Philoso-
phie der Jesuiten in München. Leiter 
des dort angegliederten Instituts für 
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Vorsitzender des Misereor-Beirats.

KURZBIOGRAPHIEallem aber auch über Geschlechterbe-
ziehungen und ähnlichen Fragen, die 
das reproduktive Verhalten sehr beein-
fl ussen (Rappel 2000).

Der direkte Einfl uss der Religionen 
wird freilich meist weit überschätzt. 
Empirische Untersuchungen zeigen, 
dass zwischen den Variablen Religion 
und Geburtenhäufi gkeit keine klare 
Korrelation besteht. Dies ist damit zu 
erklären, dass viele Gläubige die Vor-
schriften ihrer Religion nicht kennen, 
sie sehr fl exibel interpretieren oder sich 
nicht an sie gebunden fühlen, so dass 
sie in ihrem generativen Verhalten fak-
tisch vor allem von sozialen und öko-

nomischen Umständen bestimmt wer-
den. Dies mag im Fall sehr restriktiver 
Lehren Probleme lösen helfen, kann 
aber auch zum völligen Verzicht auf 
ethische Erwägungen führen.

Ethisch-moralische Urteile zur Be-
völkerungspolitik und Familienpla-
nung sind nur dann verantwortungsbe-
wusst und hilfreich, wenn sie sachlich 
begründet sind, d. h. die oft komple-
xen empirischen wie theoretischen 
Ergebnisse der Demographie und Be-
völkerungssoziologie ernst nehmen 
(Warwick 1995). Dabei ist eine Eng-
führung auf die Sexualethik zu vermei-
den, denn das Bevölkerungsproblem 
ist primär ein sozialethisches Problem 
(Fraling 1995; Kesselring 1996). Be-
sonders ist darauf zu achten, dass be-
völkerungsethische Aussagen nicht an-
deren sozialethischen Prinzipien wider-
sprechen, etwa
• dem Schutz menschlichen Lebens 

im umfassenden Sinn,
• einer menschenwürdigen Entwick-

lung für alle (vor allem für die Ar-
men),

• der sozialen Gerechtigkeit oder
• der ökologischen Nachhaltigkeit 

bzw. der Bewahrung der Schöpfung.

 Ethisch-moralische Urteile 
müssen sachlich begründet 
und miteinander vereinbar 
sein

Wenn nun ein ungebremstes Bevölke-
rungswachstum diese Ziele nachweis-
bar gefährdet und nur eine wirksame 
Geburtenkontrolle einen Ausweg bie-
tet, dann ist ihre Ablehnung bzw. der 
dazu nötigen Mittel kaum einsichtig 
begründbar. Dies gilt vor allem für Län-
der mit hoher Bevölkerungsdichte oder 
mit einem sehr hohen Bevölkerungs-
wachstum, in denen die Religionen ih-
re Glaubwürdigkeit aufs Spiel setzen, 
wenn sie von Politik und Wirtschaft 
die Bekämpfung der Armut verlangen, 
gleichzeitig jedoch alle gangbaren We-
ge zum Rückgang des Bevölkerungs-
zuwachses ablehnen oder verurteilen. 
Dies kann natürlich zu Meinungsun-
terschieden und Konfl ikten führen, die 
sich nicht kurzfristig lösen lassen. In 
diesem Fall, zumal wenn schnelles 
Handeln erforderlich ist und keine ech-
te Alternative aufzeigbar ist, sollte man 
zumindest das Prinzip des kleineren 
Übels gelten lassen. Längerfristig soll-
te das Ziel ein interdisziplinärer Dia-
log aller sein, deren zentrales Anliegen 
der Schutz menschlichen Lebens ist, 
was den Einsatz für menschenwürdige 
Lebensbedingungen überall auf der 
Welt wie für künftige Generationen 
einschließt (Schockenhoff 1997).

Die katholische Kirche hat dies prin-
zipiell anerkannt (Müller 1994). Schon 
vor 20 Jahren hat Kardinal Joseph Rat-
zinger zu Recht festgestellt: „Auch zum 
Weltbevölkerungsproblem ist vom 
kirchlichen Lehramt bisher, soweit ich 
sehe, noch nicht viel Hilfreiches gesagt 
worden“ (Die Zeit 29.11.1991). Ein Blick 
in die Soziallehre der Kirche einschließ-
lich ihrer jüngsten Enzykliken zeigt, 
dass sich daran jedoch seitdem kaum 
etwas geändert hat. Auch zum Errei-

 Eine sozialethische 
Stellungnahme der 
katholischen Kirche 
zur Problematik 
der wachsenden 
Weltbevölkerung steht 
immer noch aus

chen der Grenze von 7 Milliarden Men-
schen hat sich die Weltkirche – soweit 
dem Autor bekannt – nicht geäußert. 
Insofern bleibt eine „hilfreiche“ sozial-
ethische Stellungnahme zu dieser Fra-
ge weiterhin ein Desiderat.

Einen Ausweg aus diesem Schwei-
gen hat Bischof Kamphaus (1994) 
schon vor fast 20 Jahren gewiesen. Er 
spricht von „der sozialethischen Eng-
führung und dem bevölkerungspoliti-
schen Abseits“ der kirchlichen Lehrver-
kündigung in dieser Frage. Der Argu-
mentationslinie von Bischof Kamphaus 
folgte auch eine differenzierte und sehr 
ausgewogene Erklärung der Kommis-
sion Weltkirche der Deutschen Bischöfe 
„Bevölkerungswachstum und Entwick-
lungsförderung“ (Bonn 1993; vgl. auch 
EKD 1994). Den vollständigen Text der 
Erklärung fi nden Sie als PDF-Datei auf 
www.kommende-dortmund.de (Veröf-
fentlichungen � Amosinternational). 
Für eine knappe Zusammenfassung 
und einige Textpassagen siehe unter 
„Dokumentation“ in diesem Heft.
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 Bevölkerungswachstum und 
Ressourcenknappheit
Herausforderungen und Handlungsoptionen

Die Weltbevölkerung wächst weiter. Doch im Verlauf der letzten Jahrzehnte hat die jährliche Wachs-
tumsrate stetig abgenommen. Verschiedene Bevölkerungsszenarien sind wichtig für die Entwick-
lung von robusten Handlungsstrategien in sehr unterschiedlichen Zukunftsszenarien. Die Auswir-
kungen einer steigenden Weltbevölkerung auf Ressourcenknappheit lassen sich anhand von vier 
wesentlichen Komponenten untersuchen: Bevölkerungszahl; Durchschnittseinkommen pro Person; 
Konsummuster; und Ressourcenintensität der Produktion. Technologieentwicklung, Substitution in 
Produktion und Konsum sowie Produktionsverlagerung durch internationalen Handel sind wichtige 
Mechanismen zur Reduzierung des Ressourcenverbrauchs. Die staatliche Regulierung muss durch 
gezielte Besteuerung oder Einführung von Nutzungsrechten die richtigen Preissignale zur Umset-
zung dieser Maßnahmen geben. Eine Verbesserung der Informationsgrundlagen, der Infrastruktur 
sowie der Ausbildung bereits vom frühkindlichen Alter an kann zur Entwicklung neuer Lösungen 
und zur regional angepassten Bewältigung von Ressourcenknappheit beitragen. Gleichzeitig wer-
den hiermit aber auch die notwendigen Grundlagen geschaffen für eine bessere Gesundheitsver-
sorgung und eine stabile Wirtschaftsentwicklung. Es gibt deutliche Synergien zwischen der Steige-
rung der Ressourceneffi zienz und dem Abbremsen der Bevölkerungsentwicklung.

Die Weltbevölkerung wächst weiter. 
Aber im Verlauf der letzten Jahrzehn-
te hat die jährliche Wachstumsrate ste-
tig abgenommen. Der Höhepunkt der 
Wachstumsraten lag in den 1960er Jah-
ren bei ca. 2 % pro Jahr. Heute liegt 
dieser Wert bei ca. 1 %, und er fällt 
weiter. Die Weltbevölkerung wächst al-
so immer langsamer und viele Analy-
sen gehen davon aus, dass sie sich ab 
dem Jahr 2050 bei etwa 9 Mrd. Men-
schen stabilisieren wird. Es ist aber 
wichtig zu betonen, dass es sich hier-
bei um Szenarien handelt, die immer 
auch mit Unsicherheit behaftet sind. 
Wichtige demographische Bestim-
mungsfaktoren für das Bevölkerungs-
wachstum sind die durchschnittlichen 
Geburten- sowie Sterberaten der Men-
schen, aber auch sozio-ökonomische 
Entwicklung und Wirtschaftswachs-
tum. Durch eine Veränderung der me-
dizinischen Versorgung wie auch durch 

Präferenzänderungen bezüglich der ge-
wünschten Kinderzahl in einer Fami-
lie können sich diese Raten ändern. Bei 
einer nur leichten Variation der Gebur-
ten- und Sterberaten in einer Szenari-
enanalyse kann die Weltbevölkerung 
im Jahr 2050 ebenso gut bei 8,5 Mrd. 
Menschen wie auch bei 10,5 Mrd. Men-
schen liegen. Für den weiteren Verlauf 
des 21. Jahrhunderts liegen die plau-
siblen Projektionen noch weiter aus-
einander. 

Aufgrund vielfältiger Unsicherhei-
ten wird daher bei langfristigen Ab-
schätzungen zu Bevölkerungswachs-

 Unterschiedliche 
Szenarien zur 
Bevölkerungsentwicklung 
ermöglichen die 
Entwicklung alternativer 
Handlungsstrategien

tum, Einkommensentwicklung und 
Ressourcenverbrauch auf eine Reihe 
von verschiedenen Szenarien zurück-
gegriffen, um „mögliche Zukünfte“ er-
fassen zu können. Im Rahmen der Kli-
mafolgenforschung wird seit dem Jahr 
2000 auf vier zentrale Szenarien des 
„Special Report on Emission  Scenarios 
(SRES)“ zurückgegriffen: 
• Szenario A1 mit starker gesell-

schaftlicher Priorität auf Wirt-
schaftsentwicklung, Globalisierung 
und technischem Fortschritt sowie 
mittlerem globalen Bevölkerungs-
wachstum;

• Szenario A2 mit starker gesell-
schaftlicher Priorität auf Wirt-
schaftsentwicklung, aber mehr Re-
gionalisierung und weniger tech-
nischem Fortschritt sowie hohem 
Bevölkerungswachstum, vor allem 
in ärmeren Ländern;

Es gibt mehr als nur ein Bevölkerungsszenario

Hermann Lotze-Campen
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• Szenario B1 mit starker gesell-
schaftlicher Priorität auf Umwelt- 
und Ressourcenschutz, globa-
ler Kooperation und technischem 
Fortschritt sowie geringem Bevöl-
kerungswachstum;

• Szenario B2 mit starker gesell-
schaftlicher Priorität auf Umwelt- 
und Ressourcenschutz, aber mehr 
Regionalisierung und weniger tech-
nischem Fortschritt sowie mittlerem 
Bevölkerungswachstum.

Auf Basis dieser vier Szenarien mit 
weiteren Differenzierungen ist es 

möglich, für die Zukunft mehr oder 
weniger starkes Bevölkerungswachs-
tum mit schneller oder langsamer 
Wirtschaftsentwicklung sowie star-
kem oder weniger starkem Ressour-
cenverbrauch zu kombinieren und im 
Detail zu untersuchen. Dies ist wich-
tig für die Entwicklung von robusten 
Handlungsstrategien, die nach Mög-
lichkeit auch für sehr unterschiedli-
che Zukunftsszenarien geeignet sein 
sollten. Die Rahmendaten für diese 
SRES-Szenarien sind sowohl global 
also auch für wichtige Weltregionen 
differenziert verfügbar.

duktion. Im Laufe der Wirtschaftsent-
wicklung haben sich viele Länder auf 
Güter und Produktionstechniken spe-
zialisiert, für die sie mit den geeigne-
ten Produktionsmitteln und Ressour-
cen gut ausgestattet waren bzw. sind. 
Länder nutzen im Rahmen der interna-
tionalen Arbeitsteilung ihre „kompa-
rativen Kostenvorteile“ aus. Der ame-
rikanische Wirtschaftswissenschaftler 
Vernon Ruttan hat z. B. festgestellt, dass 
die Landwirtschaft in den USA sich 
über die Zeit auf eine bodenintensive 
Produktion mit wenig Arbeitskräften 
und hohem Kapitaleinsatz spezialisiert 
hat, weil Arbeitskräfte knapp und Land 
reichlich verfügbar waren. Im dichtbe-
siedelten Japan dagegen war es genau 
umgekehrt, weil es hier wenig Land 
für eine relativ große Bevölkerung gab. 
Diese Entwicklung wird auch als „in-
duzierter technischer Fortschritt“ be-
zeichnet, der z. T. bis heute nachwirkt. 

Beim spezifi schen Energiever-
brauch sieht es ähnlich aus. Länder, 
die reichlich Vorkommen an fossilen 
Energieträgern haben, haben kaum ei-
nen Anreiz, den Einsatz dieser Ener-
gieträger einzuschränken. Dies lässt 
sich heute gut an den Treibhausgas-
Emissionen pro Kopf ablesen. Die Pro-
Kopf-Emissionen an Kohlendioxid 
(CO2) liegen in den arabischen Öl-Ex-
portländern wie auch in den USA, Aus-
tralien und Russland erheblich über den 
Werten z. B. in Europa.

Hierfür ist aber zu einem erhebli-
chen Teil auch die politische Regulie-
rung und Steuerung verantwortlich. 
Nach den Ölpreisschocks und den 

 Der unterschiedliche 
Energieverbrauch ist 
abhängig von politischer 
Steuerung und den 
Vorkommen vor Ort

Ressourcenverfügbarkeit, Wohlstand und Lebensstile sind 
regional sehr unterschiedlich

Die konkreten Auswirkungen einer 
steigenden Weltbevölkerung auf Res-
sourcenbedarf und Ressourcenknapp-
heit lassen sich anhand vier wesentli-
cher Komponenten untersuchen:
• Bevölkerungszahl
• Durchschnittseinkommen pro Per-

son
• Konsummuster
• Ressourcenintensität der Produk-

tion

Die Kombination dieser vier Kompo-
nenten und ihrer Veränderungsraten 
ist regional über den Globus sehr un-
terschiedlich verteilt. Während die Be-
völkerung in vielen Industrieländern 
stagniert (oder sogar zurückgeht), ist 
hier das Einkommen hoch, oft verbun-
den mit ressourcenintensiven Kon-
summustern. Viele Entwicklungslän-
der verzeichnen starkes Bevölkerungs-
wachstum bei geringem Einkommen 
und bislang wenig ressourcenintensi-
vem Konsum. Welche Dynamik diese 
Komponenten in ihrer Wechselwirkung 
entfalten können, hat sich in den ver-
gangenen zwei Jahrzehnten in den sich 
dynamisch entwickelnden Schwellen-
ländern, wie z. B. China, Indien oder 
Brasilien, gezeigt. Wenn die Bevöl-
kerung noch relativ schnell wächst, 
gleichzeitig aber starkes Wirtschafts-

wachstum erreicht und ein Nachfra-
getrend hin zu ressourcenintensiven 
Produkten vollzogen wird, kann der 
Druck auf die Ressourcennutzung sehr 
schnell ansteigen. Der Bedarf Chinas 
und Indiens z. B. an Kohle, Öl, Stahl 
oder Nahrungsmitteln hat bereits zu 
einer Verknappung auf den interna-
tionalen Rohstoffmärkten und einem 
Anstieg der Weltmarktpreise beigetra-
gen. Selbst zwischen Ländern mit ähn-
lichem Wohlstandsniveau können sich 
die Konsummuster aber deutlich un-
terscheiden.

Die Steigerung der Ressourcennach-
frage kann durch die Ressourceninten-
sität der Produktion von Gütern und 
Dienstleistungen noch verstärkt, aber 
auch abgemildert werden. Mit Ressour-
cenintensität ist hier der spezifi sche 
Verbrauch von Energie, Wasser, Land 
und anderen Primärgütern bei der Er-
zeugung eines Endprodukts (z. B. Ma-
schinen und Geräte, Nahrungsmittel 
etc.) gemeint. 

Die Ressourcenintensität der Pro-
duktion ist global sehr unterschied-
lich verteilt, selbst in Ländern mit ei-
nem vergleichbaren Niveau der Wirt-
schaftsentwicklung. Dies liegt zum 
einen an der spezifi schen regionalen 
Ressourcenverfügbarkeit, aber auch an 
der politischen Regulierung der Pro-

 Der Ressourcenverbrauch 
kann auch bei gleichem 
Wirtschaftsniveau in den 
Ländern und Regionen 
sehr unterschiedlich sein
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dramatischen Preisanstiegen für Erd-
öl in den 1970er Jahren setzte zumin-
dest in Europa eine Welle der Techno-
logieentwicklung im Transportwesen 
ein, die dazu führte, dass der spezifi -
sche Kraftstoffverbrauch europäischer 
Kraftfahrzeuge heute deutlich niedriger 
ist als in den USA. Dies wurde in Eu-
ropa auch durch eine dauerhaft höhere 
Besteuerung des Kraftstoffverbrauchs 
begleitet. 

Ressourcenverknappung aufgrund 
natürlicher Vorkommen wie auch durch 
politische Regulierung und Besteuerung 
können also dazu führen, dass sich nicht 
nur Konsummuster verändern, sondern 
auch die Richtung und Dynamik tech-
nologischer Entwicklungen. Dies ist für 
die Diskussion von Handlungsoptionen 
zur Verringerung des Ressourcenver-
brauchs bei steigender Bevölkerung von 
entscheidender Bedeutung.

in Zukunft bei steigender Bevölkerung 
und Nachfrage knapp werden könnten, 
weiß man inzwischen, dass zumindest 
die Vorräte an Kohle weltweit voraus-
sichtlich noch für mehrere Jahrhun-
derte den Bedarf decken könnten. Es 
ist also nicht zu erwarten, dass es hier 
zu ernsthaften Knappheiten kommen 
wird. Vor allem gibt es Kohle in fast 
allen Weltregionen, so dass viele Län-
der längerfristig auch nicht auf Im-
porte angewiesen wären. Das Problem 
ist hier aber, dass das bei der Verbren-
nung entstehende CO2 in der Atmo-
sphäre wie in einer Deponie abgelagert 
wird und hier dauerhaft zur globalen 
Erwärmung mit allen zu erwartenden 
negativen Folgen beiträgt. Wenn nun 
aber die globale Erwärmung auf z. B. 
zwei Grad Celsius über dem vor-indus-
triellen Niveau begrenzt werden soll, 
wie inzwischen international im Prin-
zip vereinbart, dann wird dieser „De-
ponieraum in der Atmosphäre“ sehr 
schnell knapp in den nächsten Jahr-
zehnten. Dies ist dann eine neue Di-
mension von Ressourcenknappheit, der 
nur mit einer konsequenten Regulie-
rung und Emissionsverminderung ge-
gengesteuert werden kann.

Es gibt weitere potentielle Knapp-
heiten von Rohstoffen und Minera-
lien, deren langfristige Auswirkungen 
schwerer abzuschätzen sind. Stick-
stoff und Phosphor sind z. B. essenti-
elle Pfl anzennährstoffe für die Land-
wirtschaft. Phosphor wird zurzeit aus 
mineralischen Lagerstätten gewon-
nen, die mit großer Sicherheit end-
lich sind. Wenn es hier zu Knapphei-
ten käme, müsste Phosphor zunehmend 
aus menschlichen und tierischen Ex-
krementen zurückgewonnen werden, 
was technisch möglich, aber aufwän-
dig wäre. Stickstoff kann dagegen im 
Prinzip unbegrenzt aus der Luft gewon-
nen werden, entweder durch stickstoff-
bindende Pfl anzen (Leguminosen wie 
z. B. Bohnen oder Erbsen) oder das che-
mische Haber-Bosch-Verfahren. Die-
ses Verfahren ist allerdings sehr ener-
gieaufwändig, so dass die zukünftige 
Versorgung mit Stickstoffdüngern von 

Was wir zum Leben brauchen: Land, Wasser, Energie

Die Grundbedürfnisse des Menschen 
an natürlichen Ressourcen lassen sich 
im Wesentlichen mit Luft, Wasser, 
Nahrung, Kleidung, Wohnraum sowie 
Energie zum Kochen, Heizen und zur 
Fortbewegung umreißen. Hierauf lässt 
sich auch ein Großteil des Ressourcen-
verbrauchs durch den Konsum höher-
wertiger Güter und Dienstleistungen im 
Laufe der wirtschaftlichen Entwicklung 
zurückführen. 

Vor allem die Nahrungsmittelpro-
duktion für die aktuelle Weltbevölke-
rung von sieben Milliarden Menschen 
ist für einen Großteil des Verbrauchs 
an Land und Süßwasser rund um den 
Globus verantwortlich.
• Etwa ein Drittel der globalen Land-

oberfl äche wird für die landwirt-
schaftliche Produktion genutzt, zum 
größeren Teil als Weideland für die 
Viehhaltung, zum kleineren Teil als 
Ackerland für Feldfrüchte, die auch 
Faserpfl anzen für Kleidung umfas-
sen.

• Ein weiteres Drittel der Landober-
fl äche dient der Forstwirtschaft, die 
zur Versorgung mit Bauholz, Fasern 
und Energie beiträgt.

Fast 70 Prozent der Landoberfl äche ist 
also direkt durch die menschliche Nut-
zung geprägt. In Regionen wie Indien 
oder im mittleren Osten gibt es kaum 
noch Möglichkeiten, die Landnutzung 
weiter auszudehnen. In anderen Re-
gionen, z. B. im südlichen Afrika oder 
in Lateinamerika, gibt es aber noch 

Flächen, die nutzbar gemacht werden 
könnten. 

Ähnlich ist es beim Süßwasser:
• Ca. 70 Prozent der verfügbaren 

Menge wird für die Landwirtschaft 
genutzt, zumeist für die künstliche 
Bewässerung in trockenen Regio-
nen.

• Etwa 20 Prozent des Wasserver-
brauchs entfallen auf die Industrie.

• Nur etwa 10 Prozent dient dem Ver-
brauch von privaten Haushalten.

Süßwasservorräte werden in vielen 
 Regionen, z. B. in Indien, USA und Chi-
na, übernutzt. Aber es gibt auch Bei-
spiele in Israel und Australien, wo re-
lativ gut funktionierende Regulierungs-
mechanismen eingeführt wurden. 
Süßwasser kann auch durch Mehrwas-
serentsalzung gewonnen werden, was 
aber zurzeit noch sehr energieaufwän-
dig und teuer ist.

Bei der Nutzung fossiler Energieträ-
ger ist weniger die begrenzte Verfüg-
barkeit der Ressourcen das Problem, 
sondern die entstehenden Treibhaus-
gas-Emissionen bei der Verbrennung. 
Im Gegensatz zur weit verbreiteten 
Meinung, dass fossile Energieträger 

 Bei der Verbrennung 
fossiler Energieträger 
ist die Belastung 
der Atmosphäre das 
Hauptproblem, nicht der 
begrenzte Vorrat
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der Energieversorgung und den Ener-
giepreisen abhängt.

Neben Land, Wasser und fossilen 
Energieträgern wird eine Vielzahl von 
speziellen Erzen und Mineralien in der 
Industrie verwendet, die in Zukunft 
potentiell knapp werden könnten. Ein 
Beispiel sind die sogenannten „Selte-
nen Erden“, spezielle Metalle, die zur 
Herstellung von elektronischen Bau-
teilen und z. B. auch Solarzellen ver-
wendet werden. Der vermehrte Einsatz 

von Solarenergie im großen Maßstab 
könnte also zur Verringerung des Ein-
satzes von Kohle, Öl und Gas beitra-
gen, aber zu neuen Knappheiten bei 
diesen speziellen Metallen führen. 
Hier stellt sich die Frage, wie schnell 
bei sich abzeichnenden Knappheiten 
neue Verfahren und alternative Roh-
stoffe gefunden werden können. Be-
nötigt werden also Substitutionsmög-
lichkeiten zu aktuell verbreiteten Pro-
duktionstechniken.

und anderer Produkteigenschaften. Die 
Petrochemie hat eine große Zahl von 
neuen Werkstoffen entwickelt, durch 
die traditionelle Baustoffe, Dämmstof-
fe und Fasern ersetzt werden konnten. 
Aber auch hier könnten traditionelle, 
nachwachsende Rohstoffe wieder an 
Bedeutung gewinnen, wenn sich Koh-
le, Öl und Gas verteuern würden, ent-
weder durch Knappheit oder politische 
Regulierung.

Die Energiewende in Deutschland 
ist ein weiteres Beispiel, bei dem es auf-
grund von Regulierung zur Substitu-
tion von fossilen und nuklearen Ener-
gieträgern (und darauf aufbauenden 
Versorgungsnetzen und Produktions-
verfahren) durch erneuerbare Energie-
träger wie Sonne, Wind und Biomasse 
kommt. Dabei haben die Unternehmen 
und Verbraucher allerdings nur einen 
Anreiz zur Umstellung, wenn dies ge-
setzlich vorgeschrieben oder durch 
Preisanreize eingeleitet wird. Für die 
Auswirkungen auf die Produktionskos-
ten ist vor allem auch die Länge des 
Umsetzungszeitraums wichtig.

Neben der Möglichkeit der Substi-
tution vor Ort kann bei Ressourcen-
kappheit auch die Verlagerung der Pro-
duktion an einen anderen Ort eine 
wichtige Reaktionsmöglichkeit sein. 
Hier kommt die Bedeutung des inter-
nationalen Handels ins Spiel. Bei zu-
nehmender weltweiter Ressourcen-
knappheit könnte der internationale 
Handel mit Rohprodukten wie auch mit 
Konsum- und Vorleistungsgütern in 
Zukunft noch wichtiger werden als 
heute. So könnten ressourcenintensi-
ve Produkte und Produktionsverfah-
ren zunehmend dorthin verlagert wer-
den, wo die relevanten Rohstoffe rela-
tiv leichter zugänglich sind. Ein offenes 

 Substitutionsprozesse 
gibt es in der 
Landwirtschaft und bei 
den Produktionsverfahren, 
bei den verwendeten 
Materialien und bei den 
Energieträgern

Die Suche nach Substitutionsmöglichkeiten

Die Möglichkeit zur gegenseitigen Sub-
stitution (d. h. Austausch) verschiede-
ner Produktionsmittel spielt vor allem 
bei der ökonomischen Analyse von Res-
sourcenknappheiten und gesellschaftli-
chen Zielkonfl ikten („Trade-offs“) eine 
sehr wichtige Rolle. Ressourcenknapp-
heit ist nur dann ein ernsthaftes Pro-
blem, wenn es mittelfristig keine An-
passungsmöglichkeiten, vor allem 
beim Einsatz wichtiger Produktions-
mittel gibt. Viele Produktionsverfahren 
wurden über die Zeit stark verändert, 
entsprechend der relativen Knapphei-
ten oder relativen Preise für wichtige 
Produktionsmittel. Oben wurde bereits 
der Vergleich zwischen USA und Ja-
pan bei der Entwicklung der Arbeits- 
und Bodenintensität in der Landwirt-
schaft angeführt. In der Landwirtschaft 
haben sich in vielen Industrieländern 
über die Zeit weitere substantielle Sub-
stitutionsprozesse abgespielt. Durch die 
relativ günstige Verfügbarkeit fossiler 
Energieträger und damit fossiler Stick-
stoffdünger seit Anfang des 20. Jahr-
hunderts war der Einsatz von stick-
stoffbindenden Leguminosen für die 
Pfl anzenernährung und Erhaltung der 
Bodenfruchtbarkeit nicht mehr zwin-
gend notwendig. Dies ermöglichte eine 
starke Technisierung und Spezialisie-
rung in der Landwirtschaft, verbunden 
mit einer beachtlichen Steigerung der 
Flächenerträge, aber z. T. auch mit ne-
gativen Umweltauswirkungen. Zusam-
men mit Fortschritten in der Pfl anzen-

züchtung und Bewässerung konnten 
in den letzten Jahrzehnten die land-
wirtschaftlichen Erträge in den meis-
ten Weltregionen vervielfacht werden, 
so dass die bewirtschaftete Landfl äche 
nur wenig ausgedehnt werden muss-
te. Wenn sich, z. B. durch die Verteue-
rung fossiler Energieträger im Rahmen 
einer ambitionierten Klimapolitik, die 
Preise für synthetische Düngemittel in 
Zukunft möglicherweise stark erhöhen, 
könnte eine Umstellung auf Fruchtfol-
gen mit wieder höheren Leguminosen-
anteilen durchaus eine Anpassungsop-
tion für die Landwirte sein, um dieser 
neuen Art von Ressourcenknappheit 
zu begegnen.

Ohne erhebliche landwirtschaftli-
che Produktivitätssteigerungen wäre 
es nicht möglich gewesen, eine stark 
wachsende Weltbevölkerung mit Nah-
rungsmitteln zu versorgen. Diese Tat-
sache soll nicht beschönigen, dass 
weltweit immer noch ca. eine Milliar-
de Menschen von Unterernährung be-
troffen sind. Allerdings hat der relative 
Anteil der Unterernährten an der Ge-
samtbevölkerung deutlich abgenom-
men. Außerdem ist Unterernährung 
ein sehr vielschichtiges Problem, das 
nicht allein durch Produktionssteige-
rungen gelöst werden kann.

Viele weitere Beispiele zu Substitu-
tionsprozessen können in der Industrie 
beobachtet werden. Im Fahrzeugbau 
wurde z. T. Stahl durch Aluminium er-
setzt, wegen der Gewichtsunterschiede 
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Handelssystem ermöglicht auch eine 
Reaktion auf sich jetzt noch nicht ab-
zeichnende regionale Knappheiten. 
Dies setzt allerdings voraus, dass auch 

die Emissionen beim internationalen 
Transport von Gütern einheitlich re-
guliert werden. Außerdem müsste nach 
und nach auch die Regulierung von 
Umwelt- und Sozialstandards weltweit 
angenähert werden, damit es nicht zu 
Wettbewerbsverzerrungen auf Kosten 
von Ökosystemen und benachteiligten 
gesellschaftlichen Gruppen kommt.

Neben der Betonung von Substitu-
tionsmöglichkeiten in der Produktion 
sollen auch Anpassungen im Konsum 
nicht unerwähnt bleiben. Auch in den 
Verbrauchsmustern gibt es weltweit er-
hebliche Unterschiede, selbst zwischen 
Ländern mit ähnlichem Einkommens-
niveau. Z. B. variiert der Konsum von 
tierischen Lebensmitteln wie Fleisch- 
und Milchprodukten sehr stark, was 

 Die Möglichkeit zur 
Verlagerung von 
Produktionsstätten 
macht eine weltweite 
Annäherung von Umwelt- 
und Sozialstandards 
erforderlich

zum großen Teil auf sich langsam ent-
wickelnde kulturelle und religiöse Fak-
toren zurückzuführen ist. In Japan ist 
der Anteil von Fisch am gesamten Ka-
lorien- und Proteinverbrauch erheb-
lich höher als in vergleichbaren Indus-
trieländern. In Indien ist der Anteil tie-
rischer Produkte am Gesamtverbrauch 
vergleichsweise gering, in der Mongo-
lei dagegen sehr hoch. Dies soll nur 
verdeutlichen, dass die Menschen auch 
hinsichtlich ihrer Verbrauchsgewohn-
heiten sehr anpassungsfähig sind, was 
die Anpassung an zukünftige Ressour-
cenknappheit erleichtern kann. Die 
Produktion tierischer Nahrungsmittel 
trägt jedenfalls überproportional zu 
globalen Landnutzungsänderungen 

wie auch zu den landwirtschaftlichen 
Treibhausgas-Emissionen bei. Eine fl ei-
scharme oder sogar vegetarische Er-
nährungsweise kann hier eindeutig zur 
Abmilderung von Ressourcenknapp-
heit beitragen.

 Zur Anpassung 
an zunehmende 
Ressourcenknappheit 
gehört eine fl eischarme 
oder vegetarische 
Ernährungsweise

ist ein sehr gutes Beispiel. Sowohl die 
Nutzung von Wasser als auch die Vor-
kommen sind selbst kleinräumig sehr 
unterschiedlich verteilt. Hier muss die 
Regulierung lokal angepasst erfolgen. 
Dies schließt allerdings nicht aus, dass 
es zu sinnvoller Zusammenarbeit und 
Abstimmung zwischen Regionen oder 
auch Nationalstaaten kommen kann 
und sollte. In Australien sind vier Bun-
desstaaten an einem Handelssystem für 
Wassernutzungsrechte beteiligt, um die 
Wassernutzung im gesamten Flussein-
zugsgebiet des Murray-Darling effi zi-
ent zu regulieren.

Wahlfreiheit belassen

Zum zweiten sollte nach Möglichkeit 
die Wahlfreiheit der Verbraucherinnen 
und Verbraucher hinsichtlich verschie-
dener Produkte mit unterschiedlicher 
Ressourcenintensität erhalten bleiben. 
In vielen Fällen lässt sich nicht ein-
deutig klären, welche Ressource bzw. 
welches Politikziel von der Gesell-
schaft insgesamt für besonders wich-
tig gehalten wird. Eine starke Regulie-
rung landwirtschaftlicher Treibhaus-
gas-Emissionen könnte zur Erhöhung 
der Nahrungsmittelpreise und damit 
möglicherweise zur Verschärfung von 
Unterernährung führen. Es sind daher 
markt-basierte Regulierungsmecha-
nismen zu bevorzugen, die möglichst 
viel Flexibilität bei der Suche nach den 
günstigsten Substitutionsmöglichkei-
ten in der Produktion erlauben.

Theoretisch könnte die Bevölkerung 
auf Ressourcenknappheit relativ ein-
fach mit Verhaltensänderungen im Ver-
brauch reagieren. Der Zusammenhang 
zwischen Fleischkonsum und Flächen-
verbrauch wurde oben bereits aufge-
zeigt, die Wahl des Transportmittels 
wäre ein weiteres Beispiel. Allerdings 
stellen sich zwei Probleme. Zum einen 
fehlt den Verbrauchern ausreichend In-
formation über die Ressourcenintensi-
tät der meisten Güter und Dienstleis-
tungen. Zum anderen ist kaum zu er-
warten, dass der überwiegende Teil der 

Maßnahmen zur Verringerung des Ressourcenverbrauchs

Basierend auf den gezeigten Möglich-
keiten zur
• Technologieentwicklung,
• Substitution in Produktion und 

Konsum sowie
• Verlagerung der Produktion

stellt sich abschließend die Frage, wie 
bei steigenden Bevölkerungszahlen 
diese Maßnahmen umgesetzt werden 
können bzw. welcher staatlichen Re-
gulierung diese Umsetzung bedarf. In 
jedem Fall sollten zwei Grundprinzi-
pien beachtet werden.

Teils regionales, teils globales Handeln

Zum einen muss die Lösung von Res-
sourcenknappheit dem Prinzip der Sub-
sidiarität folgen. Einige Knappheiten, 
z. B. die Regulierung der Atmosphä-
re als „Deponieraum“ für Treibhaus-
gas-Emissionen, können nur sinnvoll 

auf globaler Ebene gelöst werden, da 
es sich hierbei inhärent um Probleme 
mit globaler Ausbreitung handelt. Vie-
le andere Ressourcenkonfl ikte lassen 
sich aber nur auf regionaler bzw. loka-
ler Ebene regulieren. Wasserknappheit 
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Bevölkerung ohne Preisanreize zu sub-
stantiellen Verhaltensänderungen be-
reit ist.

Hier muss die staatliche Regulie-
rung ansetzen, um durch gezielte Be-
steuerung und/oder Einführung von 
klar defi nierten Nutzungsrechten an 
knappen Ressourcen die richtigen 
Preissignale zu geben. Erst wenn die 
Knappheit einer Ressource sich wirk-
sam in Preisen für Produktionsmittel 
und Konsumgüter widerspiegelt, sind 
ernsthafte Verhaltensänderungen und 
Substitutionsprozesse zu erwarten. Um 
drei Beispiele zu nennen:
• Verbraucher hätten einen direkten 

Anreiz, weniger Fleisch zu essen;
• Landwirte würden Bewässerungs-

wasser so sparsam wie möglich ein-
setzen; und

• Energieunternehmen würden die 
fossile Energieerzeugung durch 
die kostengünstigste Variante bei 
den erneuerbaren Energieträgern 
ersetzen.

Diese marktkonformen Lösungen wer-
den in verschiedenen Ländern bereits 
politisch umgesetzt.
• In Neuseeland wird die Landwirt-

schaft nach und nach in das natio-

 Ohne marktkonforme 
staatliche Steuerung wird 
es kaum zu erwünschten 
Verhaltensänderungen 
kommen

nale Emissionshandelssystem ein-
gebunden;

• in Australien gibt es seit Jahren 
ein funktionierendes System für 
den Handel mit Wassernutzungs-
rechten;

• in der EU wurde ein zwischenstaat-
liches Handelssystem für Emissi-
onszertifi kate aufgebaut.

• In den USA wurde die spezifi sche 
Luftbelastung mit Schwefeldioxid 
durch ein ähnliches Emissionshan-
delssystem reduziert, und zwar kos-
tengünstiger als vorher erwartet.

Direkte Kompensationszahlungen kön-
nen eingesetzt werden, um wertvolle 
tropische Waldgebiete vor der Abhol-
zung zu schützen. Diese sogenannten 
„REDD-Zahlungen“ werden im Rah-
men der internationalen Klimaver-
handlungen seit längerem diskutiert.

Entscheidend für eine Zukunft mit 

weiter steigender Weltbevölkerung und 
steigender Ressourcennachfrage ist es 
aber, nicht nur den direkten Ressour-
cenverbrauch zu regulieren, sondern 
auch die Investitionsdynamik der Un-
ternehmen und damit die Technologie-
entwicklung in die richtige Richtung 

 Die internationale Öffnung 
der Märkte ermöglicht 
eine schnellere Verbreitung 
ressourcenschonender 
Produktionsverfahren und 
Produkte

zu lenken. Marktkonforme Preisanrei-
ze führen zu einem induzierten tech-
nischen Fortschritt, der sich an ändern-
de Ressourcenknappheiten über die 
Zeit anpassen kann. Dabei ist noch zu 
betonen, dass dies bei einer marktkon-
formen Regulierung auch zu möglichst 
geringen Kosten stattfi ndet, da keine 
staatliche Regulierungsbehörde vor-
hersehen kann, welche Technologien 
oder Verfahren am besten geeignet 
sind, Knappheiten zu vermeiden.

In Ergänzung zur direkten Regu-
lierung der Ressourcennutzung soll-
te auch für eine weitere Öffnung der 
internationalen Märkte für Güter und 
Dienstleistungen gesorgt werden. Dies 
erhöht zum einen die Flexibilität, um 
regional auf zukünftige Ressourcen-
knappheit zu reagieren. Handel erhöht 
aber andererseits auch den internatio-
nalen Technologietransfer, so dass sich 
ressourcenschonende Produktionsver-
fahren und Produkte schneller verbrei-
ten können.

Alle genannten Maßnahmen wer-
den allerdings nur dann ihre Wirkung 
entfalten, wenn ausreichend öffentli-
che Mittel in Erziehung und Ausbil-
dung, Informationsbereitstellung und 
Beratung, Infrastruktur sowie For-
schung investiert werden. Dies beginnt 
bereits im Vorschulalter, wenn wichti-
ge Verhaltensmuster etabliert werden, 
und setzt sich über die schulische und 
akademische Ausbildung fort, wo die 
Grundlagen für die Lösung zukünftiger 
Probleme gelegt werden. In den meis-
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Eine Verbesserung der Informations-
grundlagen, Infrastruktur sowie der 
Ausbildung bereits vom frühkindlichen 
Alter an, vor allem in den Entwick-
lungsländern, kann zur Entwicklung 
neuer Lösungen zur regional ange-
passten Bewältigung von Ressourcen-
knappheit beitragen. Gleichzeitig wer-
den hiermit aber auch die notwendi-
gen Grundlagen geschaffen für eine 
bessere Gesundheitsversorgung und ei-
ne stabile Wirtschaftsentwicklung, vor 
allem in armen ländlichen Regionen. 

Eine bessere Gesundheit, alternative 
Einkommensmöglichkeiten zur Sub-
sistenzlandwirtschaft sowie der Auf-
bau sozialer Sicherungssysteme kön-
nen weiter dazu führen, dass sich die 
durchschnittlichen Geburtenzahlen in 
vielen Entwicklungsländern verringern 
werden und das globale Bevölkerungs-
wachstum in den nächsten Jahrzehn-
ten stagnieren wird. Es gibt also deutli-
che Synergien zwischen der Steigerung 
der Ressourceneffi zienz und dem Ab-
bremsen der Bevölkerungsentwicklung.

Synergien zwischen Ressourceneffi zienz und 
Bevölkerungsentwicklung

Hermann Lotze-Campen (*1966), Dr. 
rer. agr., Forschungsbereichsleiter für 
Klimawirkung und Vulnerabilität am 
Potsdam-Institut für Klimafolgenfor-
schung: Postfach 601203, 14412 Pots-
dam; 
 www.pik-potsdam.de/members/hlotze;
lotze-campen@pik-potsdam.de.
 Forschungsschwerpunkte: Klimawan-
del und Landwirtschaft; Klimawirkun-
gen und Anpassungsoptionen; Globale 
Landnutzungsszenarien. Wichtige Ver-
öffentlichungen:
 Edenhofer, O., Lotze-Campen, H., Wal-
lacher, J., Reder, M. (Hrsg.) (2010): Glo-
bal, aber gerecht: Klimawandel be-
kämpfen, Entwicklung ermöglichen. 
Beck Verlag.
 Sachverständigengruppe Weltwirt-
schaft und Sozialethik (Wallacher, J., 
Emunds, B., Görgens, E., Hagemann, H., 
Hemmer, H.-R., Kruip, G., Stoll, G., Mül-
ler, J., Wiemeyer, J., Hahlbrock, K., von 
Braun, J., Lotze-Campen, H., Wiggert-
hale, M.) (2012): Den Hunger bekämp-
fen – Unsere gemeinsame Verantwor-
tung für das Menschenrecht auf Nah-
rung. Deutsche Bischofskonferenz. 
ISBN 978–3–940137–46–3.
 Schmitz, C., Biewald, A., Lotze-Cam-
pen, H., Popp, A., Dietrich, J. P., Bodirsky, 
B., Krause, M., Weindl, I. (2012): Trading 
more Food – Implications for Land Use, 
Greenhouse Gas Emissions, and the 
Food System. Global Environmental 
Change 22(1): 189–209, doi:10.1016/j.
gloenvcha.2011.09.013.

KURZBIOGRAPHIEten Entwicklungsländern ist es vor al-
lem die Ausbildung von Mädchen und 
Frauen, die sich am wirkungsvollsten 

hinsichtlich der ländlichen Entwick-
lung und Armutsbekämpfung erwie-
sen hat.

Fazit

1.  Verschiedene Bevölkerungsszenari-
en sind wichtig für die Entwicklung 
von robusten Handlungsstrategien 
in sehr unterschiedlichen Zukunfts-
szenarien.

2.  Die Auswirkungen einer steigenden 
Weltbevölkerung auf Ressourcen-
knappheit lassen sich anhand von 
vier wesentlichen Komponenten 
untersuchen: Bevölkerungszahl; 
Durchschnittseinkommen pro Per-
son; Konsummuster; und Ressour-
cenintensität der Produktion.

3.  Die Möglichkeit zur Substitution 
zwischen verschiedenen Produk-

tionsmitteln spielt bei der Analyse 
von Ressourcenknappheit und ge-
sellschaftlichen Zielkonfl ikten eine 
wichtige Rolle.

4.  Technologieentwicklung, Substitu-
tion in Produktion und Konsum so-
wie Produktionsverlagerung durch 
internationalen Handel sind wich-
tige Mechanismen zur Reduzierung 
des Ressourcenverbrauchs.

5.  Die staatliche Regulierung muss 
durch gezielte Besteuerung oder 
Einführung von Nutzungsrechten 
die richtigen Preissignale zur Um-
setzung dieser Maßnahmen geben. 
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 Bevölkerungspolitik aus 
feministischer Sicht
Beispiele aus Indien und Afrika1

Bereits Thomas Malthus (1766–1834) und Marquis de Condorcet (1743–1794) er-
kannten die langfristigen Auswirkungen demographischer Prozesse und ihrer sozia-
len Folgen und versuchten diese theoretisch wie politisch zu bearbeiten. Die Fort-
dauer der frühen Gegensätze der beiden zeigt sich in aktuellen Versuchen, bevölke-
rungspolitisch in das Leben von Familien in Entwicklungsländern einzugreifen. Denn 
häufi g wird dabei zu einseitig technokratisch gedacht ohne die Bedeutung komplexer 
sozio-kultureller Faktoren mit in Betracht zu ziehen. Es genügt eben nicht, Mengen 
an Kontrazeptiva zu verteilen, wichtiger ist vielmehr, Frauenbildung zu fördern und 
einen gesamtgesellschaftlichen Bewusstseinswandel herbeizuführen. 

Bei meiner Beschäftigung mit dem 
Thema Bevölkerungspolitik ha-

be ich oft das Gefühl, in einer schi-
zophrenen Welt zu leben. Während in 
Europa die Sorge über den Geburten-
rückgang das öffentliche Denken be-
stimmt, wird in Indien gerade die ho-
he Geburtenrate als eines der wichtigs-
ten Probleme des Landes defi niert. Das 
gleichzeitige Festhalten an gegensätzli-
chen bevölkerungspolitischen Vorstel-
lungen und Zielen im globalen Dorf 
beschreibt Hans Magnus Enzensber-
ger treffend mit dem Begriff der „de-
mographischen Bulimie“2. 

Zahlte der indische Staat einst Prä-
mien für Sterilisierungen, erlaubte in 
öffentlichen Krankenhäusern3 die Er-
probung eines neuen Impfstoffes gegen 
Schwangerschaften und dürfen Paa-
re mit mehr als zwei Kindern in eini-
gen indischen Bundesländern nicht für 
ein politisches Amt auf lokaler Ebene 
kandidieren, so wurde in Deutschland 
die Gebärfreude durch die Androhung 
höherer Steuern für Kinderlose oder 
ein so genanntes „Begrüßungsgeld“ 
für Neugeborene zu stimulieren ver-
sucht. Während in Indien in einigen 
Bundesländern der Erhalt von staatli-
chen Subventionen von der Einwilli-

gung zur Sterilisierung abhängig ge-
macht wurde oder sterilisierte Paare, 
in Rajasthan etwa, an einer Lotterie 
für den Kleinwagen Nano teilnehmen 
dürfen, fi nanzieren deutsche Kranken-
kassen drei Versuche zur künstlichen 
Befruchtung. Solche Beispiele machen 
die gegensätzlichen bevölkerungspoli-
tischen Strategien für unterschiedliche 
Teile und Gruppen in der „Einen Welt“ 
sichtbar, in der vier von fünf Menschen 
im Süden geboren, aber vier Fünftel al-
ler Ressourcen im Norden verbraucht 
werden.

Malthus übernahm die These eines 
zunehmenden Ungleichgewichts zwi-
schen Bevölkerungswachstum und dem 
Angebot an Nahrungsmitteln von Con-
dorcet, der 1795 als erster darauf hin-
gewiesen hatte, dass „das Wachstum 
der Anzahl der Menschen über ihre 
Subsistenzmittel hinaus“ zu einer „ste-

tigen Verringerung des Glücks“ füh-
ren würde.4 Für Condorcet war dies 
aber keine alarmierende Feststellung, 
denn durch die wissenschaftliche För-
derung des landwirtschaftlichen Pro-
duktivitätszuwachses ließe sich nach 
seiner Meinung das Problem lösen. 
Malthus richtete sein 1798 in der ers-
ten Aufl age anonym veröffentlichtes 
„Essay on the Principle of Populati-
on“ explizit gegen das von der fran-
zösischen Revolution inspirierte opti-
mistische Traktat Condorcets, das im 
selben Jahr auch in englischer Über-
setzung erschien. Condorcet erwähn-
te darin auch explizit die Möglichkeit, 
Sexualität von der Fortpfl anzung zu 
trennen, um die Gefahr der Überbe-
völkerung zu vermeiden. Ganz in Sin-
ne der Aufklärung hoffte er auf einen 
Fortschritt der Vernunft und eine be-
wusste und freiwillige Änderung des 

1 Gekürzte Fassung des Vortrags (2006) „Malthus contra Condorcet. Bevölkerungspo-
litik, Gender und Kultur aus ethnologischer Perspektive“, die Schlussgedanken stammen 
aus „Die sozio-ökonomische Einbettung reproduktiver Rechte: Frauen und Bevölkerungs-
politik in Indien“, in: Feministische Studien, Nr. 1, 1995, S. 119–132. Zusammengestellt 
wurde der Text von Barbara Schellhammer.

2 Hans-Magnus Enzensberger, Die Grosse Wanderung. Essays, Frankfurt a. M., 1993.
3 Judith Richter, Anti-Schwangerschafts-„Impfstoffe“, „Schwangerschaftsepidemien“ 

und Missbrauch, in: Christa Wichterich (Hg.), Menschen nach Maß – Bevölkerungspolitik 
in Nord und Süd, Göttingen 1994, 163–180.

Shalini Randeria
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reproduktiven Verhaltens, insbeson-
dere dank der Bildung der Frauen, die 

den Wandel zu kleineren Familien ein-
leiten würden.

sundheitsschädigenden Neben- und 
Folgewirkungen vieler Langzeitkont-
razeptiva unerwähnt lassen.7 Entschie-
dener Widerspruch kam jedoch auch 
überraschenderweise von neoliberaler 
Seite. So wies der Weltbank-Ökonom 
Lant Pritchett8 in seiner Kritik an der 
Studie von Robey, Rutstein und Morris 
nach, dass in der Regel Familien welt-
weit so viele Kinder bekommen, wie 
sie sich wünschen. Die hohe Frucht-
barkeitsrate in den Entwicklungslän-

dern sei auf den Wunsch nach Kin-
derreichtum zurückzuführen und nicht 
auf das Fehlen von Verhütungsmitteln 
oder mangelndes Wissen über Ferti-
litätsregulierung. Eine einfache Kor-
relation zwischen der Kinderzahl und 
dem Gebrauch von Kontrazeptiva gibt 
es nicht. In Costa Rica würden sogar 
mehr Verhütungsmittel als in Japan 
benutzt, aber dennoch durchschnitt-
lich 1,5 Kinder pro Frau mehr gebo-
ren. Anders ausgedrückt: Das Problem, 
wenn es eins gibt, liege in der großen 
Nachfrage nach Kindern und nicht an 
dem mangelnden Angebot an Kontra-
zeptiva. 

Staatlich verteilte und zum Teil kos-
tenlose Kontrazeptiva bewirken wenig, 
wie feministische Kritiker von Bevöl-
kerungskontrollprogrammen vor allem 

Sinn und Unsinn staatlicher Interventionen zur 
Bevölkerungsregulierung

Condorcets Einsichten in die Bedeu-
tung von Vernunft und Frauenrechten 
als Schlüssel zur Geburtensenkung so-
wie zur Sozialpolitik als Mittel der Ar-
mutsbekämpfung sind alsbald in Ver-
gessenheit geraten. Aktuell ist aber 
nach wie vor der Pessimismus von Mal-
thus. Beide waren unter den ersten, die 
die langfristigen Auswirkungen demo-
graphischer Prozesse und ihrer sozia-
len Folgen erkannten und theoretisch 
wie politisch zu bearbeiten versuchten. 
Infolge ihrer Diskurse werden Fertili-
tät und Bevölkerungswachstum nicht 
mehr als naturgegeben, sondern als so-
ziales Problem aufgefasst. Erst durch 
ihre Kontroverse entstand die Voraus-
setzung dafür, spezialisiertes Wissen 
und technische Mittel für zielgerich-
tete staatliche Interventionen und Re-
gulationen der Bevölkerung einzuset-
zen, wie der indische Ökonom und No-
belpreisträger Amartya Sen dargelegt 
hat.5 Seitdem sind die Beziehungen 
zwischen Ehepartnern zu einem Ge-
genstand staatlicher Aufmerksamkeit, 
Kontrolle und Planung geworden, in-
dem ihre Sexualität und Kinderwün-
sche mit dem nationalen Gemeinwohl 
in Beziehung gebracht werden.

Die Rezeption der neomalthusia-
nischen Studie von Robey, Rutstein 
und Morris zum weltweiten Geburten-
rückgang veranschaulicht die aktuel-
len Auseinandersetzungen und damit 
auch die Fortdauer der frühen Gegen-
sätze zwischen Malthus und Condor-
cet.6 Die Autoren führen die Unter-
schiede in der Fertilitätsrate verschie-
dener Länder zu 90 % auf nationale 
Variationen in der Nutzung moder-
ner Kontrazeptiva zurück. Wenn ihr 
Gebrauch um 15 % steige, verhindere 
dies durchschnittlich ein Kind pro Frau. 
Würde der weltweite Bedarf an Verhü-
tungsmitteln befriedigt, so könnte in 

den Entwicklungsländern das Bevöl-
kerungswachstum von 2,3 % auf 1,6 % 
zurückgehen. Mit einer Investition von 
nur 2 Milliarden Euro in Kontrazeptiva 
könne dieses Ziel erreicht werden. Als 
Beispiel wird Bangladesch genannt, wo 
ein massiver Anstieg der Nutzung von 
Verhütungsmitteln von 3 % auf 40 % 
zwischen 1970 und 1990 eine Absen-
kung der Gesamtfertilitätsrate von 7 
auf 5,5 Kinder pro Frau bewirkte. Diese 
Entwicklung vollzog sich, obwohl Ar-
mut und Kindersterblichkeit unverän-
dert hoch und der soziale Status von 
Frauen unverändert niedrig blieb. We-
der wirtschaftliche Entwicklung noch 
Sozialstaat seien daher notwendige Be-
dingungen für eine Eindämmung des 
Bevölkerungswachstums im Süden, 
folgerten die Autoren. Folgt man der 
Logik dieser Studie, dann wäre eine 
Verstärkung des staatlichen Angebots 
an Verhütungsmitteln als billigere und 
schnellere Alternative zur internatio-
nalen Entwicklungshilfe oder staatli-
chen Sozialpolitik zu bevorzugen.

Die internationale Frauengesund-
heitsbewegung hat das reduktionisti-
sche Menschenbild solcher eindimen-
sionalen und technokratischen Ansätze 
in der internationalen Bevölkerungs-
politik scharf kritisiert. Sie hat zu-
dem darauf hingewiesen, dass wis-
senschaftliche Studien dieser Art der 
Pharmaindustrie nützen, da sie die ge-

4 Marquis de Condorcet, Esquisse d’un tableau historique des Progrès de l’Esprit Hu-
main (1795), OEuvres de Condorcet, vi, Stuttgart 1968, 256–7 zit.n. Thomas Robert Mal-
thus, An Essay on the Principle of Population, London 1798, 123 f.

5 Amartya Sen, Population Policy: Authoritarianism vs. Cooperation, in: Journal of 
Development Economics, 10 (1997) 1, 3–22.

6 Bryant Robey/Shea O. Rutstein/L. Morris, The Fertility Decline in Developing Coun-
tries, in: Scientifi c American 269 (1993) 6, 60–67.

7 Siehe z. B. die Beiträge in Wichterich, Menschen nach Maß, a. a.O.; Sonia Correa, Po-
pulation and Reproductive Rights: Perspectives from the South, New Delhi 1994.

8 Lant Pritchett, Desired Fertility and the Impact of Population Policies, in: Population 
and Development Review 20 (1994) 1, 1–56.

 Hohe Fruchtbarkeitsraten 
in den Entwicklungs-
ländern sind auf 
den Wunsch nach 
Kinderreichtum 
zurückzuführen, nicht 
auf den Mangel an 
Verhütungsmitteln

amos 01_2013 - seiten001-056.indd   21amos 01_2013 - seiten001-056.indd   21 13.02.2013   13:25:4813.02.2013   13:25:48



Schwerpunktthema

MOSINTERNATIONAL 7. Jg. (2013) Heft 122

aus dem globalen Süden seit langem 
argumentieren.9 Inzwischen wird dies 
selbst von der amerikanischen Ent-
wicklungsbehörde USAID, einer der 
führenden Vertreterin einer interven-
tionistischen Bevölkerungspolitik in 
den so genannten Entwicklungslän-
dern eingeräumt. Während meiner Ar-
chivarbeiten in Washington DC stieß 
ich auf einen interessanten Evaluie-
rungsbericht für die Population Servi-
ces International, der den sogenannten 
„Condom Gap“ untersucht: „the puzz-
ling gap between condom sales/distri-
bution and condom use“ in Bangla-
desch.10 Zwölf Hypothesen wurden in 
der Studie aufgestellt, um zu erklären, 
warum trotz des Absatzes immer grö-
ßerer Mengen von Kondomen durch 
staatliche Stellen und in internatio-
nalen Programmen, die Geburtenrate 
unbeeinfl usst blieb. Es wurde u. a. der 
Frage nachgegangen, ob die amerika-
nischen Kondome über die Grenze nach 
Indien oder Burma geschmuggelt wür-
den, oder ob sie in Bangladesch eher 
als Kinderspielzeug verwendet würden. 
Die Studie fand heraus, dass ameri-
kanische Kondome eher die Mobilität 
im ländlichen Bangladesch förderten, 
als zur Senkung der Fertilität beizutra-
gen, da sie wegen ihrer hervorragen-
den Qualität bevorzugt zur Reparatur 
von Fahrradreifen verwendet wurden.

Wäre es angesichts der negativen 
Erfahrungen mit der Bevölkerungspoli-
tik nicht besser, der Staat zöge sich aus 
dem Feld der Reproduktion zurück, wie 
neoliberale Kritiker der staatlichen Be-
völkerungspolitik fordern? Sie verwei-
sen z. B. auf den Erfolg Brasiliens, wo 
die Fruchtbarkeit zwischen 1960 und 
1984 ebenso rasch wie in Indien ab-
nahm, ohne dass es in Brasilien irgend-
ein staatliches Programm zur Bevölke-
rungskontrolle gegeben hätte. Wie aber 
Georgia Kaufmann und Elza Berquo in 
ihren Studien gezeigt haben11, wurde der 
Rückgang der Geburtenrate in Brasilien 
ebenso wie in vielen anderen Entwick-
lungsländern ohne eine Verbesserung 
der Gesundheit von Frauen erreicht.12 
Hinter der Erfolgsstatistik einer niedri-

gen Geburtenrate verbirgt sich eine ho-
he Rate gesetzlich verbotener unsiche-
rer Abtreibungen sowie eine weibliche 
Sterilisierungsrate von 45 % insbeson-
dere von armen Frauen. Unkontrollierte 
Marktmechanismen ebenso wie staatli-
che Programme zur Umsetzung demo-
graphischer Ziele verhindern die Ver-

wirklichung reproduktiver Rechte, in-
dem sie die freie Wahl von Methoden 
zur Fertilitätsregulierung und die ge-
sundheitspolitische Flankierung der in-
dividuellen Familienplanung erschwe-
ren. Daher schlagen Befürworter eines 
Human-Capital-Ansatzes wie Armatya 
Sen eine Verbindung von staatlichen 
bevölkerungspolitischen Programmen 
mit sozialpolitischen Maßnahmen im 
Bildungsbereich vor13 und setzen damit 
wie Condorcet auf die Einsicht, dass wir 
„eine Verpfl ichtung gegenüber den Un-
geborenen haben, und dass diese nicht 
darin besteht, ihnen das Leben, sondern 
das Glück zu schenken.“14

Sozialpolitik als Kontrazeptivum

Condorcets Einsicht über die Auswir-
kungen des sozialen Fortschritts, ins-
besondere der Frauenbildung, auf die 
Fertilitätsrate ist einer der Schlüssel zur 
Erklärung der markanten demographi-
schen Unterschiede innerhalb Indiens. 
Indien führte als erstes Land der Welt 
1951 eine staatliche Bevölkerungspo-
litik ein. Abgesehen von einer kurzen 
Phase der Zwangssterilisierungen von 
schätzungsweise über fünf Millionen 
Männern während der Notstandszeit 
unter Indira Gandhi Mitte der 1970er 
Jahre, wodurch eher die Regierung als 
die Geburtenrate fi el, setzt das staat-
liche Programm auf weibliche Sterili-

sationen sowie auf den sogenannten 
„Cafeteria Approach“, bei dem Paare 
Verhütungsmittel ihrer Wahl aus dem 
staatlichen Angebot frei auswählen 
dürfen. Aber dieses Angebot von kos-
tenlosen Pillen, Kondomen, der Spirale 
und Sterilisierungen wurde in den ein-
zelnen Regionen des Landes sehr un-
terschiedlich genutzt. 

Laut Statistiken15 gibt es keine ein-
fache Korrelation zwischen dem Ge-
brauch von Verhütungsmitteln und der 
Höhe der Geburten. Kerala hat zwar die 
geringste Geburtenrate (1,8) in ganz In-
dien, aber einen Verbrauch von Verhü-
tungsmitteln von nur 40,5 %. Punjab 

9 Mahmood Mamdani, The Myth of Population Control: Family, Caste and Class in an 
Indian Village, New York 1985.

10 Nancy Williamson, Evaluation Needs of the Bangladesh Family Planning Social Mar-
keting Project, [Final Draft], New York 1982, 4.

11 Elza Berquo, The Reproductive Health of Brazilian Women During the ‚Lost Decade‘, 
in: George Martine u. a., Reproductive Change in India and Brazil: Implications for Un-
derstanding Fertility Decline, Delhi 1998, 380–404; Georgia Kaufmann, Gender and Re-
productive Decision Making: The Contraceptive Choice of Women in a Brazilian Favela, 
in: Martine u. a. (Hg.), Reproductive Change, a. a. O., 243–273.

12 Für eine Ethnographie, die die Akzeptanz von Sterilisierung im Kontext von Ge-
schlechterasymmetrie und der Autonomie von Frauen unter erheblicher struktureller Be-
nachteiligung einbettet siehe Anne Line Dalsgaard, Matters of Life and Longing: Female 
Sterilization in Northeast Brazil, Copenhagen 2003.

13 Amartya Sen, Development as Freedom, New York 1999.
14 Marquis de Condorcet, Sketch for a Historical Picture of the Progress of the Human 

Mind, übersetzt von J. Barraclough, [original 1795] London 1955, 188–9.
15 Department of Family Welfare, Registrar General of India, Schätzung SRS – Sample 

Registration Survey, registrar General of India.

 Bei der individuellen 
Familienplanung 
sollte die freie Wahl 
der Methoden durch 
gesundheitspolitische 
Maßnahmen fl ankiert, 
nicht ersetzt werden
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hingegen hat eine wesentlich höhere 
Geburtenrate (2,7 %), obwohl laut Sta-
tistik viel mehr Paare (66,0 %) die Fa-
milienplanung für sich akzeptiert ha-
ben. Entsprechend stellt sich die Fra-
ge, wie sich diese Diskrepanz erklären 
lässt. Sterilisationen, die 90 % aller in 
Indien angewandten Methoden der Ge-
burtenkontrolle ausmachen, haben nur 
wenig Einfl uss auf die Senkung der 
Geburtenrate. Denn die meisten Frau-
en lassen sich erst ab 35 Jahren steri-
lisieren, wenn sie die gewünschte An-
zahl Kinder bzw. Söhne bekommen ha-
ben. Deshalb setzt der indische Staat 
in den letzten Jahren eher auf Pillen 
und Kondome als auf Sterilisationen, 
um das Bevölkerungswachstum zu ver-
langsamen. 

Die Statistik vereinfacht eine kom-
plexe soziale Realität zum Zweck der 
staatlichen Intervention, aber sie le-
gitimiert auch bestimmte bevölke-
rungspolitische Strategien und dient 
gleichzeitig zur Evaluierung ihres Er-
folgs. Die Sollzahlen für die Gebur-
tenrate jedes indischen Bundeslandes 
werden von der Zentralregierung in 
Neudelhi festgelegt. Die Landesregie-
rung bestimmt auf dieser Grundlage, 
wie viele und welche Verhütungsme-
thoden pro Jahr in jedem Verwaltungs-
bezirk benutzt werden müssen, um das 
Bevölkerungswachstum auf dem vom 
Staat unter Druck von internationalen 
Organisationen festgelegten Niveau zu 
erreichen. Das vor Ort tätige Gesund-
heitspersonal steht daher unter massi-
vem Druck, diese Vorgaben zu erfüllen. 
In jedem Jahr von Januar bis März ist 
Hochsaison für Sterilisationen, da An-
fang April die Berechnungen mit den 
Planvorgaben zumindest auf dem Pa-
pier übereinstimmen müssen.

Die sterilisierten Frauen erhielten 
früher Geld oder Naturalien, während 
die zuständigen MitarbeiterInnen der 
staatlichen Gesundheitszentren mit 
Geldprämien für die Erfüllung des 
Plansolls bzw. die Einbehaltung ihres 
Gehalts beim Verfehlen der Zielvorga-
be rechnen mussten. 1996 wurden die 
staatlichen Quoten für verschiedene 

Kontrazeptiva sowie Zielvorgaben für 
die jährlich zu erreichende Geburten-
rate in allen Verwaltungsbezirken of-
fi ziell abgeschafft, um die staatliche 
Bevölkerungspolitik mit dem interna-
tionalen Plan of Action auf der UNO-
Konferenz zu Bevölkerung und Ent-
wicklung im Jahr 1994 in Kairo in 
Übereinstimmung zu bringen. Indische 
Frauenrechtlerinnen hatten Jahrzehn-
te lang darauf aufmerksam gemacht, 
dass die alte bürokratische Praxis zur 
Ausübung von Zwang, Menschen-
rechtsverletzungen und Korruption 
führe.16 Diese aber führte ebenso zur 
Verfälschung von Statistiken insbeson-
dere über die Anwendung reversibler 
Verhütungsmethoden einschließlich 
der Aufl istung fi ktiver Personen.17

Die offi ziellen Statistiken in Indi-
en bilden lediglich die Zahl der kos-
tenlos verteilten Kontrazeptiva ab, sa-
gen aber wenig über ihre tatsächliche 
Anwendung aus. In den Dörfern Guja-
rats hatte ich oft beobachtet, wie kos-
tenlose Pillen von vielen Frauen zwar 
angenommen, aber nicht eingenom-
men wurden. Um die lästigen Beam-
ten von ihren monatlichen Hausbesu-
chen abzuhalten, bedankte man sich 
höfl ich für die Geschenke, verwende-
te die Kondome bei Kindergeburtsta-
gen und verfütterte die Pillen an die 

 Kostenlos verteilte Pillen 
werden von den Frauen 
in den Dörfern zwar 
angenommen, aber nicht 
eingenommen

Hühner oder gab sie den Ehemännern 
gegen Kopfweh.

Die Theorie des demographischen 
Übergangs, die auf modernisierungs-
theoretischen Annahmen sowie der 
Extrapolierung der westeuropäischen 
historischen Erfahrungen beruht, ver-
knüpft den Rückgang der Geburtenra-
te mit dem Grad der wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung eines Lan-
des. Sie postuliert, dass Wirtschafts-
wachstum sowie gesellschaftliche Mo-
dernisierung westlicher Prägung zu ei-
nem Fertilitätswandel führen.18 Doch 
die Unterschiede in der Fertilitätsrate 
innerhalb Indiens stellen ein demogra-
phisches Paradoxon dar, das sich nicht 
anhand dieser Theorie erklären lässt. 
Denn die industrialisierten westlichen 
Bundesländer Gujarat und Maharash-
tra ebenso wie die reichen landwirt-
schaftlich starken nördlichen Bundes-
länder wie Punjab und Haryana wei-
sen höhere Fertilitätsraten auf, als die 
wesentlich ärmeren Südstaaten Kerala 
und Tamil Nadu. Einige Studien argu-
mentieren sogar, dass Armut die trei-
bende Kraft hinter der niedrigen Fer-
tilität in Südindien darstellt19, also den 
Grundannahmen der Modernisierungs-
theorie diametral entgegengesetzt ist.

Aber es gibt auch Studien wie die 
von Dyson/Moore20 oder Caldwell/
Caldwell21, die kulturelle Dimensionen 
wie Heiratsnormen, Heiratsalter, Erb-
schaftsregeln und Familienstrukturen 
in Betracht ziehen, um den Unterschied 
zwischen den zwei unterschiedlichen 
„demographischen Regimen“ in Nord- 
und Südindien auf dem Subkontinent 

16 Sumati Nair, Population Policies and the Ideology of Population Control in India, in: 
Issues in Reproductive and Genetic Engineering in India, (1992) 5, 237–253.

17 Pravin Visaria u. a. (Hg.), Contraceptive Use and Fertility in India, New Delhi 1995.
18 Vgl. hierzu Susanne Heim/Ulrike Schaz, Beschwörung und Berechnung. Überbevöl-

kerung – Kritik einer Debatte, Berlin 1996.
19 Alaka Basu, Birth Control by Assetless Workers in Kerala: the Possibility of a Popu-

lation Induced Population Transition, in: Development and Change, 17 (1986) 2, 265–282; 
Sunita Kishor, Fertilty Decline in Tamil Nadu India, in: Bertil Egero/Mikael. Hammarsk-
jold (Hg.), Understanding Reproductive Change: Kenya, Tamil Nadu, Punjab, Costa Rica, 
Lund 1994.

20 Tim Dyson/Mick Moore, On Kinship Structure, Female Autonomy and Demographic 
Behaviour in India, Population and Development Review 9 (1983) 1, 35–60.

21 John C. Caldwell/P. H. Reddy/Pat Caldwell, The Causes of Demographic Change in 
South India: A Micro Approach, Population and Development Review 8 (4), 689–724.
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zu erklären. Die Normen zur Dorfexo-
gamie und Hypergamie in Nordindien 
gehen mit einer mangelnden Autono-
mie der Frauen und der Einschränkung 
ihrer Bewegungs- und Entscheidungs-
freiheit einher. Der generell niedrige 
Status der Frauen in Nordindien schlägt 
sich in schlechteren demographischen 
Indikatoren wie einer wesentlich hö-
heren Fertilität, Säuglings- und Mut-
tersterblichkeit sowie einem höheren 
Anteil von Männern als von Frauen in 
der Gesamtbevölkerung („sex ratio“) 
nieder. Die Unterschiede sind gravie-
rend und haben sich über die letzten 
vierzig Jahre noch verstärkt.

Die Erfolgsgeschichte von Kerala im 
Süden des Landes zeigt aber, dass wirt-
schaftliche Entwicklung keine notwen-
dige Bedingung für niedrige Fertilität 
darstellt. Wo der politische Wille vor-
handen ist, stellt ein relativ niedriges 
Wirtschaftswachstum kein Hindernis 
für eine fortschrittliche Sozialpolitik 
dar. Die hohe Alphabetisierungsrate, 
die geringe Mütter- und Säuglings-
sterblichkeit, die späten Heiraten, gu-
te staatliche Gesundheitsdienste und 
soziale Sicherheit förderten hier den 
Wunsch nach Kleinfamilien. Die kom-
munistische Regierung dieses Bundes-
staates mit der höchsten Bevölkerungs-
dichte des Landes führte konsequent 
Agrarreformen durch und gab fast 60 % 
ihres Budgets in den 1980er Jahren im 
sozialen Sektor aus. Allerdings gehö-
ren eine Vielzahl von kontingenten und 
historischen Faktoren wie der traditio-
nell hohe Status von Frauen in diesem 
Landesteil, ein matrilineares Erbrecht, 
die starke Migration von Männern aus 
dieser eher ärmlichen Gegend in andere 
Teile des Landes und in die Golfstaaten 
und relativ geringe Einkommensunter-
schiede ebenfalls zu dieser demogra-
phischen Erfolgsgeschichte.

 Auch bei niedrigem 
wirtschaftlichem Niveau 
kann eine fortschrittliche 
Sozialpolitik den Wunsch 
nach Kleinfamilien fördern

Offenbar war Condorcet seiner Zeit 
weit voraus, indem er einige wichti-
ge Zusammenhänge erkannte, die von 
Malthus übersehen worden waren, so 
u. a. die Bedeutung von Bildung und 
Frauenrechten, die heute u. a. von Ver-
tretern des Human-Capital-Ansat-
zes betont werden. Die vielbeachtete 
Studie von Murthi, Guio und Dreze in 
dieser Forschungstradition zeigt z. B., 
dass die unterschiedliche Fertilitätsra-
te in 300 Verwaltungsbezirken Indiens 
stärker mit Unterschieden im forma-
len Bildungsniveau und der Erwerbs-
tätigkeit von Frauen korrelieren als mit 
dem Grad der Urbanisierung, dem Ein-
kommensniveau oder der Dichte der 
Gesundheitsdienste.22 Politikberatend 
kann man daher auf die List der pä-
dagogischen Vernunft setzen, um ei-
nen demographischen Wandel herbei-
zuführen, obschon wir wenig über die 
Kontextualität, den kausalen Zusam-
menhang oder die Wechselwirkungen 
zwischen diesen beiden Variablen wis-
sen.23 So ist z. B. die Fertilitätsrate thai-
ländischer Frauen ohne jegliche Schul-
bildung um zwei Drittel geringer als 

diejenige von Frauen mit Sekundar-
schulbildung in Uganda. Weder verste-
hen wir genau, warum die Länge des 
Schulbesuches die Geburtenrate senkt, 
noch können wir diese Unterschiede 
zwischen einzelnen Ländern erklären. 
Oft wird daher in der demographischen 
Forschung die Kultur zu einer Restgrö-
ße, wenn alle anderen Variablen durch-
gespielt sind.

Die Erforschung der Bedeutung von 
Kontrazeptiva für die Gestaltung un-
terschiedlicher Lebensentwürfe in ver-
schiedenen kulturellen Kontexten stellt 
aber eine Herausforderung dar, wel-
che durch neuere ethnologische Unter-
suchungen über Gender und Reproduk-
tion an die Sozialdemographie heran-
getragen worden sind. Condorcet hatte 
zweifellos Recht, wenn er der Vernunft 
einen größeren Einfl uss auf die demo-
graphische Zukunft zubilligte als Mal-
thus, der afrikanische Gesellschaften 
für barbarisch und daher der „sittlichen 
Zurückhaltung“ für unfähig hielt. Nur 
tritt die Vernunft nicht in Gestalt ei-
ner universell gleichen menschlichen 
Rationalität auf.

Die Bedeutung sozio-kultureller Faktoren am Beispiel Afrikas

Die hier diskutierten ethnologischen 
Studien zum Fertilitätswandel in Af-
rika verdeutlichen, dass eine Senkung 
der biologischen Fruchtbarkeit keines-
falls der einzige Weg ist, um die Fami-
liengröße zu beeinfl ussen.

Angesichts wirtschaftlicher und 
rechtlicher Unsicherheit, zunehmen-
der Gewalt und schrumpfender natio-
naler Ökonomien hängen Wohlstand 
und Sicherheit nicht nur vom Geld und 
Eigentum einer Familie ab, sondern im 
Wesentlichen von den durch die je-
weils nächste Generation gestifteten 

vielfältigen Beziehungen zu verschie-
denen einfl ussreichen sozialen Netz-
werken. Linear konstruierte demogra-
phische Theorien wie Caldwells Theorie 
des intergenerationellen Transfers, die 
den langfristigen wirtschaftlichen Vor-
teil des Kinderreichtums für ihre Eltern 
unterstreichen, gehen von einem eu-
roamerikanischen Modell der Kernfa-
milie aus.24 Im Gegensatz dazu werden 
in den meisten westafrikanischen Ge-
sellschaften verschiedene Funktionen 
von Elternschaft voneinander getrennt 
und auf die biologischen und sozia-

22 Mamta Murthi/Anne-Catherine Guio/Jean Dreze, Mortality, Fertility and Gender Bi-
as in India: A district level analysis, in: Population and Development Review 21 (1995) 4, 
745–782.

23 Shireen Jejeebhoy, Women’s Education, Autonomy and Reproductive Behaviour: 
Experience from Developing Countries, Oxford 1995; wesentlich kritischer ist Roger Jef-
frey/Alaka M. Basu (Hg.), Girl’s Schooling, Women’s Autonomy and Ferticlity Change in 
South Asia, Delhi 1996.
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len Eltern verteilt, in deren Obhut die 
Mehrzahl von Kindern aufwächst. Das 
in Westafrika weit verbreitete Phäno-
men der „fosterage“ oder Pfl egschaft 
leistet, wie die britische Ethnologin Es-
ther Goody beschrieben hat, genau die-
se Aufgabe.25 Anders als bei der Adop-
tion werden soziale Beziehungen durch 
die Institution der „fosterage“ eher kul-
tiviert als gekappt. Kinder können je 
nach ihrer Begabung in unterschiedlich 
situierten verwandtschaftlich gebunde-
nen Pfl egefamilien untergebracht wer-
den und dienen zur Aufrechterhaltung 
eines dichten Netzes an gegenseitigen 
Verpfl ichtungen. Pfl egschaft ist eine 
schrittweise Strategie des sozialen Auf-
stiegs für die ganze Geburtsfamilie ei-
nes Kindes, sodass Kinder ohne soziale 
Eltern als benachteiligt gelten.26

Dennoch stoßen ökonomische Kos-
ten-Nutzen-Rechnungen zur Erklärung 
von Fertilitätsentscheidungen, wie et-
wa Gary Beckers Modell der Haushalts-
ökonomie27, die in soziologische Theo-
rien des demographischen Wandels 
Eingang gefunden haben, hier an ihre 
Grenzen. Sie können nämlich die Dy-

namik jener Systeme nicht erfassen, in 
denen weder Kosten noch Nutzen sich 
allein auf das biologische Elternpaar 
konzentrieren. Die Ansprüche an Kin-
der und deren Verpfl ichtungen gegen-
über den Erwachsenen sind in afrika-
nischen Gesellschaften nicht durch 
staatliches Recht geregelt, sondern 
werden lebenslang ausgehandelt. Kin-
der haben eine ungewisse Zukunft, aber 
nicht nur – wie die Sozialdemographen 
meinen – aufgrund der hohen Kinder-
sterblichkeit, sondern weil sich ihr öko-
nomisches Potential für die Familie erst 
im Laufe ihrer Biographie nach und 
nach entfaltet. Kleinfamilien europäi-

 In afrikanischen 
Gesellschaften sind 
Kosten und Nutzen von 
Kindern nicht auf die 
Eltern beschränkt, sondern 
in verzweigte soziale 
Netzwerke eingebunden

schen Zuschnitts gelten in afrikani-
schen Gesellschaften als wenig attrak-
tiv. Denn die Geburt eines Kindes wird 
nicht als ein Ereignis angesehen, das 
endgültige Sicherheit bringt, sondern 
lediglich als Beginn von fortlaufend 
neu auszuhandelnden, vor allem aber 
unvorhersehbaren Beziehungen zu di-
versen sozialen Netzwerken, die lange 
Jahre gepfl egt werden müssen. Im Un-
terschied zu westlichen Industrielän-
dern, wo Verhütungsmittel zur Verrin-
gerung der Fertilität und zur Begren-
zung der Familiengröße auf eine 
gewünschte Zahl von Kindern einge-
setzt werden, haben Kontrazeptiva in 
Gesellschaften mit weit verbreiteter 
„fosterage“ daher einen anderen sozia-
len Sinn.

Viele der von Caroline Bledsoe be-
fragten Eltern in Sierra Leone und 
Gambia waren der Auffassung, dass 
sich die Möglichkeiten zur Verbesse-
rung des Status der Familie erst nach 
der Geburt durch die selektive Zutei-
lung von Ressourcen an besonders viel 
versprechende Kinder wirksam aus-
schöpfen ließen.28 In Gesellschaften, in 
denen das Entwicklungspotential der 
Kinder über das Schicksal der Fami-
lie entscheidet, werden Verhütungsme-
thoden bevorzugt, die es ermöglichen, 
die Option Kinder zu gebären so lan-
ge wie möglich offen zu halten. Nach 
der Auffassung Bledsoes erklärt diese 
Strategie die Beliebtheit traditioneller 
Verhütungsmethoden und rasch ab-
setzbarer Kontrazeptiva unter jungen 
Afrikanerinnen, wogegen ältere Frau-
en eher moderne Langzeitkontrazepti-
va benutzen. Es wundert auch ange-

sichts dieses spezifi schen kulturellen 
Kontexts von reproduktiven Entschei-
dungen unter Bedingungen der Unsi-
cherheit kaum, dass in Afrika Männern 
wie Frauen die Sterilisierung ablehnen. 
Die in ganz Afrika verbreiteten tradi-
tionellen Methoden zur Geburtenrege-
lung, wie etwa die lange Abstinenzpha-
se während der Stillzeit, die von sechs 
Monaten bis zu zwei Jahren dauern 
kann, trägt zur Verlängerung des Ab-
stands zwischen den Schwangerschaf-
ten bei. Langen Stillzeiten wird kultu-
rell ein genauso großer Wert wie der 
Fruchtbarkeit beigemessen. Eine um-
sichtige Planung der Reproduktion 
kann daher viele Ziele verfolgen, die 
keineswegs mit dem Wunsch nach ei-
ner Kleinfamilie gleichgesetzt werden 
können.

Resümee

Wie ich in meinen Ausführungen zu 
Indien dargelegt habe, berücksichti-
gen Studien zum demographischen 
Wandel in Entwicklungsländern zu-
nehmend nicht nur kulturelle Varia-
blen, sondern nutzen im Rahmen der 
so genannten Mikrodemographie auch 
verstärkt qualitative Methoden.29 Die 
sozialanthropologischen Ansätze, die 
man in Anlehnung an Clifford Geertz 
als „dichte Demographie“ bezeichnen 
könnte, verwenden eher hermeneuti-
sche Methoden, um eurozentrische Be-
griffe und universalistische Modelle zu 
hinterfragen und lokale Diskurse und 
Deutungsmuster sowie kulturspezifi -
sche Handlungslogiken zu erfassen, 

24 John Caldwell, Toward a Restatement of Demographic Transition Theory, in: Popu-
lation and Development Review 2 (1976) 3/4, 321–366.

25 Esther Goody, Parenthood and Social Reproduction: Fostering and Occupational Ro-
les in West Africa, Cambridge 1982.

26 Erdmute Alber, Denying Biological Parenthood: Fosterage in Northern Benin, in: 
Ethnos 68 (2003) 4, 487–506.

27 Caroline Bledsoe, The Politics of Children: Fosterage and the Social Management 
of Fertility Among the Mende of Sierra Leone, in: W. Penn Handwerker (Hg.), Births and 
Power: the Politics of Reproduction, Colorado 1990, 81–100.

28 Caroline Bledsoe, „Children are like young bamboo trees“: Potentiality and Repro-
duction in Subsaharan Africa, in: Kerstin Lindahl-Kiessling/Hans Landberg (Hg.), Popu-
lation, Economic Development, and the Environment, Oxford 1994, 105–140.
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die dann in makrostrukturelle Zusam-
menhänge einbezogen werden. Auch 
wenn dabei quantitative Methoden an-
gewandt werden, legen die ethnologi-
schen Forschungen zur Bevölkerungs-
politik nahe, sich von der Formulierung 
kontextunabhängiger Generalisierun-
gen zu verabschieden. Postkoloniale, 
postmoderne und post-strukturalisti-
sche Perspektiven, die neuerdings in die 
Demographie Eingang gefunden ha-
ben30, bieten eine Alternative zur posi-
tivistischen Epistemologie und zu uni-
versalistischen Theorien, die Malthus’ 
und Condorcets Sicht auf die Bevölke-
rungsproblematik, trotz aller Gegen-
sätzlichkeiten, gemeinsam sind. 

Die Erkenntnisse aus diesen neu-
en feministisch geprägten Ansätzen 
zeigen, dass Demographie nicht li-
nearen Gesetzmäßigkeiten folgt und 
auch nicht einfach staatlich reguliert 
werden kann.
• Familienplanung umfasst mehr als 

nur die Vermeidung von Schwan-
gerschaften. Sie beinhaltet das 
Recht auf die eigene Entscheidung 
über Fortpfl anzung und Familien-
größe.

• Deshalb kann sie nur eingebettet 
werden in umfassende, basisorien-
tierte Programme, die es Frauen er-
möglichen, die Kontrolle über ihre 
Gesundheit, Sexualität und Frucht-
barkeit zu erlangen, und ihnen ei-
nen Zugang zu traditionellem wie 
auch modernen Wissen in diesen 
Bereichen eröffnen.

• Das Recht auf Selbstbestimmung 
erschöpft sich nicht in der bloßen 

Auswahl und Anwendung eines 
Verhütungsmittels. Solange Frau-
en nicht selbstverantwortlich über 
ihre Sexualität und Familiengrö-
ße bestimmen können, erfüllen sie 
mit den angebotenen Kontrazeptiva 
letztendlich fremdbestimmte Ziele 
bezüglich ihrer Kinderzahl. Für ei-
ne selbstverantwortliche Fortpfl an-
zung ist der freie Zugang zu siche-
ren Verhütungsmethoden nur eine 
unter vielen notwendigen Bedin-
gungen.

• Soziale und ökonomische Sicher-
heit, Aufl ösung patriarchaler Struk-
turen, demokratische politische 
Teilhabe und soziale Gerechtigkeit 
sind weitere wichtige Rahmen-
bedingungen.

• Das Recht auf Bildung und Arbeit 
für Frauen stellt einen Eigenwert 
dar und darf nicht für bevölke-
rungspolitische Zwecke als gebur-
tensenkende Maßnahme funktiona-
lisiert werden.

29 Siehe z. B. David I. Kertzer/Tom Frick (Hg.), Anthropological Demography: Toward 
a New Syntheis, Chicago 1997.

30 Für eine Kritik des Positivismus in der Demographie und eine Diskussion neuer her-
meneutischer Ansätze siehe Nancy Riley/James McCarthy, Demography in the Age of the 
Postmodern, Cambridge 2003.
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 Das Städtische als 
Paradigma des Globalen
Sozioökonomische Herausforderungen der 
Urbanisierungsprozesse im 21. Jahrhundert

Die weltweiten Urbanisierungsprozesse sind mit zahlreichen Herausforderungen ver-
bunden. Sie reichen von Armut und Desintegration bis zur Gefährdung durch den Kli-
mawandel und Naturkatastrophen. Die politische Steuerung der der fortschreitenden 
Verstädterung stößt allenthalben an ihre Grenzen. Andererseits gibt es in den Mega-
citys eine starke Nachhaltigkeitsperspektive und viele Ansätze zur praktischen und 
informellen Vernetzung. Die prekäre Lage in den kaum überschaubaren Ballungs-
gebieten kann aber nur bewältigt werden, wenn die kaum gesteuerte Selbstorgani-
sation durch langfristige Handlungsstrategien ergänzt wird. Dazu wird es gehören, 
aus Fehlern der Vergangenheit ebenso zu lernen wie aus bereits bewährten Prakti-
ken anderer Mega-Städte. Es bedarf dazu eines weltweiten Transfers entsprechenden 
Wissens und einer vorausschauenden, statt nur reagierenden politischen Steuerung.

Stadt bedeutet Leben – jedenfalls in 
einer soziokulturellen Perspektive. 

In einer Stadt zu leben ist, weltweit be-
trachtet, inzwischen zum Lebensalltag 
für die Mehrheit der Menschen gewor-
den. Das Jahr 2007 wird gemeinhin 
als tipping point notiert: Hier hat der 
Anteil der städtischen Bevölkerung im 
Weltdurchschnitt die 50 % Marke über-
schritten – das heißt: Mehr als die Hälf-
te aller Menschen lebt seitdem in Städ-
ten. Tendenz: weiter steigend. Denn bis 
zum Jahr 2050 wird damit gerechnet, 
dass sich dieser Anteil im Weltdurch-
schnitt auf 65 % erhöhen wird. Ge-
wiss gibt es regional bzw. kontinental 
unterschiedlich ausgeprägte Verstäd-
terungsgrade: In Westeuropa, Nord- 
und Südamerika liegen diese deutlich 
höher als in asiatischen und afrikani-
schen Ländern.

Dass die Stadt, das Städtische und 
städtisches Leben mehr als nur Sta(d)
tistik bedeutet, zeigt das zunehmende 
Interesse ganz unterschiedlicher Diszi-
plinen am Thema Stadt. In klassischer 
Weise sind Stadt bzw. Urbanität und 

Urbanisierung ein Gegenstand vor al-
lem soziologischer, humangeographi-
scher oder raumplanerischer Analyse, 
Forschung und Erkundung. Doch lässt 
sich erkennen, dass auch ein refl ektie-
rendes Interesse von (Sozial-)Philoso-
phie oder Theologie am Thema ‚Stadt‘ 
erwacht sind.1  Mit der Verstädterung 
und den gegenwärtigen Urbanisie-
rungsprozessen hat sich eine Vielzahl 
an Herausforderungen und Problem-
lagen eingestellt, die sowohl konkre-
tes Agieren als auch langfristige Stra-
tegien erforderlich machen. Mitunter 
bedürfen diese einer normativen Ori-
entierung oder Kritik. Dabei kommen 
auch sozialethische Analysen und Re-
fl exionen ins Spiel. Im Folgenden soll 
es daher exemplarisch um eine mög-
liche Annäherung an die Problematik 
von Urbanität und Megastädte gehen. 
Wie bei dieser Sichtung und Erkun-
dung rasch und immer wieder zu se-
hen sein wird, stößt man hier schnell 
auf etablierte und auch neuere sozial-
ethische Themen wie Nachhaltigkeit, 
Klimawandel, Armut, Inklusion/Exklu-

sion, Migration, Sicherheit und nicht 
zuletzt Partizipation und Gerechtigkeit.

Fünf Aspekte sollen in den einzel-
nen Abschnitten dieses Beitrags be-
leuchtet werden.
• Zunächst geht es um grundlegend 

um die Frage nach Urbanität und 
Urbanisierung.

• Der zweite Abschnitt nimmt hierzu 
vertiefend das Phänomen der Me-
gastädte in den Blick.

• Der dritte Abschnitt widmet sich 
knappen begriffl ichen Klärungen.

• Viertens wird das Spektrum akuter 
Herausforderungen auswahlweise 
beleuchtet.

• Im fünften Abschnitt stellt sich 
schließlich die Frage nach der Steu-
erung von Urbanisierungsprozessen 
und zukünftigen Perspektiven.

1 Für die Theologie sei exemplarisch auf 
das angekündigte Themenheft „Faszination 
Stadt“ der Theologisch-Praktischen Quar-
talsschrift 2/2013 hingewiesen.

Johannes J. Frühbauer
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„Eine männliche Figur sitzt, sich mit einer Tüte über dem Kopf 
vor etwas schützend, vor einem aus Abfällen zusammengesetzten 
Schutzdach, neben sich eine Kiste als Tisch, zwei Fotos, eine 
Lampe, ein Totenschädel und Knochen, als befände er sich in einer 
Einsiedelei. Umstellt ist die ganze Szenerie von halb lebendigem, 
halb totem Gestrüpp, in das wie Spielzeug oder Ausschnitte aus 
Bilderbüchern Vögel und eine Katze hineingeheftet sind. Vorne 
rechts im Bild erblickt man eine kleine, nackte Gestalt, die in leicht 
gebückter, devoter (?) Haltung vor einem leuchtend roten Busch 
steht und dem Sitzenden das Foto einer nackten Frau in lasziver 
Stellung hinreicht. Daneben steht ein Einkaufsbeutel mit der 
Aufschrift ‚Lieber zu Konsum‘. Den Sitzenden interessieren jedoch 
diese sinnlichen Angebote, diese Versuchungen nicht. Plötzlich ist 
nicht mehr klar, ob wir den Künstler hier als Obdachlosen oder als 
Eremiten sehen.“

aus: Herman Arnhold, Einführung, in: Christoph Worringer, 
herausgegeben von H. Arnhold und E. Franz, Hatje Cantz Verlag: 
Ostfi ldern 2010, S. 14.

Sie treten die Kleinen in den Staub
und das Recht der Schwachen beugen sie.

Amos 2, 7

Christoph Worringer,
geb. 1976 in Krefeld,
Studium an der Fachhochschule für Design in Münster sowie als Meisterschüler an der 
Kunstakademie Münster;
Ausstellungen u. a. im Landesmuseum für Kunst und Kulturgeschichte Münster, 
im Von-der-Heydt-Museum Wuppertal, in der Lucas Schoormanns Gallery New York 
und in der Hachmeister Galerie Münster

Selbstporträt
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Christoph Worringer
Schneeball
Öl auf Leinwand
200 x 280 cm
Sammlung Hachmeister
(VG Bild Kunst Bonn und courtesy 
Hachmeister Galerie, Münster)
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Stadt, Urbanität und Urbanisierung 
sind zu einem Thema der Gegenwart 
geworden. Das geht deutlich hinaus 
über die Grenzen der Disziplinen, die 
sich traditionell mit dem Thema befas-
sen, etwa die Stadtsoziologie oder die 
Geographie und Raumplanung. Dies ist 
nicht zuletzt auf die bereits angezeigte 
Entwicklung des Städtewachstums zu-
rückzuführen. Insofern der Mensch 
sich, global betrachtet, zum Stadtbe-
wohner entwickelt hat – zwar keines-
wegs überall in gleicher Weise, aber 
doch tendenziell –, bringt dies eine 
ganze Reihe an Diskurs- und Klärungs-
impulsen mit sich. Der Zivilisations-

forscher Wolfgang Schwentker konsta-
tiert, und diese Kennzeichnung lässt 
sich stellvertretend für viele Wissen-
schaftler nennen, dass die Urbanisie-
rung „unbestritten zu den charakteris-
tischen Entwicklungsmerkmalen der 
modernen Welt“ zählt (Schwentker 
2006b, 7). Allerdings sind Differenzie-
rungen angesagt. Denn je nach Welt-
region lässt sich, wie bereits eingangs 
angedeutet, ein jeweils anderes Bild er-
mitteln. In den industriell entwickelten 
Staaten in Westeuropa und Nordame-
rika liegt die Urbanitätsquote bereits 
bei 75 %, ähnlich wie dies auch bei den 
Ländern Lateinamerikas gilt. Und ge-
rade dort wird diese Quote in bestimm-
ten Ländern sogar noch deutlich über-
boten: Uruguay liegt dabei mit 91 % 
knapp vor Argentinien. Obgleich sich 
auch der Anstieg in den Gesellschaften 
Afrikas und Asien ungebrochen fort-
setzt, so werden dort in der Gesamt-
bilanz noch keine derartig hohen Ur-
banitätsquoten erreicht (Schwentker 
2006b, 7).

 Die Urbanisierung 
ist ein besonders 
charakteristisches 
Merkmal der Moderne 
und der wachsenden 
Weltbevölkerung

Die wissenschaftliche Erkundung 
der Urbanisierungsprozesse sieht die 
Sozialwissenschaftlerin Ellen Bareis 
durch drei theoretische Stränge ge-
prägt:
• „Quantitative Grundlegungen fo-

kussieren die Dynamik der glo-
balen Urbanisierungsprozesse seit 
den 1970er Jahren aus einer demo-
graphischen Perspektive und stel-
len damit einhergehende Probleme 
der Armut, der Infrastruktur und der 
Steuerbarkeit ins Zentrum;

• gesellschaftstheoretische Ansätze 
gehen von einem maßgeblichen 

Form- und Funktionswandel und 
von einer beträchtlichen globalen 
Ausdifferenzierung und Hierarchi-
sierung von urbanen Agglomera-
tionen aus;

• demokratietheoretisch ausgerich-
tete Untersuchungen fragen nach 
den Dynamiken der sozialen und 
politischen Auseinandersetzungen, 
nach der Verteilung des globalen 
gesellschaftlichen Reichtums und 
nach der Entscheidungsmacht über 
Lebensweisen und gesellschaftliche 
Organisierung auf lokaler, regiona-
ler, nationaler, transnationaler wie 
globaler Ebene.“ (Bareis 2011, 324).

Urbanität und Urbanisierung in Vergangenheit und Gegenwart

Megastädte als Spezifi kum globaler Urbanisierung

Galt das 20. Jahrhundert als das Jahr-
hundert der Metropolen, so wird das 
21. Jahrhundert als das Jahrhundert der 
Megastädte gekennzeichnet. Megastäd-
te werden charakterisiert als Magne-
ten urbanorientierter Wanderungsbe-
wegungen. Doch was gilt überhaupt als 
Megastadt? Megastädte sind zumeist 
„in den industriell weiter entwickel-
ten Weltregionen aus den Metropolen 
der europäischen Kolonialreiche und 
den Einwanderungszentren der Neu-
en Welt hervorgegangen“ (Schwent-
ker 2006b, 8). Ihre Bevölkerung ist in 
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts 
nahezu dreimal so rasch angewachsen 
wie die urbane Bevölkerung insgesamt 
(Bronger 2004, 19). Megastädte wer-
den in erster Linie nach quantitativen 
Merkmalen defi niert: Zu ihnen zählen 
zunächst Metropolen mit mindestens 
fünf, acht oder zehn Millionen Ein-
wohnern. Einwohnerdichte (z. B. 2000 
Einwohner/km²) oder die monozent-
rische Struktur sind weitere wesent-
liche Kriterien für die Klassifi zierung 
als Megastadt. Insofern sie als funk-
tional integrierte megaurbane Räume 
auszumachen sind, werden auch poly-
zentrische Agglomerationen den Me-
gastädten zugeordnet. So werden bei-
spielsweise

• das Rhein-Ruhr-Gebiet als Euro-
pas größte megaurbane Region mit 
deutlich mehr als zehn Millionen 
Einwohnern oder

• das gerne als world factory betitelte 
Pearl River Delta in Südchina mit 
bis zu 120 Millionen Einwohnern 
in der Gesamtregion

mitunter ebenfalls zur Klasse der Me-
gastädte hinzugezählt. Wenn man die 
Untergrenze bei fünf Millionen Ein-
wohnern ansetzt und überdies aufkom-
mende Megastädte, die so genannten 
emerging megacities einbezieht, so wer-
den im Jahr 2015 weltweit voraussicht-
lich deutlich mehr als 600 Millionen 
Menschen, gut zwei Drittel hiervon in 
Entwicklungsländern, in den dann ver-
mutlich 60 Megastädten leben.

Die globale Bedeutung von Me-
gastädten wird kontrovers diskutiert:
• Auf der einen Seite wird die These 

formuliert, dass Megastädte mehr 
Gemeinsamkeiten miteinander auf-
zuweisen hätten als mit dem jewei-
ligen beheimatenden Land.

• Auf der anderen Seite wird der da-
mit einhergehenden Auffassung de-
zidiert widersprochen, und betont, 
dass eine Globalisierung des Phä-
nomens Megastadt bislang keines-
wegs erreicht sei.
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Gegen die angebliche Gleichartigkeit 
der Megastädte wird angeführt: „Wer 
die Einkommensverhältnisse, die Le-
bensbedingungen und die Arbeitspro-
zesse, insbesondere die Bedeutung des 
informellen Sektors, bei den Bewoh-
nern von sozialen Brennpunkten in Los 
Angeles oder London mit denen von 
Millionen von Menschen in den Sied-
lungen von Bombay oder Calcutta auch 
nur in gedankliche Verbindung brin-
ge, (…), der verschließt die Augen vor 
den Realitäten“ (Bronger 1997, 9). Und 

Wolfgang Schwentker untermauert 
Brongers Kritik aus seinem historisch 
geprägten Blick auf die differenten ur-
banen Entwicklungen: „Die politischen 
und sozio-ökonomischen Ausgangsla-
gen der einzelnen Städte waren so 
grundsätzlich verschieden, dass nicht 
zuletzt deshalb vollkommen unter-
schiedliche Strukturen und Lebenswei-
sen entstanden sind, ungeachtet eini-
ger Gemeinsamkeiten, wie etwa dem 
überall gleichermaßen spannungsge-
ladenen Verhältnis von Megastadt und 
Stadt auf der einen Seite und von Ad-
ministration und bürgerlicher Partizi-
pation auf der anderen“ (Schwentker 
2006, 8).

Dynamik und Vielschichtigkeit der 
in Megastädten stattfi ndenden Prozes-
se und die Auswirkungen dieser Pro-

 Die Mega-Städte in 
den verschiedenen 
Weltregionen haben 
teils gleiche Probleme, 
und doch sind sie kaum 
miteinander vergleichbar

zesse auf die Organisation der räumli-
chen, soziokulturellen, ökonomischen 
und politisch-institutionellen Bezie-
hungen zählen zu den größten Heraus-
forderungen unserer Zeit (vgl. Kraas/
Nitschke 2006, 19f). Angesichts des-
sen fällt die Diagnose der Megastädte 
ambivalent aus:
• Sie werden zum einen „als globa-

le Risikogebiete wahrgenommen, 
in denen Umweltverschmutzung, 
hoher Ressourcenverbrauch, Be-
drohung durch Naturkatastrophen 
(z. B. Erdbeben, Wirbelstürme, Über-
schwemmungen) oder vom Men-
schen (mit-)verursachte Risiken 
(z. B. Wasserknappheit, Wirtschafts-
krisen, ethnisch-religiöse Aus-
einandersetzungen, Industrieun-
fälle) für ihre Einwohner massive 
Einschränkungen an Lebensqualität 
bedeuten. Dabei unterliegen beson-
ders die benachteiligten Bevölke-
rungsgruppen der Megastädte einer 
wachsenden Armut und Vulnerabi-
lität, sozialräumlicher Fragmentie-
rung und Segregation, Disparitäten 
und Desintegration“.

• Zum anderen sind Megastädte „je-
doch ebenso als globale Knoten-
punkte zu verstehen, die angesichts 
einer breiten Palette verfügbaren 
Humankapitals und weit vernetz-
ter Akteure Chancen globaler Ver-
änderung bieten – mit erheblichen 
Potenzialen für eine nachhaltige 
Steuerung der ökologischen, Sied-
lungs-, Wirtschafts- wie politischen 
Entwicklung“ (Kraas/Nitschke 2006, 
20).

nig später werden New York, Paris, 
Berlin, Wien und andere Städte hin-
zutreten. Im Jahre 1900 waren 20 Städ-
te mit einer Million oder mehr Ein-
wohnern bekannt. Die Dynamik des 20. 
Jahrhunderts wird insbesondere dann 
erkennbar, wenn man dieser Zahl zum 
Vergleich die 300 Millionenstädte ge-
genüberstellt, die im Jahre 2000 er-
fasst worden sind.

Den Terminus Megacity sieht Bareis 
vor allem mit den großen Städten des 
Südens verbunden, mit Städten, „die 
weder Sitze global einfl ussreicher Re-
gierungen oder Organisationen, noch 
globale Handels- und Finanzplätze be-
herbergen oder eine global kulturbe-
stimmende Funktion beanspruchen 
können“ (Bareis 2011, 327). Gerade die-
se urbanen Zentren des Südens entzie-
hen sich jedoch der westlich gepräg-
ten Vorstellung von einer Metropole: 
„Sie sind nur mehr unvorstellbar gro-
ße Städte. Somit steht der Terminus 
Megacity in der Literatur jenseits der 
formalen Bestimmung über die demo-
graphische Größe zumeist für jene 
Form, die eine global als funktionslos 
betrachtete Agglomeration annimmt 
und die mit dem urbanen Alptraum, 
mit planlosem Wachstum und Chaos, 
mit fehlender technischer und sozialer 
Infrastruktur, elenden Lebensbedin-
gungen und einem extremen Gefälle 
zwischen Armut und Reichtum gleich-
gesetzt wird.“ (Bareis 2011, 327).

Die analytisch geprägten Begriffe 
Global City und World City stellen we-
niger die Größe als vielmehr die Funk-
tion einer urbanen Agglomeration in 
einem transnationalen Kontext heraus. 
Insofern bezieht World City sich auf ei-
nen Stadttypus, der bereits seit Jahr-
hunderten von Bedeutung ist und der 
zu früherer Zeit als superville (Ferdi-

 Der Begriff Global 
City lässt den 
Zusammenhang zwischen 
Urbanisierungsprozessen 
und ökonomischer 
Globalisierung anklingen

Sprachcontainer des Urbanen: Metropole – Megacity – 
World City – Global City 

Im Diskurs zu den Urbanisierungspro-
zessen begegnet insbesondere in glo-
baler Perspektive eine ganze Reihe an 
Wortbildungen, deren Kennzeichnun-
gen und begriffl iche Kritiken an die-
ser Stelle kurz eingespielt werden sol-

len. Am Ende des 19. Jahrhunderts be-
gegnen imperiale Metropolen mit einer 
bis dahin nicht gekannten Einwohner-
zahl von über sechs Millionen Men-
schen. London kommt hierbei gewis-
sermaßen die Pionierfunktion zu, we-
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nand Braudel) bezeichnet wurde. World 
Cities lassen sich unter anderem über 
ihre historische Zentralität innerhalb 
einer bestimmten Epoche kennzeich-
nen; sie können zudem als Stadtsys-
teme und Stadthierarchien analysiert 
werden (vgl. Bareis 2011, 327). Im di-
rekten Vergleich dieser beiden Termini 
wird etwa von Saskia Sassen die Ver-
wendung von Global City favorisiert: 
Diese Bezeichnung bringe im Unter-
schied zum umfassenderen und histo-
risch wie kulturell reichen Begriff der 
World City besser die Funktion der ur-
banen Agglomerationen innerhalb der 
neoliberalen Globalisierung zum Aus-
druck. Für vertiefende Analysen sind 
zum grundsätzlichen Verständnis heu-
tiger urbaner Prozesse – unabhängig 
von der getroffenen Wortwahl – allge-
mein „Globalisierung, Staat und soziale 
Bewegungen als machtvolle Akteure“ 
zu berücksichtigen (Bareis 2011, 327).

Drängende Herausforderungen

Die Herausforderung gegenwärtiger Ur-
banisierungsprozesse wurde mit Blick 
auf Megacities bereits angesprochen. 
Nehmen wir an dieser Stelle nochmals 
exemplarisch einzelne Herausforderun-
gen gesondert in den Blick.

Raumnutzung
Ein spezifi sches und fundamentales 
Problem im Kontext der Verstädterung 
ist die Raumnutzung: Die Wohnraum-
problematik fi ndet sich vor allem in 
der wachsenden Spannbreite zwischen
• der informellen, oftmals in illegalen 

Siedlungen lebenden Armutsbevöl-
kerung, die nicht selten bis zu 80 
Prozent der Stadtbevölkerung aus-
macht, einerseits und 

• den in abgeschotteten gated com-
munities wohnenden Mittel- und 
Oberschichtangehörigen anderer-
seits.

Überdies wirken sich ökonomische 
Zentren wie etwa große Shopping 
Center fragmentierend auf die räum-

liche urbane Struktur aus. Sie überneh-
men immer mehr die Funktionen, die 
vormals den öffentlichen Räumen in 
den Stadtzentren zukam, und werden 
nunmehr „zu künstlichen, abgeschot-
teten Räumen exterritorialen Charak-
ters“, gewissermaßen zur ‚Stadt in der 
Stadt‘ (Kraas/Nitschke 2006, 21).

Informalität
Von immer größerer Bedeutung wird 
jene Herausforderung, die mit dem Be-
griff der Informalität wiedergegeben 
wird. Zunächst ist festzuhalten, dass 
Informalität eine begriffl iche Erweite-
rung erfahren hat. Der Begriff bezog 
sich in den 1970er Jahren auf städti-
sche Armuts- und Überlebensökono-
mien, „die sich jenseits staatlicher Re-
gistrierung und Kontrolle, bei gerin-
ger Kapitalausstattung und niedriger 
Produktivität durch ein geringes Bil-
dungsniveau, geringe Größe des ‚Un-
ternehmens‘ und fehlenden Arbeits-
schutz auszeichneten“. Heute zählen 
zur Informalität „alle von einer über-
geordneten Gruppe als verbindlich 
anerkannten, konsensgetragenen Re-
geln, Normen, Werte und Vorstellun-
gen, die regulierend auf Entscheidun-
gen und Handlungen einwirken“. Hier 
schlägt in erster Linie zu Buche, dass 
viele Transaktionen und Prozesse vor 
allem in den Städten der Entwicklungs- 
und Schwellenländer aufgrund feh-
lender oder nur schwacher Steuerung 
ohne staatliche Vorgaben und Regeln 
stattfi nden. Informelle Netzwerke und 
Aushandlungsprozesse erhalten somit 
mehr Gewicht und Bedeutung als öf-
fentliche Institutionen: „Zum Beispiel 
werden vielfach der Zugang zu Land 
und Wohnraum, aber auch die Ver-
sorgung mit wesentlichen Rohstoffen 
und Dienstleistungen (vor allem Nah-
rung, Wasser, Energie, Gesundheit- und 
Bildungseinrichtungen) informell und 
in Selbstorganisation geregelt“ (Kraas 
2010, 192).

Klimawandel
Schließlich soll hier noch ein rascher 
Blick auf die Problematik des Klima-

wandels geworfen werden, der gera-
de auch in den urbanen Zentren sei-
ne Auswirkungen zeigt. Die intensive 
Stadtentwicklung bringt es mit sich, 
dass durch die Agglomerationen „urba-
ne Hitzeinseln“ entstehen, die extreme 
Wetterereignisse wie Stürme und damit 
einhergehende Überfl utungen verursa-
chen bzw. zumindest verstärken kön-
nen. Für die immer größer werdenden 
Ausmaße solcher Naturkatastrophen 
sind die Städte jedoch nicht gerüs-
tet. Prospektiv führt dies dazu, dass 
Nachhaltigkeit immer mehr zum lei-
tenden Prinzip wird. In Lateinamerika 
beispielsweise „planen 95 Prozent der 
wichtigsten Städte für den Klimawan-
del; diese Städte, (…), setzten vor allem 
auf die tiefe Verbindung zwischen An-
passung an den Wandel, wirtschaftli-
cher Entwicklung, Wohnungsbau, Mi-
gration und öffentlicher Gesundheits-
vorsorge. (…) Solche Städte denken 
über das jeweilige Klimaproblem hi-
naus und planen entsprechend: Sie be-
ziehen sämtliche sozialen, politischen, 
wirtschaftlichen und strukturellen Be-
reiche ein, die ihre Gemeinschaft be-
treffen.“ (Steinberger 2012) Übrigens 
erinnert eine solche Sicht der Dinge 
sehr stark an das von Wilhelm Korff 
gerade im Kontext der Nachhaltigkeit 
formulierte Prinzip der Retinität (vgl. 
Veith 2004, 303; 307 f.). Bemerkens-
werterweise ist zudem zu beobachten, 
dass das Nachhaltigkeitprinzip durch 
die „Theorie der Anpassungsfähigkeit“ 
ersetzt oder zumindest ergänzt wird. 
Gerade wenn das Prinzip der Nachhal-
tigkeit zu spät zum Tragen kommt oder 
nicht mehr zu greifen vermag, wenn 
es um die Bewältigung abrupter Ver-
änderungen, um Flexibilität und ra-
schen Wandel gehe, biete sich das re-
silience-Prinzip bevorzugt an (Stein-
berger 2012).
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Die Frage nach Steuern und Gestal-
ten gehört zur politischen Dimension 
von Urbanisierungsprozessen. Eine 
der grundsätzlichen auf Städte bezo-
genen entwicklungspolitischen Diag-
nosen der Gegenwart problematisiert 
den zunehmenden Verlust von Regier-
barkeit: Planung, Steuerung, Organisa-
tion sind aufgrund drängender Heraus-
forderungen und schwindender bzw. 
überhaupt fehlender Ressourcen im-
mer weniger in den Griff zu bekom-
men. Diese Steuerungsdefi zite führen 
dazu, dass Städte verwundbar werden 
hinsichtlich ihrer strukturellen und ma-
teriellen Versorgungsleistungen sowie 
angesichts sozialer Probleme und Risi-
ken, die sowohl von Menschen als auch 
durch die Natur verursacht sein kön-
nen. Aus diesem Negativbefund lässt 
sich für das Verhältnis zwischen Steu-
erung und Nachhaltigkeit umgekehrt 
die zukunftsweisende These ableiten, 
dass eine verbesserte Steuerungskom-
petenz und -wirkung zu einer verbes-
serten Nachhaltigkeitsperspektive füh-
ren kann (Kraas 2010, 195).

Wie kann es nun in der Praxis ge-
lingen, eine konkrete Verbesserung der 
Stadtgestaltung und der Steuerung zu 
erreichen? Eine Verbesserung der Si-
tuation kann weder durch reglemen-
tierendes Eingreifen von Verwaltungen 
oder ein Regieren „von oben nach un-
ten“ gelingen, noch allein auf dem Weg 
der Befähigung (enablement) und des 
Empowerment. Zwar müssen die schon 
bestehenden Formen der Selbstorga-
nisation und Selbststeuerung gestärkt 
werden. Um aber entscheidend voran 
zu kommen, „sind komplexe, ganzheit-
liche Ansätze zu entwickeln, die in-
haltlich auf
• die Abwendung sozialer Verwund-

barkeit,
• die Entwicklung und Stärkung so-

zial angepasster Steuerungsformen,

• die Einbeziehung zivilgesellschaft-
licher Organisationen sowie

• eine Unterstützung proaktiver statt 
reaktiver Handlungsoptionen zie-
len“ (Kraas 2010, 197).

Als mögliche Zukunftsszenarien zur 
strategischen Realisierung proakti-
ver Handlungsoptionen bringt Frau-
ke Kraas zum einen die korrigierende 
Stadt, zum anderen die (re-)integrie-
rende Stadt ins Spiel. Als Kennzeichen 
einer korrigierenden Stadt lassen sich 
unter anderem aufl isten:
• verlangsamtes Stadtwachstum,
• Persistenz sozioökonomischer und 

ökologischer Konfl ikte,
• Suche nach lokal angepassten Lö-

sungen,
• Schaffung von Identifi kation und 

Problembewusstsein,
• Integrationsversuche der Informa-

lität.

Hingegen ist das Szenario der (re-)in-
tegrierenden Stadt gekennzeichnet 
durch:
• Kontrolle von Stadtwachstum und 

Flächennutzung,
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• Abbau der Barrieren zwischen for-
meller und informeller Stadt,

• partizipative Strategien des Enable-
ment und des Empowerment,

• soziale Integration und Disparitä-
tenausgleich,

• Reduktion sozioökonomischer und 
ökologischer Konfl iktpotenziale,

• Dekonzentration und Dezentralisie-
rung (Kraas 2010, 197).

Zur Überwindung struktureller und 
funktionaler Defi zite und infolgedessen 
zur Verbesserung der prekären Steue-
rungs- und Gestaltungssituation könn-
ten somit auch beitragen:
• die erweiterte Partizipation durch 

zivilgesellschaftliche Akteure,
• ein verändertes öffentliches Be-

wusstsein,
• lokale Identität und soziale Kohä-

renz.

Ihren sichtbaren Ausdruck könnten 
all diese Verbesserungen in einem er-
höhten Verantwortungsbewusstsein 
und einer kommunal fundierten Le-
gitimationsbasis des städtepolitischen 
Agierens fi nden. Überdies ließen sich 
zur Verbesserung der Lage auch Im-
pulse aus einem wechselseitigen Aus-
tausch und durch ein reziprokes Ler-
nen gewinnen.

Fazit

Es kann keinen universellen Master-
plan geben zur Lösung der Probleme 

und zur Entwicklung zukunftsweisen-
der Perspektiven, gleichsam als Passe-
partout für sämtliche Urbanisierungs-
prozesse. Doch ist es mehr als nahe lie-
gend, sich deutlich intensiver, als dies 
bisher offenbar geschehen ist, auszu-
tauschen
• über vergleichbare Problemlagen 

und möglicherweise auch bewähr-
te Praktiken,

• über ein Lernen aus Fehlern der Ver-
gangenheit.

Das sollte durchaus möglich sein im 
Sinne eines Wissenstransfers über die 
Grenzen von Nationen, Kulturkreisen 
und Kontinenten hinweg..
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KURZBIOGRAPHIE

Mit Blick auf das allgemeine ent-
wicklungspolitische Tableau ist unver-
kennbar, dass zum Erreichen konkre-
ter Ergebnisse, wie sie beispielsweise 
auch in den Millenniumszielen prokla-
miert worden sind, den Städten „als dy-
namischen Zentren der globalen Ent-
wicklung“ eine ganz entscheidende Be-
deutung zukommt. Sie müssen in alle 
entwicklungspolitischen Konzeptio-
nen und Strategien einbezogen wer-
den. Auch und gerade in einer nor-
mativ-refl ektierenden Perspektive, die 
gegenwärtigen und zukünftigen Ent-
wicklungen zu orientieren und zu kri-
tisieren vermag, verdienen sie eine wa-
che und wachsende Aufmerksamkeit.
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Andreas Lienkamp

Das nach wie vor lesenswerte Dokument „Bevölkerungswachstum und Entwicklungsförderung“ versteht sich selbst als kirchlichen 
Diskussionsbeitrag. Es ist gleichwohl bis heute richtungweisend für sozialethisch refl ektierte Überlegungen zur Bevölkerungspo-
litik und die Einordnung einer verantwortlichen Familienplanung in den Kontext verschiedener Handlungsoptionen angesichts 
der Weltbevölkerungsentwicklung.
 Wir dokumentieren im Folgenden markante Passagen aus dem letzten Teil der Stellungnahme, in dem es neben anderen Hand-
lungsperspektiven um die „Dienste der Familienplanung“ geht. Die gesamte 65-seitige Broschüre kann beim Sekretariat der Deut-
schen Bischofskonferenz bestellt werden. Den vollen Wortlaut des Textes fi nden sie aber auch als PDF-Datei unter www. kommende-
dortmund.de (Veröffentlichungen � Amosinternational).

Überblick über den Inhalt der Stellungnahme
Hier zunächst eine Übersicht über Aufbau und Inhalte der Stel-
lungnahme. Thema des ersten Teils ist die Situationsanalyse:
•  Weltbevölkerungsentwicklung: Fakten, Tendenzen, 

 Probleme
•  Die demographische Herausforderung
•  Zusammenhänge zwischen Wachstum der Bevölkerung und 

Entwicklung der Lebensgrundlagen
•  Regionale Differenzen und Theorie des demographischen 

Übergangs
•  Ursachen für die immer noch hohen Geburtenraten in den 

Entwicklungsländern

Im zweiten Teil werden die wichtigsten Herausforderungen 
für die Religion, die Kirche und ihre ethischen Grundsätze 
thematisiert:
•  Entwicklung und Bevölkerung: Die Herausforderung als 

Ganze annehmen
•  Entwicklung und Bevölkerung: Herausforderung für die 

 Religionen und die Kirche
•  Entwicklung und Bevölkerung: Ethische Grundsätze der 

 Bevölkerungssteuerung
•  Das Menschenrecht auf Fortpfl anzung und Familien-

planung
•  Gemeinwohl
•  Soziale Gerechtigkeit

Die im dritten Teil refl ektierten Handlungsperspektiven dürfen 
selbstverständlich nicht auf das Thema Familieplanung redu-
ziert werden. Es geht auch um:
•  Armenorientierte Entwicklungsmöglichkeiten
•  Veränderungen der Wirtschaftsstrukturen
•  Politische Rahmenbedingungen von Entwicklung in den 

Ländern der „Dritten Welt“
•  Friedens- und sicherheitspolitische Bedingungen von 

 Entwicklung
•  Umweltschutz
•  Besondere soziale Aspekte der Bevölkerungsentwick-

lung: Altersversorgung – Frauenförderung – Gesundheit – 
 Bildung

Am Schluss erst steht die sehr differenzierte Stellungnahme 
zur Familieplanung mit den folgenden Unterthemen:
•  Verantwortete Elternschaft
•  Bedeutung der Familienplanung
•  Natürliche Familienplanung
•  Öffentliche und kirchliche Programme der Familien-

planung – eine notwendige Differenzierung
•  Öffentliche Programme der Familienplanung
•  Kirchliche Projekte der Familienplanung

Die Deutschen Bischöfe – Kommission Weltkirche (1993)

 Bevölkerungswachstum und 
 Entwicklungsförderung
Ein kirchlicher Beitrag zu Diskussion

Dokumentation
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Im Wortlaut – Auszüge aus dem 
 dritten Teil der Stellungnahme

Familienplanung
[…]

Verantwortete Elternschaft
Im Mittelpunkt aller Überlegungen und 
Maßnahmen auf dem Feld der Fami-
lienplanung muss das von der inter-
nationalen Staatengemeinschaft an-
erkannte Recht stehen, frei, informiert 
und verantwortlich über die Zahl der 
Kinder und den Abstand zwischen den 
Geburten zu entscheiden. Wir haben 
bereits darauf hingewiesen, dass auch 
die Kirche die Bedeutung dieses „Men-
schenrechts auf Familienplanung“ 
mehrfach unterstrichen und bekräf-
tigt hat (vgl. II 3.1).

Dem Recht auf Familienplanung 
entspricht die Verantwortlichkeit der 
Paare. Ihnen ist aufgegeben, sorgfältig 
abzuwägen und gewissenhaft zu ent-
scheiden, wie groß ihre Familie sein soll 
und welches der richtige Abstand zwi-
schen den einzelnen Geburten ist. Die 
Kirche bringt diesen Gedanken mit dem 
Begriff der verantworteten Elternschaft 
zum Ausdruck, auf die man – nach ei-
nem Wort von Papst Paul VI. – „heu-
te mit gutem Recht ganz besonderen 
Wert“ legt. Die Entscheidung der Eltern 
soll „im Hinblick auf die physischen, 
wirtschaftlichen, psychologischen und 
sozialen Verhältnisse“ verantwortlich 
getroffen werden. Diese allgemeinen 
Kriterien sprechen jedoch auch in den 
Entwicklungsländern nicht fast auto-
matisch für die Bildung nur sehr kleiner 
Familien und im konkreten Fall prak-
tisch immer gegen die Entscheidung 
für ein weiteres Kind. Der Wunsch nach 
einem Kind ist Ausdruck der Frucht-
barkeit der ehelichen Liebe, in Kindern 
drückt sich die Hoffnung auf Zukunft 
aus, und sie sind eine wesentliche Be-
reicherung des Ehe- und Familienle-
bens. Diese Gründe für ein Kind dür-
fen nicht gering geschätzt oder gar de-
nunziert werden. Sie müssen jedoch 

mit anderen Gesichtspunkten ab ge-
wogen werden.
[…]

Bedeutung der Familienplanung
[…] Es geht um eine Ausweitung der 
menschlichen Gestaltungsfreiheit im 
Bereich der Fortpfl anzung, um eine 
größere Selbstbestimmung der Paa-
re, die freilich auch mit einer erwei-
terten Verantwortung verbunden ist. 
Es geht auch darum, dem Elend der – 
Schätzungen der Vereinten Nationen 
zufolge – jährlich 50 bis 60 Millionen 
Abtreibungen entgegenzuwirken, die 
einen fl agranten Verstoß gegen das Le-
bensrecht ungeborener Kinder bedeu-
ten und bei denen, der gleichen Quel-
le nach, Jahr für Jahr 200.000 Frauen 
zu Tode kommen. Es geht des weiteren 
darum, Frauen vor Schwangerschaf-
ten zu bewahren, die ein zu großes ge-
sundheitliches Risiko oder auch eine 
zu starke seelische Belastung darstel-
len. Diese Gefahr ist (vor allem in den 
Entwicklungsländern) besonders hoch, 
wenn die schwangeren Frauen noch 
sehr jung oder bereits in fortgeschrit-
tenem Alter sind, außerdem auch dann, 
wenn zwischen den einzelnen Gebur-
ten ein weniger als zweijähriger Zeit-
raum liegt. Ebenso ist verantwortungs-
bewusste Familienplanung im Interesse 
der Kinder. Sie ist ein Dienst am Leben, 
der der ganzen Familie zugute kommt.

Natürliche Familienplanung
Diese Überlegungen zu einer verant-
wortlichen Elternschaft können über 
den Bereich der Kirche hinaus vermut-
lich auf eine nicht unbeträchtliche Zu-
stimmung rechnen. Anders verhält es 
sich bei der Frage der angemessenen 
Methoden der Familienplanung. Hier 
stößt die Haltung des kirchlichen Lehr-
amtes oft auf Unverständnis und Kri-
tik. Um einem immer noch weit ver-
breiteten Missverständnis entgegenzu-
wirken, muss jedoch bedacht werden, 
dass auch nach katholischer Auffas-
sung Sinn und Wert der ehelichen se-
xuellen Vereinigung nicht von der 
Möglichkeit und der Absicht der Part-

ner abhängen, einem Kind das Leben 
zu schenken. Zuerst und zuletzt ist die 
sexuelle Gemeinschaft Ausdruck einer 
umfassenden und vorbehaltlosen Liebe
[…]

Öffentliche und kirchliche Programme 
der Familienplanung – eine 
notwendige Differenzierung

Nicht selten sieht sich die Kirche dem 
Verdacht ausgesetzt, sie stehe wegen 
ihrer Auffassungen über die angemes-
senen Formen der Empfängnisregelung 
den öffentlichen – von internationa-
len Organisationen, einzelnen Staaten 
oder gesellschaftlichen Kräften getra-
genen – Bemühungen um eine Förde-
rung der Familienplanung prinzipiell 
skeptisch oder sogar ablehnend ge-
genüber, sofern in den entsprechen-
den Programmen nicht ausschließlich 
die „Natürliche Familienplanung“ zur 
Grundlage genommen wird. Mit dieser 
Vermutung ist jedoch die Position der 
Kirche nicht zutreffend wahrgenom-
men. Die Kirche ist sich nämlich be-
wusst, dass es im Bereich der sozialen 
Arbeit – zu dem auch die Programme 
der Familienplanung zählen – einer-
seits bestimmte Grundsätze gibt, die 
für alle Bemühungen (unabhängig da-
von, in wessen Trägerschaft sie stehen) 
gelten müssen, dass aber andererseits 
zwischen öffentlichen und kirchlichen 
Programmen präzise zu unterscheiden 
ist und bei der Beurteilung nicht ein-
fachhin die gleichen Kriterien zur An-
wendung kommen können:
• einerseits muss daran fest gehal-

ten werden, dass sämtliche An-
strengungen, die auf eine Förde-
rung der Familienplanung abzielen, 
der Menschenwürde entsprechen 
und die einzelnen Menschenrech-
te achten. Sie müssen darüber hi-
naus darauf ausgerichtet sein, das 
Wohl der einzelnen, der Familien 
wie auch der Gesellschaft zu för-
dern, und vom Grundsatz der so-
zialen Gerechtigkeit getragen sein;

• andererseits entsteht eine spezi-
fi sche Prägung öffentlicher Pro-
gramme dadurch, dass diese der 
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Pluralität religiöser Überzeugun-
gen, sittlicher Werthaltungen und 
sozialer Vorstellungen prinzipi-
ell Rechnung zu tragen haben. In 
den Programmen der Kirche (wie 
auch anderer religiös oder weltan-
schaulich bestimmter Vereinigun-
gen) kommt hingegen ein von der 
eigenen Lehre und den Erfahrun-
gen der eigenen Gemeinschaft her 
stärker konturiertes und profi liertes 
Ethos zur Auswirkung. Ein solches 
Ethos, das auch Momente der Ab-
grenzung von bestimmten alternati-
ven Optionen einschließt, sperrt sich 
nicht gegen den Gedanken des ge-
sellschaftlichen Pluralismus, dessen 
innere Grenze durch den Respekt 
vor den Menschenrechten markiert 
ist. Vielmehr artikuliert dieses Ethos 
seinen eigenen Wahrheits- und öf-
fentlichen Geltungsanspruch ge-
rade unter den von ihm nicht nur 
faktisch hingenommenen, sondern 
innerlich bejahten Bedingungen 
menschlicher Freiheit und gesell-
schaftlicher Pluralität.

Auf der Grundlage dieser Differenzie-
rungen, die Gleichgerichtetheit und 
notwendige Unterscheidungen von öf-
fentlichen und kirchlichen Aktivitäten 
erkennen lassen, sollen nun zunächst 
die öffentlichen und anschließend die 
kirchlichen Programme im Bereich der 
Familienplanung in den Blick genom-
men werden.

Öffentliche Programme 
der Familienplanung

In den Industrieländern besteht ein, 
wenn auch nicht überall in gleichem 
Maße ausgebautes, so doch im allge-
meinen gut funktionierendes Gesund-
heitswesen und Sexual- und Familien-
beratungssystem. Auf diese Weise ist 
eine Infrastruktur gegeben, die es prak-
tisch jedem ermöglicht, sich über al-
le Formen der Schwangerschaftsver-
hütung zu informieren. Von jedem ist 
hier eine hohe Verantwortung gefor-

dert, nach seinem Gewissen über die 
Anwendung der ethisch unterschied-
lich zu beurteilenden Methoden zu ent-
scheiden.

Die Situation in vielen Entwick-
lungsländern ist anders. Für Hunderte 
von Millionen ist nicht einmal die ge-
sundheitliche Primärversorgung gesi-
chert, geschweige denn, dass ihnen im 
Bereich der Familienplanung ausrei-
chende Information, Beratung und die 
medizinische Infrastruktur zur Verfü-
gung stünde. Für viele Frauen stellen 
mangelnde Bildung und ihr geringer 
Stellenwert in Familie und Gesell-
schaft, manchmal auch ihre einge-
schränkte öffentliche Bewegungs-
freiheit, Zugangsbarrieren gegenüber 
den Möglichkeiten der Familienpla-
nung dar.

Deshalb ist es auch weiterhin not-
wendig, Familienplanungsdienste in 
den Ländern der „Dritten Welt“ einzu-
richten. Die Aufgabe dieser Programme 
besteht darin, den Paaren die Bedeu-
tung einer verantwortlichen Familien-
planung zu vermitteln, sie mit den Me-
thoden der Empfängnisregelung ver-
traut zu machen und die Mittel dazu 
zur Verfügung zu stellen. Um vor al-
lem auch die Frauen aus den ärmeren 
Schichten zu erreichen, werden die-
se Familienplanungsdienste häufi g in 
Verbindung mit Maßnahmen in den Be-
reichen Bildung, Gesundheit und Frau-
enförderung durchgeführt.

Dieser integrierte Ansatz ist nicht 
nur seiner bevölkerungspolitischen Ef-
fektivität wegen von Bedeutung. In ihm 
verwirklicht sich – wenigstens parti-
ell – auch die Einsicht, dass Entwick-
lung in der „Dritten Welt“ nur dann 
gelingen kann, wenn sie den ganzen 
Menschen wahrnimmt und die Armut 
sowohl in ihren materiellen wie in ih-
ren immateriellen Dimensionen durch 
miteinander koordinierte Schritte zu 
überwinden sucht.

Solche Programme der Familienpla-
nung, die nie allein im Hinblick auf ihre 
bevölkerungspolitische Wirkung einge-
richtet und ausgestaltet sein dürfen, be-
nötigen auch weiterhin fi nanzielle Un-

terstützung durch die reichen Länder. 
Die Durchführung dieser Programme 
darf jedoch nicht zur Voraussetzung für 
die Entwicklungszusammenarbeit und 
die Gewährung von Entwicklungshil-
fegeldern gemacht werden. Eine solche 
Verknüpfung würde dem von den Ver-
einten Nationen aufgestellten Grund-
satz widersprechen, dass bevölkerungs-
politische Zielsetzungen in die Kom-
petenz eines jeden einzelnen Landes 
fallen. Vor allem aber: Sie würde ins-
besondere die Armen bestrafen, die ei-
ner Unterstützung durch die reichen 
Länder bedürfen und einen Anspruch 
auf unsere Hilfe haben. Es ist hinge-
gen nicht zu beanstanden, wenn Regie-
rungen von Industrieländern im Dia-
log mit den Führungen von Staaten, 
deren Einwohner in besonderer Weise 
unter den Problemen eines starken Be-
völkerungswachstums leiden, den Fra-
gen der Bevölkerungspolitik ein großes 
Gewicht beimessen.

Bei der Planung und Durchführung 
öffentlicher Programme der Familien-
planung sind eine Reihe von Kriterien 
zu beachten, damit diese Programme 
mit der Menschenwürde und den Men-
schenrechten im Einklang stehen.

a) Zunächst einmal: Es darf kein 
Zwang zur Geburtenbegrenzung aus-
geübt werden. Niemand darf deshalb 
zur Teilnahme an Programmen der Fa-
milienplanung genötigt werden. Nicht 
nur unmittelbare Zwangsmaßnahmen 
sind zu verurteilen, sondern ebenso 
Täuschung, Einschüchterung, manipu-
lative Propaganda und soziale Stigma-
tisierung. […]

b) Auch auf materielle Anreize zur 
Beibehaltung einer kleinen Familien-
größe und zur Teilnahme an Program-
men der Familienplanung sollten die 
Regierungen möglichst weitgehend 
verzichten. […]

c) Die Programme der Familienpla-
nung müssen stets vom Respekt ge-
genüber den kulturellen und religiösen 
Werten des Zusammenlebens und der 
Sexualität geprägt sein. Auch der kon-
kreten sozialen und psychologischen 
Situation der einzelnen Paare muss in 
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der Arbeit von Familienplanungsdiens-
ten Rechnung getragen werden. […]

d) Programme der Familienplanung 
dürfen keine Förderung der Abtreibung 
beinhalten. Auch diese Forderung er-
gibt sich aus der Achtung vor den Men-
schenrechten, die die Norm aller bevöl-
kerungspolitischen Maßnahmen dar-
stellt. […]

e) Gleichwohl darf die Auswahl der 
in öffentlichen Familienplanungspro-
grammen angebotenen Methoden der 
Empfängnisregelung nicht allein unter 
pragmatischen Gesichtspunkten erfol-
gen. Eine verantwortungsethische Ab-
wägung muss berücksichtigen, dass die 
Methoden unter den jeweils gegebenen 
Umständen leicht anwendbar und der 
Lebenssituation der Paare angemessen 
sein sollen. Wichtige Kriterien sind die 
Zuverlässigkeit und Anwendungssi-
cherheit, die Gesundheitsverträglich-
keit, der Ausschluss von Nebenwirkun-
gen, leichte Erlernbarkeit und kulturel-
le Akzeptanz, relative Unabhängigkeit 
von medizinischen Institutionen und 
pharmazeutischen Produkten sowie ge-
ringe Kosten. Dabei kommt den reversi-
blen Methoden ein grundlegender Vor-
rang vor den irreversiblen zu, da sie 
den Menschen die Möglichkeiten neu-
er Entscheidungen in veränderten Le-
bensumständen bewahren. […]

f) Ehepaare sind die primären Ad-
ressaten von Familienplanungsdiens-
ten. Darauf deutet schon der Begriff 
„Familienplanung“, insofern die Fami-
lie die Ehe als auf Dauer angelegte und 
rechtlich gesicherte Form der Partner-
schaft von Mann und Frau voraussetzt.

[…]
Ebenso berücksichtigt werden muss 

die epidemische Zahl von Abtreibun-
gen bei ledigen Frauen; das hohe ge-
sundheitliche Risiko, dem gerade min-
derjährige Schwangere ausgesetzt sind; 
die vielfach verzweifelte soziale Lage, 
in die alleinstehende Mütter in vielen 
Ländern der „Dritten Welt“ hineinge-
raten; und schließlich auch die enor-
me Ausbreitung von AIDS vor allem 
in Afrika. Den potentiell Betroffenen 
zu helfen, diesem Leid vorzubeugen, ist 

auch dann eine sittliche Pfl icht, wenn 
man die dahinter stehenden Verhal-
tensweisen möglicherweise in vielen 
Fällen nicht gutheißen kann. Von gro-
ßer Bedeutung ist aber in jedem Fall 
eine verbesserte Gesundheits- und Se-
xualaufklärung, die sich besonders an 
Heranwachsende wendet. […]

Kirchliche Projekte 
der Familienplanung

Die Förderung von Projekten der Fami-
lienplanung ist Bestandteil der kirch-
lichen Entwicklungsarbeit.

[…]
Von großer Bedeutung für die kirch-

lichen Projekte ist die Verbindung von 
Familienplanung mit der Gemeinwe-
sen- und Frauenarbeit. Zahlreiche Pro-
jekte der Familienplanung haben zur 
Entwicklung von Gemeinwesenorgani-
sationen und von Selbsthilfegruppen 
von Frauen geführt. Andererseits hat 
die Gemeinwesen- und Frauenarbeit 
oft auch Maßnahmen der Familienpla-
nung ausgelöst und integriert. Gerade 
für Frauen der ärmsten Bevölkerungs-
schichten ist es wesentlich, durch das 
gleichberechtigte Zusammenarbeiten 
in Gruppen ihr Selbstwertgefühl und 
ihr Selbstbewusstsein zu vergrößern. 
Wo Frauen – getragen von solchen 
Gruppen – damit beginnen, ihre eige-
ne Stellung in Familie und Gesellschaft 
neu zu bestimmen, wo sie ihren Le-
bensweg nicht mehr als von außen auf-
erlegtes Schicksal betrachten, sondern 
die Möglichkeit entdecken, die Lebens-
verhältnisse zusammen mit anderen zu 
verändern und zu verbessern, da ent-
steht häufi g und ohne äußeren Druck 
der Wunsch, auch die Zahl der Kinder 
bewusster zu planen und sich von tra-
ditionellen Mustern der Fortpfl anzung 
zu lösen. Wenn die von den Armen 
betriebenen Entwicklungsbemühungen 
dauerhaft wirksam sind, so erweisen 
sich auch die Änderungen im regene-
rativen Verhalten als stabil.

Die Kirche verleiht ihren eigenen 
Familienplanungsprojekten ein spezi-

fi sches Profi l, das von ihrer Lehre und 
den gelebten Erfahrungen ihrer Gläu-
bigen her seine besonderen Konturen 
gewinnt. Dies schließt die Förderung 
der „Natürlichen Familienplanung“ um 
der in ihr realisierten humanen Wer-
te willen ein. Auf den anthropologi-
schen Vorrang, den die Kirche dieser 
Form von Empfängnisregelung bei-
misst, wurde bereits hingewiesen.

Die Erfahrungen, die bisher mit den 
natürlichen Methoden in den Entwick-
lungsländern gemacht wurden, sind 
insgesamt ermutigend. In bestimm-
ten Kulturen Afrikas, wo die tradier-
ten Verhaltensregeln Phasen der sexu-
ellen Enthaltsamkeit kennen, gibt es 
Anknüpfungspunkte für die Zeitwahl. 
Auch in Indien fi nden die Bemühun-
gen um eine Verbreitung der „Natür-
lichen Familienplanung“ große Reso-
nanz. Der oft vorgebrachte Einwand, 
die Methode sei generell zu schwierig 
für die Menschen in den Entwicklungs-
ländern, erweist sich angesichts dieser 
Beispiele als unzutreffend

Wir wissen aber auch, dass die „Na-
türliche Familienplanung“ von man-
chen Paaren und unter manchen Um-
ständen nicht als praktikable Möglich-
keit erfahren wird. Die Kirche muss 
auch denjenigen (vor allem Frau-
en) Hilfe anbieten, die in ihrer aktu-
ellen, oft bedrängenden Lebenssitua-
tion die natürlichen Methoden nicht 
als gangbaren Weg erleben. Die Kir-
che kann vor allem in ihrer Pastoral-, 
Erziehungs- und Beratungsarbeit auch 
diesen Menschen helfen, die Empfäng-
nisregelung in die Gesamtperspektive 
eines glückenden, humanen Lebens zu 
integriern. Dass die Kirche auch in den 
Fragen der Familienplanung auf nie-
manden Druck ausübt, ist selbstver-
ständlich. Stets muss ihr daran gelegen 
sein, die verantwortliche Gewissens-
entscheidung zu respektieren, welche 
die humanen Werte ehelicher Partner-
schaft und Sexualität unter den wech-
selnden Bedingungen des Lebens ver-
wirklicht.
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Zum Unternehmer berufen
Eine Ermutigung für Führungskräfte in der Wirtschaft

Unter diesem Titel hat der Päpstliche Rat für Gerechtigkeit und Frieden im vergan-
genen Jahr eine Handreichung für Führungskräfte veröffentlicht. Wir dokumentie-
ren hier die Zusammenfassung sowie aus dem Anhang einen Fragenkatalog zur „Ge-
wissensprüfung für Führungskräfte in der Wirtschaft“.

Zusammenfassung
Marktwirtschaft und Unternehmen 
tragen erheblich zum materiellen und 
geistigen Wohlergehen der Gesellschaft 
bei, wenn sie ordnungsgemäß arbeiten 
und auf den Dienst am Gemeinwohl hin 
orientiert sind. Die jüngsten Erfahrun-
gen haben allerdings auch gezeigt, dass 
bei Versagen von Märkten und Unter-
nehmen Schäden für die Allgemein-
heit entstehen können. Die Umwälzun-
gen unserer Zeit – Globalisierung, neue 
Informationstechnologien und zuneh-
mende Dominanz der Finanzmärkte – 
zeigen neben ihren positiven Effekten 
auch negative Wirkungen: Wachsende 
Ungleichheit, wirtschaftliche Verwer-
fungen, Informationsübersättigung, fi -
nanzielle Instabilität und viele andere 
Belastungen, die den Dienst am Ge-
meinwohl behindern. Christliche Füh-
rungskräfte in der Wirtschaft können 
unternehmerischen Erfolg in dieser Si-
tuation mit konkreten Beiträgen zum 
Gemeinwohl verbinden. Dies kann ge-
lingen, indem sie sich an sozialethi-
schen Prinzipien orientieren, tugend-
haft zu leben und zu führen versuchen 
und sich von der Botschaft des Evan-
geliums inspirieren lassen. 

Vielerlei äußere Umstände können 
eine Unternehmerpersönlichkeit daran 
hindern, ihr Handeln am Gemeinwohl 
auszurichten – etwa ein defi zitärer 
Rechtsstaat und ein mangelnder Ord-
nungsrahmen, Korruption, eine Kultur 
des Geizes oder eine ineffi ziente Nut-
zung von Ressourcen. Auf der persön-
lichen Ebene stellt eine gespaltene Le-

bensführung das größte Hindernis dar. 
Die Trennung von persönlichem Glau-
ben einerseits und alltäglicher Unter-
nehmenspraxis andererseits kann zu 
Unausgeglichenheit und einem fehl-
geleiteten Tanz um das ‚goldene Kalb‘ 
des wirtschaftlichen Erfolges führen. 
Die Alternative dazu ist der Weg einer 
‚dienenden Führung‘, die – für Chris-
ten durch das Evangelium inspiriert – 
es Führungskräften in der Wirtschaft 
ermöglicht, einen weiteren geistigen 
Horizont zu haben und die Notwen-
digkeiten des Unternehmensalltags mit 
sozialethischen Prinzipien zu verein-
baren. Dies wird auf den drei Stufen 
Sehen, Urteilen und Handeln erforscht, 
wobei auf der Hand liegt, dass die-
se drei Aspekte eng miteinander ver-
woben sind. 

Sehen
Die Herausforderungen und Chancen 
des Wirtschaftslebens werden von Fak-
toren beeinfl usst, die positive und ne-
gative Auswirkungen haben können. 
Vier dieser wichtigen ‚Zeichen der Zeit‘ 
sind: Globalisierung, neue Kommuni-
kationstechnologien, die Dominanz der 
Finanzmärkte und kulturelle Verände-
rungen. 

1. Auf der einen Seite hat die Glo-
balisierung Effi zienzvorteile und au-
ßerordentlich große unternehmeri-
sche Chancen mit sich gebracht. Auf 
der anderen Seite zeigt sie aber auch 
ihre Schattenseiten: eine gewachse-
ne soziale Ungleichheit, wirtschaft-
liche Standortverlagerung, kulturelle 

Gleichmacherei und die Unfähigkeit 
der nationalen Regierungen, Kapital-
ströme angemessen zu regulieren. 

2. Die modernen Kommunikations-
technologien haben weltweite Verbin-
dungen ermöglicht, neue Problem-
lösungen und Produkte hervorge-
bracht und Kosten gesenkt. Die damit 
einhergehende neuartige Beschleuni-
gung aber hat auch eine Informations-
überfl utung und überhastete Entschei-
dungsprozesse ausgelöst. 

3. Die weltweite Dominanz der Fi-
nanzmärkte im Wirtschaftsgeschehen 
hat die Tendenz verstärkt, menschliche 
Arbeit zu einer Handelsware zu machen 
und kurzfristige Gewinnmaximierung 
auf Kosten des Engagements für das 
Gemeinwohl zu betonen.

4. Die tiefgreifend kulturellen Ver-
änderungen unserer Zeit haben zu ge-
steigertem Individualismus, verstärk-
tem Auseinanderbrechen von Familien 
sowie einer Ich-Bezogenheit und über-
mäßigen Beschäftigung mit sich selbst 
und der Frage „Was habe ich davon?“ 
geführt. 

Infolgedessen verfügen wir heute viel-
leicht über mehr private Güter, aber 
über deutlich weniger Gemeinschafts-
güter. Führungskräfte in der Wirtschaft 
wollen zunehmend ihren Wohlstand 
maximieren, Mitarbeiter kultivieren 
ein Anspruchsdenken und Konsu-
menten verlangen nach unmittelba-
rer Bedürfnisbefriedigung zum nied-
rigstmöglichen Preis. Im Zuge der Re-
lativierung von Werten sind Rechte 
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wichtiger geworden als Pfl ichten. Die 
Bereitschaft, dem Gemeinwohl zu die-
nen, ist oftmals verloren gegangen. 

Urteilen
Gute unternehmerische Entscheidun-
gen basieren auf grundlegenden Prin-
zipien wie etwa dem Respekt vor der 
Menschenwürde, dem Dienst am Ge-
meinwohl sowie dem Verständnis des 
Unternehmens als einer Gemeinschaft 
von Personen. In der Praxis bedeutet 
dies, dass sich Führungskräfte in der 
Wirtschaft auf folgende Aufgaben kon-
zentrieren: 
• Die Herstellung von Waren und 

Dienstleistungen, die tatsächliche 
menschliche Bedürfnisse befriedi-
gen, sowie die verantwortungsvol-
le Organisation von Beschaffung, 
Produktion und Vertrieb, sodass 
diese mit möglichst wenig Kosten 
für Mensch und Umwelt verbunden 
sind. Ein besonderer Aspekt ist da-
bei die Frage, wie die Belange der 
Armen stärker berücksichtigt wer-
den können. 

• Die Organisation produktiver 
und sinnstiftender Arbeit, die die 
menschliche Würde der Arbeit-
nehmer achtet. Dies bedeutet, dass 
sie ihre Persönlichkeit in der Ar-
beit entfalten können, diese aber 
auch einbringen müssen. Es um-
fasst die Organisation der betriebli-
chen Prozesse nach dem Subsidiari-
tätsprinzip. Die Mitarbeiter müssen 
entsprechend geschult und befähigt 
werden. Hinzukommen muss dann 
das Vertrauen in ihre Fähigkeiten 
und ihre Bereitschaft, ihr Bestes zu 
geben. 

• Die sorgfältige Nutzung von Res-
sourcen, um sowohl Gewinn zu er-
zielen als auch Lebenszufriedenheit 
zu stiften, um nachhaltigen Wohl-
stand zu schaffen und ihn gerecht 
zu verteilen. Dies schließt gerechte 
Löhne für Mitarbeiter, faire Preise 
für Kunden und Zulieferer, gerech-
te Steuerzahlungen für die Gemein-
schaft und angemessene Renditen 
für die Eigentümer ein.

Handeln
Führungskräfte in der Wirtschaft kön-
nen ihre Ziele und Vorstellungen um-
setzen, indem sie ihrer Berufung fol-
gen und sich dabei von einer Motiva-
tion leiten lassen, die über fi nanziellen 
Erfolg hinausgeht. Wenn sie das Ge-
schenk eines geistlichen Lebens, Tu-
genden und sozialethische Prinzipien 
in ihrem Leben und Arbeiten verbin-
den, dann können sie eine ‚gespaltene 
Lebensführung‘ überwinden. Sie kön-
nen die Gnade erfahren, eine umfas-
sende menschliche Entwicklung aller 
Beteiligten zu ermöglichen. 

Die Kirche ruft alle Führungskräf-
te in der Wirtschaft dazu auf, zu emp-
fangen und anzunehmen, was Gott für 
sie bzw. ihn getan hat, und zu geben 
und sich in gemeinsames Tun mit an-
deren einzubringen, um die Welt zu ei-
nem besseren Ort zu machen. Prakti-
sche Klugheit soll ihre Art bestimmen, 
unternehmerisch zu handeln. Sie be-
stärkt sie darin, auf die Herausforde-
rungen der Welt nicht mit Angst oder 
Zynismus zu reagieren, sondern mit 
den Tugenden des Glaubens, der Hoff-
nung und der Liebe. Dieses Dokument 
möchte Führungspersönlichkeiten und 
alle Beteiligten in den Unternehmen 
ermutigen und anregen, 
• die Herausforderungen und Chan-

cen ihrer Arbeit zu sehen, 
• diese entsprechend sozialethischer 

Prinzipien – für Christen inspiriert 
durch das Evangelium – zu beurtei-
len und 

• als Entscheider, die Gott dienen, zu 
handeln. 

Anhang

Unternehmerspiegel – Eine Gewissens-
prüfung für Führungskräfte in der 
Wirtschaft

• Sehe ich meine Arbeit als ein Ge-
schenk Gottes? 

• Ist meine Arbeit wirklich eine ech-
te Teilhabe am Schöpfungshandeln 
Gottes? 

• Fördere ich durch mein Handeln ei-
ne Kultur des Lebens? 

• Habe ich durch eine gespaltene 
Lebensführung die Prinzipien des 
Evangeliums aus meiner Arbeit he-
rausgehalten? 

• Empfange ich regelmäßig die Sak-
ramente im Bewusstsein dafür, wie 
sie mein unternehmerisches Han-
deln prägen können? 

• Lese ich die Bibel und bete ich da-
für, die Gefahr einer gespaltenen 
Lebensführung zu vermeiden? 

• Teile ich meine spirituellen Erfah-
rungen mit anderen christlichen 
Führungskräften in der Wirtschaft? 

• Strebe ich danach, mein Geschäfts-
leben durch die Kenntnis der Sozi-
allehre der Kirche zu bereichern? 

• Glaube ich daran, dass die Ach-
tung der Menschenwürde in mei-
nen Geschäftsentscheidungen die 
ganzheitliche Persönlichkeitsent-
wicklung meiner Mitarbeiter för-
dert und dadurch mein Unterneh-
men effi zienter, handlungsfähiger 
und profi tabler macht?

Den Bedürfnissen der Welt dienen
• Erkenne ich an, dass sich die Ver-

antwortung meines Unternehmens 
nicht nur auf die Eigentümer, son-
dern auch auf alle diejenigen er-
streckt, die direkt und indirekt zu 
seinem Erfolg beitragen? 

• Erziele ich Wertschöpfung oder 
schöpfe ich Werte ab, die andere 
geschaffen haben? 

• Trage ich zur Verzerrung des Wett-
bewerbs bei? 

• Strengen wir uns in unserem Un-
ternehmen an, die ungerechtfertigte 
Verlagerung von Kosten auf andere 
sowie unerwünschte Nebenwirkun-
gen unseres wirtschaftlichen Han-
delns zu vermeiden (wie z. B. Um-
weltschäden, Benachteiligung von 
Zulieferern, des lokalen Umfelds 
oder sogar Wettbewerbern)? 

• Bin ich mir dessen bewusst, dass 
wenn Unternehmensentscheidun-
gen nicht auf Achtung der Men-
schenwürde gründen, sie Gefahr 
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laufen, instrumentalisiert zu wer-
den und somit die Entfaltung der 
Menschen innerhalb der Unterneh-
men auf der Strecke bleibt? 

• Bemühe ich mich um ein faires Ver-
hältnis mit den Mitarbeitervertre-
tern, um Mitarbeiterrechte zu ge-
währleisten? 

• Mache ich mir regelmäßig Gedan-
ken darüber, in welchem Maße mein 
Unternehmen Waren und Dienst-
leistungen produziert, die echten 
menschlichen Bedürfnissen dienen 
und verantwortlichen Konsum un-
terstützen?

Gute und produktive Arbeit 
organisieren

• Gestalte ich die Arbeitsbedingun-
gen so, dass meine Mitarbeiter auf 
allen Ebenen in angemessener Wei-
se selbstständig arbeiten können? 
Anders gefragt: Ist die Organisati-
onsstruktur meines Unternehmens 
vom Subsidiaritätsprinzip durch-
drungen? 

• Bin ich bereit, das Risiko eigen-
ständiger Entscheidungen unter-
geordneter Organisationseinheiten 
zu tragen? 

• Sind die Arbeitsplätze und Zustän-
digkeiten in meinem Unternehmen 
so gestaltet, dass die Begabungen 
und Fähigkeiten meiner Mitarbeiter 
voll zum Tragen kommen können? 

• Habe ich meine Mitarbeiter so aus-
gewählt und fortgebildet, dass sie 
ihren Verantwortlichkeiten nach-
kommen können? 

• Wurden ihre Zuständigkeiten und 
Verantwortungsbereiche klar defi -
niert? 

• Sorge ich in meinem Unterneh-
men für Arbeitsplatzsicherheit, faire 
Löhne, Fortbildungsmöglichkeiten 
und die Möglichkeit zur Selbstor-
ganisation der Mitarbeiterschaft? 

• Sind unsere sorgfältig erarbeiteten 
Wertvorstellungen in die Unterneh-
menskultur eingewoben und in die 
Leistungsbewertung der Mitarbei-
terschaft integriert? Gehe ich mit 
Blick auf die Leistung meiner Mit-
arbeiter ehrlich mit ihnen um? 

• Berücksichtige ich in den unter-
schiedlichen Ländern, in denen 
mein Unternehmen tätig ist, auch 
die Würde der indirekt Beschäftig-
ten? Trage ich zur Entwicklung des 
dortigen gesellschaftlichen Umfel-
des bei? (Folge ich überall den glei-
chen sozialethischen Standards?) 

• Gewähre ich der Würde aller mei-
ner Mitarbeiter Vorrang vor meinen 
Gewinnmargen? 

Nachhaltige Wertschöpfung und 
gerechte Verteilung

• Strebe ich als Führungskraft in der 
Wirtschaft danach, meinen Kapital-
gebern angemessene Renditen, mei-
nen Mitarbeitern faire Löhne, mei-
nen Kunden und Zulieferern faire 
Preise und dem Gemeinwesen faire 
Steuern zukommen zu lassen? 

• Ist mein Unternehmen Kapitalge-
bern und dem gesellschaftlichen 
Umfeld gegenüber transparent und 

wahrhaftig in der Finanzberichter-
stattung? 

• Kümmert sich mein Unternehmen 
angesichts aufziehender ökonomi-
scher Schwierigkeiten darum, dass 
die Beschäftigungsfähigkeit der 
Mitarbeiter durch Fortbildungen 
und Zusatzqualifi kationen erhal-
ten bleibt? 

• Informiert mein Unternehmen die 
Mitarbeiter rechtzeitig, wenn wirt-
schaftliche Schwierigkeiten Entlas-
sungen notwendig machen? Unter-
stützt das Unternehmen die Mit-
arbeiterschaft bei der Suche nach 
neuen Arbeitsplätzen? Zahlt es aus-
reichende Abfi ndungen aus? 

• Unternimmt mein Unternehmen alle 
Anstrengungen, um in seinen Ak-
tivitäten Abfall zu vermeiden und 
die Umwelt als Ganzes zu schützen?

Zusammenfassung 
der Gewissensprüfung

• Fördere ich als christliche Füh-
rungskraft in der Wirtschaft in mei-
nem Einfl ussbereich die Würde des 
Menschen und das Gemeinwohl? 

• Unterstütze ich eine Kultur des Le-
bens, der Gerechtigkeit, eines in-
ternationalen Ordnungsrahmens, 
der Transparenz, der Umwelt- und 
Arbeitsstandards und des Kampfes 
gegen Korruption? 

• Fördere ich die ganzheitliche Per-
sönlichkeitsentwicklung meiner 
Mitarbeiterschaft? 
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Die neue Rollenverteilung zwischen Männern und Frauen waren Thema der Französischen So-
zialwochen vom 22. bis 25. November 2012 in Paris. Gemäß ihrem Selbstverständnis, nicht nur 
ein Ort der gesellschaftlichen Debatte, sondern auch der Formation aktiver Christen zu sein, 
wurde den ca. 3000 Teilnehmern ein Programm geboten, das einer Bildungsakademie alle Ehre 
gemacht hätte. Der erste Tag war dem Überblick gewidmet: Wo stehen wir heute in dem epo-
chalen Prozess der Gleichstellung von Frauen und Männern? Was Soziologen, Historiker, Phi-
losophen, Psychologen hier als Forschungsergebnisse oder persönliche Standpunkte vortrugen, 
kam – so der Präsident der Sozialwochen, Jerôme Vignon – einer mitunter „heftigen Konfron-
tation mit der Moderne“ gleich. Auch tagespolitisch war diese Konfrontation in den Beratun-
gen allgegenwärtig. Seit dem 7. November 2012 liegt der Gesetzesentwurf der sozialistischen 
Regierung zugunsten der „Heirat für alle“ auf dem Tisch, der die Ehe gleichgeschlechtlicher 
Paare samt Adoptionsrecht vorsieht.

 Gleichheit in der Verschiedenheit
Eine gute Botschaft für Frauen und Männer – Jahrestreffen der Semaines Sociales de France 2012

Zunächst aber standen die Arbeits-
marktprobleme im Vordergrund, wo 
auch in Frankreich die Diskriminierung 
der Frauen trotz ihrer im internationa-
len Vergleich hohen Erwerbsquote nach 
wie vor erheblich ist. Die harten Fak-
ten lieferte Brigitte Grésy, Generalins-
pektorin für Sozialpolitik. Sie erinnerte 
daran, dass zwei Drittel der berufstäti-
gen Frauen im Niedriglohnbereich be-
schäftigt sind. Der Abstand zwischen 
qualifi zierten und nicht-qualifi zierten 
Frauen vertiefe sich zusehends. Die ei-
gentlichen Hindernisse auf dem Weg 
zu einer wirklichen Gleichstellung sah 
Grésy in einer fortbestehenden „syste-
mischen“ Diskriminierung, die Frau-
en im Erwerbsleben als Risikofaktor 
betrachte – bis hin zu einer minderen 
Bewertung ihrer Diplome. Sie plädierte 
für eine Familienpolitik, die die bessere 
Vereinbarkeit von Elternschaft und Be-
rufstätigkeit in den Mittelpunkt stellt, 
wobei die Vollerwerbstätigkeit von 
Frauen der Maßstab sei. Jeder und je-
de müsse alles tun können, sofern er/
sie es wolle.

Der Soziologe Claude Martin be-
schrieb die fundamentale Abhängig-
keit der Familie von den Entwicklun-
gen auf dem Arbeitsmarkt. Der große 
Hebel der Veränderung war die Lohn-
arbeit, die Frauen mit einem Schlag 
materiellen Schutz und eigene Rech-
te brachte. Hinsichtlich der Parameter 
Erwerbsarbeit – Familie – Fruchtbar-
keit stehe Frankreich vergleichsweise 
gut da, so dass viele auf das französi-
sche Modell blickten. Aber die Kehr-
seite der Medaille sei ein unverhält-
nismäßig hoher Konsum von Psycho-
pharmaka. Die Rückwirkungen des 
modernen Arbeitsmarktes auf die Or-

ganisation des Privatlebens gingen auf 
Kosten der Frauen. Die Vereinbarkeit 
von Erwerbsarbeit und Familie bleibe 
eine „immense Baustelle“.

Wie ein politisches Crescendo wirk-
te in diesem Kontext die Rede der jun-
gen Ministerin für Frauenrechte Najat 
Vallaud-Belkacem. Als ihre politischen 
Prioritäten bezeichnete sie den Kampf 
gegen stereotype Rollenbilder und se-
xistische Vorstellungen, die Förderung 
der vollen Gleichstellung von Frauen 
im Berufsleben, den Kampf gegen je-
de Form von Gewalt gegen Frauen und 
die Verteidigung des Rechts der Frauen, 
über den eigenen Körper zu verfügen.

Bestandsaufnahme anhand der Fakten

Eine Errungenschaft der Moderne

Einen Einblick in die Geschichte des 
Feminismus (der Begriff stammt aus 
Frankreich!) bot die Historikerin Mi-
chelle Perrot, die den Prozess der all-
mählichen Emanzipation des Weibli-
chen aus der Vorherrschaft des Männ-
lichen skizzierte. Trotz untergründiger 

Ansätze im christlichen Denken – z. B. 
im Verständnis der Ehe als Sakrament, 
das die freie Zustimmung von Mann 
und Frau erfordert – ist die Anerken-
nung der Gleichheit der Geschlechter 
eine Errungenschaft der Moderne. Be-
fördert durch Krisen, hat sie sich im 

Berichte

Wilhelm Rauscher
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letzten halben Jahrhundert in ungeahn-
ter Weise beschleunigt. Jetzt erst seien 
die vier großen Grenzüberschreitun-
gen vollzogen worden, die den Frauen 
den Zugang zum Wissen (seit 1924 erst 
gibt es in Frankreich ein einheitliches 
Abitur für Jungen und Mädchen), zur 
Erwerbsarbeit, zur Wissenschaft und 
zur Verfügung über den eigenen Kör-
per (dank der Empfängnisverhütung) 
sicherten. Aber die Geschichte zeige 
auch, dass in Zeiten der Krise als erstes 
die Rolle der Frauen wieder in Frage ge-
stellt werde. Sie seien – ob im Fall von 

Arbeitslosigkeit oder im restaurativen 
Gegenschlag politischer Revolutionen, 
wie aktuell in der arabischen Welt zu 
besichtigen – die zuerst Benachteilig-
ten. Perrot betonte den Pluralismus der 
Feminismen, der für die heutige Situa-
tion kennzeichnend sei. Während Si-
mone de Beauvoir noch einen Femi-
nismus absoluter Gleichheit postuliert 
habe, sei dem heutzutage ein Feminis-
mus italienischer Prägung gefolgt, der 
die Differenz betont. Differenz ja, aber 
unter Ausschluss jedweder Dominanz, 
lautete ihr Fazit.

dern erst 1944 durch General de Gaulle 
das Wahlrecht erhielten. Jean Jacques 
Rousseau’s Diktum „Die Männer ma-
chen die Gesetze, die Frauen die Sit-
ten“ hatte im gesellschaftlichen Be-
wusstsein Frankreichs lange Bestand. 
Die „Regierung“ des öffentlichen Le-
bens blieb den Männern, die der Fami-
lie den Frauen vorbehalten. Und zwi-
schen beiden Bereichen herrschte eine 
prinzipielle Trennung. Die Frauen wa-
ren zwar Teil der Republik, aber nicht 
der Demokratie. Was war die Ursache 
dieser Dichotomie? Die Angst vor einer 
Verwischung der als naturgegeben vor-
ausgesetzten Geschlechterrollen? Nach 
Fraisse eher die Angst vor der Demo-
kratie! Die Befreiung der Frauen sei ein 
demokratisches Projekt.

Befreiung geht zwangsläufi g einher 
mit Destabilisierung. Der Wandel in den 
Beziehungen von Frauen und Männern 
löst überkommene Gewissheiten auf. 
Mit den Wirkungen dieses Wandels auf 
Paare befasste sich der Psychoanalyti-
ker und Berater der Familienkommis-
sion der Französischen Bischofskonfe-
renz Jacques Arènes. Nichts sei noch 
evident: weder das Zusammenleben als 
Paar, noch der Kinderwunsch, noch das 
gemeinsame Altern. Die Angst, vom 
anderen erdrückt zu werden, sei in den 
Kern der Beziehungen eingedrungen. 
Jede Begegnung werde so zu einem 
„Rätsel“. 

Rehabilitierung der 
natürlichen Differenz der 
Geschlechter

Nach dieser eher frustrierenden Be-
standsaufnahme brachte der zweite 
Tag mit dem Referat der Philosophin 
Sylviane Agacinski eine Wende. Die ge-
samte abendländische Anthropologie 
einschließlich der christlichen Theo-
logie hatte aus der fraglos angenom-
menen Differenz der Geschlechter die 
Dominanz des Männlichen abgeleitet. 
Nachdem die Moderne den „Androzen-
trismus“ prinzipiell überwunden hat, 
stellt sich die Frage: Welchen Sinne hat 

Gleichheit von Frauen und Männern in anderen Kulturen

Wie steht es aber um die Gleichheit von 
Frauen und Männern in anderen Kultu-
ren, Religionen und Ländern? Dass hier 
der Blick vor allem auf den Islam fi el, 
verwundert nicht. Verwunderung rief 
allerdings die Bemerkung der senegale-
sichen Ärztin und Soziologin Khoudia 
Sow hervor, wonach nicht wenige Se-
negalesinnen um einer größeren Un-
abhängigkeit willen die Polygamie der 
Monogamie vorzögen. Wenn in diesem 
traditionell von einem moderaten Is-
lam geprägten Land der Fundamenta-
lismus auf dem Vormarsch sei, dann in 
erster Linie aus politischen und wirt-
schaftlichen Gründen. Der Islamkenner 
Franck Fregosi unterstrich, dass hin-
sichtlich einer liberalen Weiterent-
wicklung des Islam die Frauen-Män-
ner-Thematik eine große Rolle spiele. 
Bei der in Gang gekommenen Diskus-
sion um die Interpretation des Koran 
sei es die Masse der orthodoxen Män-
ner, die auf einer buchstabengetreuen 
Auslegung beharre.

Gleiche Rechte für Frauen und Män-
ner ist auch ein Thema der Europäi-
schen Union. Das war der Mehrzahl 
der Teilnehmer sicherlich bekannt. 
Weniger bekannt war vermutlich das 
Faktum, dass dieses Ziel schon in den 
Römischen Verträgen verankert wurde 
und dass eine große Zahl der einschlä-
gigen nationalen Gesetze der Umset-
zung von EU- Richtlinien zu verdan-
ken ist. Mit dieser Feststellung sorgte 
Kommissionsvizepräsidentin Vivia-
ne Reding für Überraschung bei ihren 
Zuhörern. Trotz großer Anstrengun-
gen sei die EU dabei, die Talente der 
Frauen zu verlieren. Als Beleg führte 
Reding u. a. an, dass 60 % der Frau-
en mit Diplom keine Aufstiegschan-
cen hätten. Außerdem: die Armut in 
der EU sei weiblich. Die Ansätze für 
Lösungen sah sie in erster Linie inner-
halb der Betriebe.

Vollendung eines demokratischen Projektes zu Lasten 
zwischenmenschlicher Beziehungen?

Das Verhältnis von Emanzipation der 
Frau und Demokratie untersuchte die 
engagierte Feministin Geneviève Frais-
se. Erstaunlich, dass die Frauen im Ge-
burtsland der europäischen Demokra-

tie mit ihrem Pathos der Gleichheit 
weder durch die „Constituante“ von 
1789 noch durch die Pariser Kom-
mune von 1871, auch nicht durch die 
verschiedenen Linksregierungen, son-
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dann noch die Rede von einer Differenz 
der Geschlechter? Heißt gleiche Würde, 
dass die Geschlechter auch gleich sind 
in ihrer Wertigkeit (äquivalent)? Sind 
sie damit austauschbar? Ist das Ge-
schlecht nur ein kulturelles, soziales 
Konstrukt? Hat die biologische, sexuel-
le Verschiedenheit von Mann und Frau 
noch eine Bedeutung für das soziale 
Leben? Diese Fragen standen im Mit-
telpunkt des weit ausgreifenden Re-
ferates von Sylviane Agacinski. Kri-
tisch setzt sich die emeritierte Profes-
sorin der Elitehochschule für Politische 
Wissenschaften (EHESS) mit der mo-
dernen Queer-Theorie auseinander, die 
die Differenz der Geschlechter durch 
die Differenz der sexuellen Orientie-
rungen ersetzen möchte. Ebenso scharf 
grenzte sie sich ab vom „Konstruktivis-
mus“ einer Judith Butler, demzufolge 
der Mensch auch in seiner geschlecht-
lichen Orientierung das Produkt seiner 
selbst sei, während die natürliche Diffe-
renz der Geschlechter in die Sammlung 
der „wissenschaftlich schlecht belegten 
Fakten“ (Butler) gehöre. Allen diesen 
Theorien warf sie eine „Denaturalisie-
rung“ des Menschen vor.

Für Agacinski liegt das entschei-
dende Kriterium der Differenz der Ge-
schlechter auf der Ebene der Fruchtbar-
keit. Die Anteile von Mann und Frau an 
der Zeugung eines Kindes seien nicht 
äquivalent. Die modernen Techniken 
der Reproduktionsmedizin hätten al-
lerdings den Trend zur Abkoppelung 
der Elternschaft von der Zeugung ver-
stärkt. Sie ermöglichten Fortpfl anzung 
ohne sexuelle Beziehung. Elternschaft 
könne in neuen, auch gleichgeschlecht-
lich-äquivalenten Formen konstruiert 
werden. Eine „Entpersönlichung“ der 
Fortpfl anzung sei die Folge. Im Fal-
le der anonymen Samenspende wer-
de zudem das Urprinzip aller Verant-
wortung außer Kraft gesetzt, nämlich 
für das verantwortlich zu sein, dessen 
Verursacher man ist (nach Hans Jonas). 

Agacinski kritisierte insbesondere, 
dass man sich kaum Gedanken ma-
che über die Auswirkungen der neu-
en Praktiken auf die künftigen Gene-

rationen der Kinder. Rechtfertigt bei-
spielsweise der legitime individuelle 
Wunsch, mit einer Person des gleichen 
Geschlechtes eine dauerhafte Partner-
schaft – ja sogar eine Heirat – einzu-
gehen, den Bruch mit dem biologisch 
grundgelegten Modell der Elternschaft? 
Erzeugt man dadurch nicht eine funda-
mentale Ungleichheit unter den künf-
tigen Generationen, vor allem zwi-
schen Kindern mit einer natürlichen, 

geschlechtlichen Abstammung und 
anderen, deren Entstehung biologisch 
intransparent sei? Die künftigen Kin-
der seien allerdings in der politischen 
Debatte nicht repräsentiert. Sie haben 
keine Lobby. Agacinski forderte – mit 
Blick auf den Gesetzgeber – eine an-
thropologisch-ethische Refl exion über 
ein Statut der Kinder und die Verant-
wortung der heutigen Erwachsenen-
generation ihnen gegenüber. 

…. und wie steht es damit in der Kirche?

In der Dramaturgie des Kongresses war 
nun der Punkt erreicht für eine Frage, 
die vielen Teilnehmern auf den Nä-
geln brannte: Und wie steht es um die 
Gleichheit von Männern und Frauen 
in der Kirche? Die Veranstalter hatten 
für diese Thematik zwei Referenten mit 
in gewissem Sinne konträrem ekklesio-
logischen Profi l ausgesucht: den Kir-
chenrechtler und Generalvikar der Diö-
zese Lüttich Alphonse Borras als Ver-
treter des Amtes und die Präsidentin 
der internationalen Fokolarbewegung 
Maria Voce, die gleichsam die prophe-
tisch-charismatischen Dimension der 
Kirche repräsentiert. Beide haben in-
sofern die Nachdenklichkeit befördert 
(und manche damit enttäuscht), als sie 
sich der Festlegung auf apodiktische 
Positionen entzogen. Borras referierte 

(bei wachsendem Unmut im Saal) die 
Aussagen des Kirchenrechtes. Die lehr-
amtliche Ablehnung des Priestertums 
der Frau durch Johannes Paul II. stell-
te er nicht in Frage, fügte ihr aber ein 
leises „Vorerst“ hinzu. Von der nöti-
gen Komplementarität von Frauen und 
Männern in der Pastoral versprach er 
sich u. a. eine „Humanisierung der In-
stitution“, ein stärkeres Eingehen auf 
den Alltag der Menschen, mehr Krea-
tivität in der seelsorglichen Begleitung. 
Außerdem müssten Frauen in der Re-
präsentation der Kirche stärker ver-
treten sein. Die hierarchische Struktur 
stand dabei nicht zur Debatte.

Als Präsidentin einer kirchlichen 
Bewegung, zu der auch Bischöfe ge-
hören und die nach dem Willen der 
Gründerin, Chiara Lubich, stets von ei-

Ein Blick auf die Anfänge

Dieses klare Bekenntnis einer Sozia-
listin zu der unaufhebbaren und im 
Namen der Humanität zu schützenden 
biologischen Differenz von Mann und 
Frau wurde von den Teilnehmern mit 
stehenden Ovationen quittiert. Die bib-
lische Begründung dieser Anthropolo-
gie lieferten der Publizist Jean Pierre 
Rosa und die Dominikanerin und Mo-
raltheologin Véronique Margron, die 
die Schöpfungsberichte und ande-
re frühe biblische Zeugnisse über das 
Verhältnis von Mann und Frau unter-
suchten. Bei der Rückbesinnung auf die 

Ursprünge zeigt sich nach Jean Pierre 
Rosa eine Anthropologie, die mit un-
serem heutigen Bewusstsein durchaus 
kompatibel ist. Die frühen Texte (ins-
besondere der 1. Schöpfungsbericht) 
beziehen die Gottebenbildlichkeit auf 
die „Alterität“ von Mann und Frau. Sie 
stellen die Beziehung zwischen Gleich-
rangigen in den Mittelpunkt (vgl. u. a. 
das Hohe Lied, auch Mt 19,4) entspre-
chend einem Gott, der selbst Bezie-
hung ist. Das Streben der Moderne nach 
Gleichheit von Mann und Frau sei für 
Christen eine gute Nachricht.
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ner Frau geleitet werden soll, hatte Ma-
ria Voce die Neugier der Teilnehmer ge-
weckt. Dass die Anerkennung einer sol-
chen Bewegung der Kirche nicht leicht 
gefallen ist und mehrfach Versuche un-
ternommen wurden, sie unter klerikale 
Aufsicht zu stellen, führte Maria Voce 
freimütig aus. Die weibliche Leitung – 
in Gemeinschaft mit einem priesterli-
chen Co-Präsidenten – enthalte eine 
Botschaft an die Kirche: Was vor aller 
Struktur zähle, sei die Liebe. Eine Lei-
tung nach dem Vorbild Mariens (die Fo-
klarbewegung bezeichnet sich auch als 
„Werk Mariens“) wolle zusammenfüh-
ren, nicht regieren. In Maria sei gleich-
sam die gesamte Kirche versammelt, 
die auf die Apostel und die Prophe-
ten gründe. Lassen sich daraus Model-
le kirchlicher Leitung gewinnen? Auch 
wenn diese Frage nicht vertieft werden 
konnte, ließen die Ausführungen von 
Maria Voce erahnen, dass in der Pra-
xis der Fokolarbewegung, deren ein-
zelne Zweige und Aktionsbereiche je 
von einer Frau und einem Mann ge-
leitet werden, ein Potential mit Verän-
derungskraft liegt.

Nach dem Dialog zwischen einer 
Gewerkschaftssekretärin und dem Ver-
treter eines Unternehmerverbandes zur 
Thematik Familie und Arbeitswelt, der 
eine erstaunlich große Übereinstim-
mung zeigte, führten das Zeugnis eines 

verantwortlichen Ehepaares der Alpha- 
Kurse und die Erfahrung des Leiters ei-
ner Bildungsanstalt für „Jugendliche in 
Schwierigkeiten“ nochmals mitten hi-
nein in die Thematik der Veränderun-
gen in den Beziehungen von Frauen 
und Männern und in die Fragen der 
Erziehung zu einer reifen Identität als 
Frau oder Mann.

Fazit dreier intensiver Tage

In seinen Schlussfolgerungen bezeich-
nete Präsident Jérôme Vignon die 
Gleichstellung von Frauen und Män-
nern als die zentrale Herausforderung, 
die die Postmoderne an das christliche 
Bewusstsein richte. Der soziale Katho-
lizismus dürfe sich dieser Herausforde-
rung nicht entziehen. Wie könnte er bei 
der Suche nach Beziehungen gleichbe-
rechtigter Partnerschaft zwischen den 
Geschlechtern nach der Phase männ-
licher Dominanz beiseite stehen? Oder 
sollten die Katholiken auch hier – wie 
im Fall der Demokratie – die Zeichen 
der Zeit übersehen? Als Schwerpunk-
te des politischen Engagements nann-
te Vignon die Felder Arbeitswelt, Er-
ziehung und Familie. Die katholische 
Kirche als Ganze müsse sich jedoch 
dem Ziel der Gleichstellung von Frauen 
und Männern öffnen. Die Neu-Evange-
lisierung müsse gemeinsam von Frau-
en und Männern getragen werden. Die 
französische Kirche könne dabei eine 
Vorreiterrolle übernehmen; denn im 
Gegensatz zur Situation in einigen 
Nachbarländern befi nde sie sich in ei-
ner relativ friedlichen Phase. Gleichzei-
tig nutzte der Präsident das Schluss-
wort zu einer klaren Absage an den Ge-
setzesentwurf der Regierung zugunsten 
der Ehe für gleichgeschlechtliche Paare.

Wilhelm Rauscher (*1942), Studium 
der Fächer Französisch und Deutsch 
in Freiburg i. Br., München und Paris, 
nach kurzer Lehrtätigkeit am Gymna-
sium Stockach a. Bodensee Redakteur 
im Katholischen Sekretariat für europä-
ische Fragen, Straßburg/Brüssel;  Refe-
rent im Zentralkomitee der deutschen 
Katholiken (Bereich Kirche und Gesell-
schaft), Mitarbeit im Europäischen Lai-
enforum; Leiter des Berliner Büros des 
ZdK (2000–2005); nach Ende der Be-
rufstätigkeit Mitarbeit in der Kommen-
de Dortmund für Kontakte zu europä-
ischen Partnern; Übersetzer der Résu-
més in mosinternational.

KURZBIOGRAPHIE

 Interdisziplinarität – Eine Herausforderung für die Christliche Sozialethik
Zum 22. Forum Sozialethik vom 10. bis 12. 09. 2012 in Schwerte

In der Refl exion gesellschaftlicher 
Strukturen steht die Christliche So-
zialethik nicht nur mit anderen theo-
logischen Disziplinen, sondern darüber 
hinaus mit der philosophischen Ethik, 
den Sozial- und Kulturwissenschaften 
sowie den Natur- und Technikwissen-
schaften in einem ständigen Dialog. Die 
konkreten Erfahrungen, die Herausfor-
derungen und möglichen Hindernisse, 
aber auch die vielfältigen Chancen, die 
für die Sozialethik mit diesem inter-

disziplinären Dialog verbunden sind, 
bildeten den thematischen Schwer-
punkt des Forum Sozialethik 2012, 
das in diesem Jahr durch Anna Ma-
ria Riedl (Münster), Jochen Ostheimer 
(München), Werner Veith (München) 
und Thomas Berenz (Mönchenglad-
bach) vorbereitet wurde. Vom 10. – 12. 
September 2012 trafen sich dazu 33 
junge Sozialethikerinnen und Sozial-
ethiker sowie Vertreter anderer theolo-
gischer Disziplinen aus dem deutsch-

sprachigen Raum sowie aus Kroatien 
in der Katholischen Akademie Schwer-
te. Im Zentrum der Vorträge und der 
mitunter kontrovers geführten Dis-
kussionen stand die Frage nach den 
Bedingungen und den wissenschafts-
theoretischen Grundlagen eines inter-
disziplinären Dialogs. Ausgehend von 
Selbstverständnis, Status und Arbeits-
weisen der Sozialethik wurde der Bo-
gen über die anthropologischen Bezüge 
als interdisziplinäre Basis der Christli-

amos 01_2013 - seiten001-056.indd   45amos 01_2013 - seiten001-056.indd   45 13.02.2013   13:25:5513.02.2013   13:25:55



Berichte

MOSINTERNATIONAL 7. Jg. (2013) Heft 146

chen Sozialethik hin zu Perspektiven 
des interdisziplinären Dialogs im bin-
nentheologischen Bereich sowie kon-
kreten Dialogerfahrungen geschlagen. 
Interdisziplinarität, darüber waren sich 
die Teilnehmer weitgehend einig, darf 
nicht als punktuelles Ereignis, sondern 
muss stets als prozesshaftes Geschehen 
verstanden werden. Das Gelingen oder 
Scheitern des interdisziplinären Arbei-
tens hängt dabei maßgeblich von der 
Analyse und dem Verständnis der im 
Dialog aufeinander treffenden (Fach-)

Sprachen, von ihren Begriffe und Be-
griffskonzepten ab. Sicherlich, und dar-
auf wiesen einige Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer des Forums auch aus eige-
nen Erfahrungen hin, stellt sich dar-
über hinaus die grundsätzliche Frage, 
ob der gegenwärtige interdisziplinäre 
Dialog auch tatsächlich dialogisch ist 
oder ob das Interesse an einem Dialog 
nicht doch häufi g nur einseitig, näm-
lich von Seiten der christlichen Sozial-
ethik besteht. Allerding liegen gerade 
hier zugleich Chance und Aufgabe für 

die christliche Sozialethik als wissen-
schaftliche Disziplin: Durch ihre Erfah-
rung vom Nutzen kognitiver Beiträge 
aus vielen Wissensbereichen, kann und 
muss sie vom Wert und der Bedeutung 
eines interdisziplinären Dialoges im-
mer wieder überzeugen und dabei für 
sich selbst die Bedingungen, Möglich-
keiten und Grenzen dieses Dialoges un-
ter sich stets verändernden Bedingun-
gen ausloten. 

Thomas Berenz, Trier

Buchbesprechungen

  Befähigungsgerechtigkeit

Peter Dabrock: Befähigungsgerechtig-
keit. Ein Grundkonzept konkreter Ethik in 
fundamentaltheologischer Perspektive. 
Unter Mitarbeit von Ruth Denkhaus, Gü-
tersloh: Gütersloher Verlagshaus 2012, 
383 S., ISBN 978–3–579–08110–6.

Das Prinzip der Befähigungsgerechtig-
keit ist in den vergangenen zehn Jahren 
als Chiffre „einer zukunftsfähigen Sozial-
politik“ (S. 189) erstaunlich populär ge-
worden. Es fi ndet sich an prominenter 
Stelle beispielsweise im zweiten Armuts- 
und Reichtumsbericht der Bundesregie-
rung von 2005 oder in der Armutsdenk-
schrift des Rates der Evangelischen Kir-
che in Deutschland von 2006. Wurde von 
Verteilungsgerechtigkeit vornehmlich im 
Blick auf die Umverteilung materieller 
Ressourcen gesprochen, lenkt die Rede 
von Befähigungsgerechtigkeit den Blick 
auf die unterschiedliche Verteilung von 
Chancen in einer Gesellschaft – und in 
der Folge dann auch auf die unterschied-

lichen Möglichkeiten, sich aktiv am so-
zialen Leben zu beteiligen.

In der Debatte um die Zukunft des So-
zialstaats wird die Forderung nach Befä-

higungsgerechtigkeit von verschiedenen 
Seiten für durchaus gegensätzliche Posi-
tionen in Stellung gebracht: Tritt Befähi-
gungsgerechtigkeit an die Stelle der Ver-
teilungsgerechtigkeit, verbindet sich dies 
nicht selten mit einer Kritik am Umver-
teilungsstaat und dem Ruf nach mehr Ei-
genverantwortung des einzelnen Bürgers. 
Wird Befähigungsgerechtigkeit als eine 
weitere Dimension sozialer Gerechtigkeit 
begriffen, die zur Verteilungsgerechtig-
keit hinzutritt, wird dem Staat weiterhin 
eine wichtige Rolle beim Ausgleich sozia-
ler Konfl iktlagen zugeschrieben.

Peter Dabrock versteht Befähigungs-
gerechtigkeit als „causa formalis“ der so-
zialen Gerechtigkeit. Der Beteiligungsbe-
griff wirke dynamisierend auf das Kon-
zept sozialer Gerechtigkeit: Nicht mehr 
deren reaktive oder kompensatorische 
Komponente stehe im Vordergrund, son-
dern die Förderung des Einzelnen, der in 
die Lage versetzt werden soll, selbst aktiv 
zu werden. Mehr oder weniger bewusst 
schließt der Erlanger Professor für Sys-
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tematische Theologie mit seinem Kon-
zept an die outputorientierte Umsteue-
rung des Bildungssystems an. 

Das Konzept der Beteiligungsgerech-
tigkeit besitzt für Dabrock die Fähigkeit, 
zahlreiche Brücken innerhalb des inzwi-
schen weitverzweigten Gerechtigkeits-
diskurses zu schlagen: so zum Beispiel 
zwischen philosophischen und theologi-
schen Debattenbeiträgen oder zwischen 
theorieorientierten Begründungsdiskur-
sen und anwendungsbezogenen Frage-
stellungen. Dabrock ist zuzustimmen, 
wenn er die Verteilungsgerechtigkeit kei-
nesfalls verabschieden will. Diese bleibt 
für ihn eine notwendige Voraussetzung 
von Beteiligung, deren „causa materia-
lis“. Auch wenn die normative Beurteilung 
der Beteiligungschancen in einer Gesell-
schaft wichtiger wird, bleibt es dennoch 
notwendig, die aus vielfältigen sozialen 
Prozessen resultierende Verteilung ein-
zelner Güter noch einmal unter dem 
Maßstab der Gerechtigkeit einer Über-
prüfung zu unterziehen, wobei die un-
gleichen Anlagen, Fähigkeiten, Bedürf-
nisse und Leistungen der Einzelnen zu 
berücksichtigen sind.

Nicht immer wird in der Debat-
te trennscharf zwischen Befähigungs- 
und Beteiligungsgerechtigkeit unter-
schieden, anders Dabrock, was positiv 
zu vermerken ist: Beteiligung markiert 
für ihn das Ziel, weshalb von Befähigung 
zu sprechen sei – ein Ziel allerdings, das 
allein durch die Gewährleistung forma-
ler Teilhabe nicht erreicht werden kön-
ne. Hier scheint Dabrock die lebhaft ge-
führte Debatte um Beteiligungsgerech-
tigkeit nur einseitig rezipiert zu haben. 
Gerade neuere Arbeiten aus dem bil-
dungsethischen Diskurs gehen deutlich 
über ein formales Verständnis von Be-
teiligung hinaus. 

Dabrock, der seinen Entwurf bewusst 
als einen theologischen Zugang versteht, 
bedient sich zur Grundlegung seiner Aus-
sagen vielfältiger Entwürfe: Jürgen Ha-
bermas mit seinen Aussagen zur postsä-
kularen Gesellschaft kommt ebenso zur 
Sprache wie John Rawls oder die auf Ni-
klas Luhmann zurückgehende, system-
theoretische Unterscheidung zwischen 
Inklusion und Exklusion. Breiten Raum 
widmet Dabrock der Auseinandersetzung 
mit dem „capabilities approach“, nament-
lich mit der Gerechtigkeitstheorie Mar-
tha C. Nussbaums. Wohltuend lesen sich 
jene Passagen, in denen sich Dabrock – 
nicht zuletzt in deutlicher Abgrenzung 
zu Franz Segbers – einer Gleichsetzung 
von sozialer Gerechtigkeit mit Gleich-
heit widersetzt und die freiheitsfunkti-
onale Bedeutung von Befähigung stark 
macht. Sein Konzept der Befähigungs-
gerechtigkeit verortet Dabrock „zwi-
schen Gleichheitspräsumtion und Ega-
litarismuskritik“ (S. 184), wobei er sich 
auf Nussbaum beruft: Deren Schwellen-
konzeption begrenze die Forderung nach 
Umverteilung, mache aber zugleich deut-
lich, dass die Festlegung gerechtigkeits-
relevanter Schwellen bei der Sicherung 
bestimmter Fähigkeiten relational be-
stimmt bleibe.

Die Vielfalt der theoretischen Zugän-
ge, auf die sich Dabrock stützt, markiert 
zugleich ein Problem des Bandes: Die-
ser basiert auf zahlreichen Einzelveröf-
fentlichungen und will mehr sein als eine 
Aufsatzversammlung, wie der Verfasser 
in der Einleitung betont. Dennoch stellt 
sich beim Lesen nicht der Eindruck ein, 
als handele es sich um ein „Grundkon-
zept konkreter Ethik“ aus einem Guss. 
Hierfür hätten die einzelnen Teile deut-
licher und für den Leser nachvollziehba-
rer miteinander verzahnt werden müssen. 

Der Band selber wagt jenen Brücken-
schlag, den Dabrock mit seinem Konzept 
von Befähigungsgerechtigkeit für den 
Gerechtigkeitsdiskurs anmahnt: Sind die 
ersten zwei Kapitel dem Begründungs-
diskurs gewidmet, werden die dort ge-
machten Überlegungen im dritten Ka-
pitel gesellschaftstheoretisch weiterge-
führt und in den beiden Schlusskapiteln 
an zwei konkreten Anwendungsfeldern 
erprobt: der Ethik des Gesundheitswe-
sens und der Generationengerechtigkeit 
(wobei die durch den demographischen 
Wandel zu bewältigenden Aufgaben zwar 
nicht dramatisiert, aber vielleicht doch 
etwas zu sehr heruntergespielt werden). 
Dass sich Dabrock dieser Herausforde-
rung stellt und als Fundamentaltheolo-
ge eine „Verknüpfung von idealtheore-
tischen Begründungsdiskursen und auf 
Realwelten zielenden Anwendungsdis-
kursen“ (S. 197) wagt, verdient anerken-
nend hervorgehoben zu werden. Aller-
dings bleibt am Ende der Eindruck, man 
hätte möglicherweise auch aus anderer 
Richtung kommend zu ähnlichen Aussa-
gen in der Gesundheitsethik fi nden kön-
nen. Die Anforderungen, die hier an den 
Sozialstaat gestellt werden, sind keines-
wegs gering und werden in einer kleiner 
und älter werdenden Gesellschaft nicht 
unbedingt leicht zu erfüllen sein.

Dabrocks Studie hat deutliche Schwä-
chen. Ihr Verdienst aber liegt darin, den 
Diskurs um das rechte Verhältnis von Ge-
rechtigkeit, Freiheit und Gleichheit, das 
in der jüngeren Sozialethik nicht selten 
in eine egalitaristische Schiefl age zu ge-
raten droht, von neuem zu eröffnen. Und 
das ist auch gut so.

Axel Bernd Kunze, Weinstadt
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  Ethik der Freiheit

Hübner, Jörg: Ethik der Freiheit. Grund-
legung und Handlungsfelder einer glo-
balen Ethik in christlicher Perspektive, 
Stuttgart: Kohlhammer 2012, 509 S., 
ISBN 978–3–17–021644–0. 

Das spezielle Anliegen Hübners, Mitarbei-
ter am Lehrstuhl für Christliche Gesell-
schaftslehre der Evangelisch-Theologi-
schen Fakultät der Universität Bochum, 
ist es, die zentrale Rolle der in der evan-
gelischen Ethik bisher eher unterbelich-
teten affektiven Komponente der Freiheit 
darzustellen, also Freiheit „als ein Bündel 
aus Affekten oder auch als ein Gefühl“ 
zu fassen. Die Arbeit gliedert sich in zwei 
Teile. Im ersten werden Grundlegungs-
fragen behandelt, während es im zwei-
ten um konkrete Bewährungsfelder geht.

Nach einer differenzierenden Ein-
führung beschäftigt sich der erste Teil 
zunächst mit den biblischen Grundla-
gen, wobei Paulus im Mittelpunkt steht. 
Hübner sucht zu zeigen, dass die pauli-
nische Freiheitsbotschaft philosophisch 
im Referenzrahmen der Stoa stehe und 
die christlichen Hellenisten darum als 
die eigentlichen „Erfi nder“ der neutes-
tamentlichen Freiheitsbotschaft und ih-
rer affektiven Akzentuierung zu gelten 
hätten. Die reformatorische Rezeption 
dieser Freiheitsbotschaft wird am Bei-
spiel Luthers und Melanchthons erör-
tert. Bei aller Würdigung der Freiheits-
schrift Luthers von 1520 wird kritisiert, 
dass diese sich auf die Innerlichkeit des 
Christen beschränke und damit sowohl 
die allgemein menschliche als auch die 
soziale Dimension der Freiheit ausblen-
de. Die umfassender ausgelegte Grund-
legung Melanchthons überwinde diese 
Engführung und gebe zugleich der af-
fektiven Komponente Raum.

Affekte bzw. Emotionen sind nach 
Hübner energiegeladen, dynamisch und 
kreativ, sie steuern die Wahrnehmung, 
sind eudämonistisch zielgerichtet, ent-
halten Überzeugungen hinsichtlich der 
Objekte, die sie zugleich praktisch bewer-
ten, fungieren als Träger schon der früh-
kindlichen Kommunikation und bestim-

men so maßgeblich die ganze Lebensfüh-
rung des Menschen. In dieser Aufwertung 
der Affekte scheint sich Hübner der em-
piristischen Gefühlsethik David Humes 
anzunähern. Dabei sind positive (z. B. 
„Überraschung, Freude und Interesse“) 
und negative Affekte (z. B. „Trauer, Wut, 
Ekel oder Scham“) zu unterscheiden. In-
teressant wäre hier die Frage, worin sich 
die menschliche Affektivität von jener 
der Tiere unterscheidet, deren „Praxis“ 
wir doch zumeist anders interpretieren 
als die menschliche. 

Hübner fasst Freiheit als Bündel posi-
tiver, mit Freude verbundener Affekte im 
Sinne einer „Gefühls-Familie“ von „Zu-
friedenheit, Liebe und Glück“. Ethik der 
Freiheit ist demnach „Hermeneutik der 
Freude“. Bewirkt wird dieses glückhaf-
te Freiheitsgefühl durch den Geist Got-
tes, der die Affekte positiv transformiert 
und bündelt. Damit scheint es sowohl in 
der Tradition der scholastischen theologi-
schen Tugenden (Glaube, Hoffnung und 
Liebe) zu stehen, die sich als virtutes in-
fusae ganz der göttlichen Gnade verdan-
ken, als auch in jener der „Freiheit eines 
Christenmenschen“ bei Luther. 

Natürlich wird zwischen den aufge-
werteten Affekten und dem Wirken des 
Geistes Gottes die Luft außerordentlich 

dünn für die eigenständige Bedeutung 
der Moralität, für praktische Vernunft, 
individuell zurechenbare Verantwor-
tung und vor allem für die Willensfrei-
heit (etwa im Sinne von Aristoteles oder 
Kant). Das ist seit Luthers De servo arbi-
trio (1525) in einer evangelischen Ethik 
nicht anders zu erwarten. Auch Hüb-
ner versucht, die Rolle der Willensfrei-
heit zu minimieren. Dabei hat er sicher 
Recht, wenn er auf die jeden Menschen 
prägenden Grenzen und Bedingtheiten 
der Freiheitsspielräume und Alternativen 
verweist, etwa auf Gewissheitsstrukturen, 
die biographisch, kulturell oder milieube-
dingt vorgegeben sind und sich affektiv 
auswirken. Aber so unterschiedlich sich 
diese auch ausprägen mögen, sie schei-
nen nichts an der Grunderfahrung zu än-
dern: einerseits der Differenz zwischen 
dem, was ich aus Selbstliebe subjektiv 
möchte und dem, wovon ich weiß, dass 
ich es sollte, weil ich mir gewiss bin, dass 
es objektiv gut ist, sowie andererseits der 
Gewissheit, dass die Entscheidung bei mir 
liegt und meinen moralischen Wert be-
stimmt. Hier scheint der Kern der morali-
schen Subjektivität zu liegen, auch dann 
wenn Menschen differenter Gewissheits-
strukturen Gut und Böse material unter-
schiedlich beurteilen. Nach Kant hängt 
die Würde des Menschen damit zusam-
men, dass er moralisches Subjekt ist. Und 
nur wenn er das ist, scheint Sünde zu-
rechenbar und der Mensch erlösungsbe-
dürftig zu sein. 

Im Bestreben, die Bedeutung der Wil-
lensfreiheit zu minimieren, sieht Hübner 
„Übereinstimmungen zwischen Theolo-
gie und Neurowissenschaften“. Derartige 
Koalitionen scheinen theologisch nicht 
ungefährlich, denn der strikte methodi-
sche Empirismus der Neurowissenschaf-
ten schließt nicht nur alle Kausalität aus 
transzendentaler Freiheit prinzipiell aus, 
sondern ebenso jedes Einwirken des Geis-
tes Gottes auf unsere Affekte. Gegenüber 
diesen Reduktionismen sollte die Theo-
logie eher bestrebt sein, transzendieren-
de Sinndimensionen offen zu halten und 
zu begründen.
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Die Handlungsfelder des zweiten Teils 
gliedert Hübner durch sieben „den geist-
gewirkten Freiheitssinn begleitende Af-
fekte“: Achtung des Menschen und seiner 
Freiheitsrechte, Ehrfurcht vor dem Leben, 
Kommunikation und Partnerschaft, Krea-
tivität, Mut zur Entwicklung, Phantasie 
sowie Ermutigung zur Teilhabe. Jeder die-

ser Abschnitte ist dreigeteilt und entfal-
tet seinen speziellen sozialethischen The-
menbereich nach den drei in der Einlei-
tung eingeführten Refl exionsstufen der 
Freiheit: Subjekthaftigkeit, soziales und 
politisches System der Freiheiten und 
Transzendenzbezug.

Das Buch ist sehr gut lesbar und ver-
arbeitet klar, kenntnisreich und differen-
ziert ein weit gespanntes theologisches 
und sozialethisches Problembewusstsein, 
auf dessen thematische Vielfalt hier nur 
sehr partiell eingegangen werden kann. 
Leider bietet das es keine Register.

Arno Anzenbacher, Mainz

  Nachhaltig wirtschaften und konsumieren

Grunwald, Armin: Ende einer Illusion. 
Warum ökologisch korrekter Konsum 
die Umwelt nicht retten kann, München: 
Oekom, 2012, 123 S., 9,95 €.
Paech, Niko: Befreiung vom Überfl uss. 
Auf dem Weg in die Postwachstumsöko-
nomie, München: Oekom, 2012, 155 S., 
14,95 €.
Reller, Armin/Holdinghausen, Heike: Wir 
konsumieren uns zu Tode. Warum wir un-
seren Lebensstil ändern müssen, wenn 
wir überleben wollen, Frankfurt a. M.: 
Westend Verlag, 2011, 190 S., 12,99 €.

Drei engagierte Kommentare zu aktuel-
len Entwicklungen. Drei Analysen, wa-
rum die bisherigen Schritte hin zu ei-
ner nachhaltigen Welt nicht sonderlich 
weit getragen haben. Drei Plädoyers, was 
sich ändern muss. Drei neue Bücher zur 
gegenwärtigen Konsumgesellschaft, al-
le drei wissenschaftlich fundiert, für die 
interessierte Allgemeinheit geschrieben 
und gut lesbar, aber in unterschiedlicher 
Weise mit Biss und Verve.

Der für seine Ideen zu einer Post-
wachstumsökonomie bekannte Wirt-
schaftswissenschaftler Paech untersucht 
die Frage, ob die seit einigen Jahren ge-
läufi ge Zauberformel des qualitativen 
Wirtschaftswachstums – die Entkopp-
lung des BIP vom Ressourcenverbrauch – 
realistisch ist. Auf der „green economy“ 
ruhten ganz verschiedene Hoffnungen. 
Sie vermöge die „drei Säulen der Nach-
haltigkeit“ in einer allseits zustimmungs-
fähigen win-win-Formel miteinander zu 
vereinbaren: wirtschaftlichen Wohlstand, 
sozialen Ausgleich und Umweltschutz. 
Paechs Position dazu ist eindeutig. Er 

hält ein solches Wirtschaftsmodell für 
trügerisch. Er will daher dem Leser „den 
Abschied von einem Wohlstandsmodell 
erleichtern, das aufgrund seiner chroni-
schen Wachstumsabhängigkeit unrettbar 
geworden ist“ (Paech 7). Dazu erklärt er 
ihm in drei Thesen, dass erstens das all-
gemein wertgeschätzte Wohlstandsni-
veau wirtschaftliches Wachstum benö-
tige und damit unweigerlich die Umwelt 
„plündere“ und dass zweitens die Versu-
che, Wirtschaftswachstum und Umwelt-
verbrauch zu entkoppeln, im besten Fall 
versagten, normalerweise aber die Res-
sourcenverschwendung sogar verschlim-
merten. Drittens skizziert Paech in einer 
positiven Vision die Vorzüge einer Post-
wachstumswirtschaft.

Die modernen Wohlstandsgesell-
schaften hingegen lebten über ihren Ver-
hältnissen. „Sie entgrenzen ihren Bedarf 
erstens von den gegenwärtigen Möglich-
keiten, zweitens von den eigenen körper-
lichen Fähigkeiten und drittens von den 
lokal oder regional vorhandenen Ressour-
cen.“ (Paech 10). Der massive und viel-
fältige Einsatz von „Energiesklaven“ füh-
re unabänderlich zu einem gravierenden 
Verstoß gegen intergenerationelle und 
globale Gerechtigkeit.

Wie sich dies im Alltag genau voll-
zieht, stellen Reller, Professor für Res-
sourcenstrategie, und die taz-Jouralistin 
Holdinghausen eindrücklich dar. Sie er-
zählen sehr anschaulich Stoffgeschich-
ten und machen auf diese Weise deut-
lich, welche Wege ganz alltägliche Stoffe 
wie etwa Baumwolle, Zucker oder Kupfer 
oder kaum bekannte Elemente wie die 
„Seltenen Erden“ von der Wiege bis zur 

Bahre gehen. Stoffströme dieser Art seien 
schon aus der Antike bekannt. Doch mit 
der Industrialisierung hätten sie sprung-
haft zugenommen und verstärkten sich 
wechselseitig – was auch der Grund da-
für sei, dass eine „grüne Wirtschaft“, die 
energie- und rohstoffi ntensive Produk-
tionsweisen durch „leichtere“ Alterna-
tiven ersetzen wolle, kaum möglich sei 
(wie auch Pech in seiner zweiten These 
darlegt). Denn, um ein Beispiel zu nen-
nen, auch die Anlagen zur Erzeugung von 
Wind- oder Sonnenstrom beanspruchten 
in ihrer Erzeugung viele Ressourcen und 
viel Energie, und ihre Entsorgung sei bis-
lang nicht ökologisch sauber geregelt.

Die gigantischen Stoffströme, die die 
Weltwirtschaft am Laufen hielten, sei-
en alles andere als harmlos. Dies habe 
verschiedene Gründe. So würden durch 
den großfl ächigen Abbau von Rohstof-
fen oder durch die Agrarindustrie Land-
schaften und somit Lebensräume zer-
stört. Des Weiteren würden Stoffe in 
großem Ausmaß freigesetzt, deren Wir-
kung mehr oder weniger vollständig un-
erforscht sei. Dies gelte für Kunststoffe 
oder Nano-Partikel in gleicher Weise. Und 
dann sei da noch der Müll: Giftmüll und 
scheinbar harmloser Plastikmüll, der et-
wa im Pazifi k eine riesige Insel bilde und 
in die Nahrungskette gelange.

Doch nicht nur die Umweltbelastun-
gen und -zerstörungen seien ein gewal-
tiges Problem. Diese Art des verschwen-
derischen Wirtschaftens sei auch höchst 
unklug. Zahlreiche wertvolle Rohstoffe 
gingen infolge einer nachlässigen Entsor-
gung tonnenweise verloren. Sie würden 
in winzig kleinen Partikeln in alle Win-
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de zerstreut und stünden für eine wei-
tere Nutzung nicht mehr zur Verfügung. 
Stoffströme würden nicht zu Wiederver-
wertungsketten geschlossen, weil der Ab-
bau von Rohstoffen für jeden einzelnen 
Akteur viel preiswerter als das Recyceln 
sei. Kollektiv betrachtet sei dies jedoch 
eine aberwitzige Verschwendung.

Was kann dagegen getan werden? 
Und vor allem: Wer kann etwas tun? 
Damit setzt sich Grunwald, Experte für 
Technikfolgenabschätzung, auseinander. 
Er geht die wichtigsten Akteursgruppen 
durch und untersucht, ob sie den „Schlüs-
sel zu Nachhaltigkeit“ (Grunwald 17) hät-
ten. Spätestens das Scheitern der großen 
Weltklimaverhandlungen zeige, dass ein 
solcher Schlüssel auf keinen Fall in der 
Politik zu fi nden sei. Die Wirtschaft sei 
ebenfalls kein „Motor der Nachhaltigkeit“ 
(Grunwald 21). Paech würde hier diffe-
renzieren. Die strukturellen Wachstums-
zwänge, die Nachhaltigkeit verhinder-
ten, könnten zumindest teilweise durch 
eine „Ökonomie der Nähe“, d. h. durch 
„eine Verkürzung der Produktionsket-
ten bis zur Lokal- oder Regionalversor-
gung“ (Paech 114), aufgebrochen wer-
den. – Zuletzt legt Grunwald dar, dass 
auch die Zivilgesellschaft, die in aktu-
ellen Diskussionen so gerne als letzter 
verbliebener „Hoffnungsträger“ (Grun-

wald 23) angerufen werde, die großen 
Erwartungen nicht zu erfüllen vermöge.

Und so scheint nur noch der verant-
wortliche Konsument übrig zu bleiben, 
der Verbraucher, der, wie Paech in seiner 
dritten These entfaltet, den Wert der Suf-
fi zienz für sich entdeckt. Nach Grund-
wald ist dies recht illusorisch. Er zählt 
all die Hürden auf, die sich einem öko-
logisch verantwortungsbewussten Ver-
braucher stellen, wie etwa die Informa-
tions- und Wissensdefi zite oder paradoxe 
Systemeffekte (so könne der ökologisch 
begründete Boykott einer gefährdeten 
Fischart dazu führen, dass die Fischer sie 
wegen des Preisverfalls um so stärker be-
fi schten). Außerdem wirkten etliche um-
weltverträgliche Güter dadurch kontra-
produktiv, dass sie beim Hersteller und/
oder beim Verbraucher das ökologische 
Gewissen beruhigten, so dass umwelt-
schädliches Verhalten in anderen Berei-
chen um so leichter ausgeblendet werde 
(wofür alle drei Bücher eindrückliche Bei-
spiele liefern). Vor allem aber stelle sich 
bei der erforderlichen kollektiven Mobi-
lisierung von Konsumenten ein morali-
sches Problem ein. Die Entscheidung für 
ein bestimmtes Produkt sei eine private 
Entscheidung, die in der liberalen Gesell-
schaft als solche nicht angetastet werden 
dürfe (was nicht ausschließe, dass der Ge-
setzgeber schädliche Produkte oder Pro-

duktionsweisen verbiete). Wenn nämlich 
der private Konsum in den Dienst des 
Gemeinwohls gestellt werde, griffen die 
für den öffentlichen Raum konstitutiven 
Transparenzverpfl ichtungen auf das Pri-
vate über; und das sei als totalitär ab-
zulehnen.

Nachhaltigkeit, so Grundwalds Fa-
zit, sei „als öffentliche Aufgabe an[zu]
erkennen“ (Grunwald 89). Als eine solche 
sei sie nicht so sehr eine Angelegenheit 
des Konsumenten (diese Verantwortung 
bleibe natürlich nach wie vor bestehen), 
sondern des Bürgers. Diese Rollenunter-
scheidung ist für Grunwald zentral. Der 
Einzelne wird also nicht aus seiner Ver-
antwortung entlassen, aber die Verant-
wortung wird spezifi sch adressiert. Zwar 
stimmt Grunwald mit Paech methodisch 
darin überein, dass für eine Nachhaltig-
keitsbewertung eine holistische Sicht-
weise erforderlich sei, dass es also nicht 
weiterführe, einzelne Techniken als sol-
che als (nicht) nachhaltig zu qualifi zie-
ren. Doch die von Paech geforderte „Sub-
jektorientierung“ (Paech 97) lehnt Grun-
wald zwar nicht ab, sie ist ihm jedoch zu 
pauschal.

Im Hintergrund steht das von Grun-
wald mit entwickelte „integrative Kon-
zept von Nachhaltigkeit“, dem zufolge 
angesichts des globalen und systemi-
schen Charakters nachhaltiger Entwick-
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lung das Attribut „nachhaltig“ nur auf 
den weltgesellschaftlichen Entwick-
lungspfad im Ganzen angewandt wer-
den könne. Daher komme der Rahmen-
ordnung die zentrale Bedeutung zu; für 
diese sei die Politik zuständig. Für die Po-
litik wiederum trage in einer Demokra-
tie der Bürger die Letztverantwortung, 
etwa indem er sich für einen Nachhal-
tigkeits-TÜV für Gesetze (Grunwald 101) 
einsetze oder für gesetzliche Bestimmun-
gen zur Kostenwahrheit von Produktprei-
sen (was alle vier Autoren fordern). Nur 
so sei zu erreichen, dass die ökologisch 
problematische „Primärproduktion, also 
die Gewinnung der Bodenschätze, teu-
erer als die Sekundärproduktion“ (Rel-
ler/Holdinghausen 182), d. h. die Wieder-

verwertung, werde. Diese politische Bür-
gerverantwortung kann Paech wiederum 
um eine subjektive Komponente erwei-
tern. Der engagierte Einsatz für „krea-
tive Subsistenz als Ersatz für Industrie-
output“ (Paech 120), d. h. für verschie-
dene Formen von Selbstversorgung und 
nachbarschaftlicher Kooperation, res-
pektiere nicht nur die liberalen Grenzen 
für staatliche Eingriffe in individuelle 
Entscheidungen. Vielmehr werde die im 
emphatischen Sinn politisch-gemeinsa-
me Gestaltung des gemeinsamen Nah-, 
Wirtschafts- und Lebensraums verstärkt, 
etwa durch gemeinschaftliche Nutzung 
von Werkzeugen oder Gärten.

Jedes der drei Bücher entfaltet strin-
gent, anschaulich und gut verständlich 

einen Gedankengang: Reller/Holding-
hausen gleichermaßen wissenschaftlich 
informierend wie auch ein wenig alarmis-
tisch (schon der Bucheinband zeigt eine 
Müllhalde und spricht auf der Rückseite 
von der Sintfl ut), Paech engagiert und zu-
weilen polemisch, Grunwald eher analy-
tisch und mit einer doppelten Stoßrich-
tung: gegen moralisierende Drohreden 
gegen Konsumenten und für die politi-
sche Verantwortung der Bürger für Nach-
haltigkeit. Jedes der drei Bücher gibt un-
gemein zu denken, auch weil die Vor-
schläge z. T. etwas visionär wirken. Wenn 
sie miteinander ins Gespräch gebracht 
werden, erweisen sich die Fokussierungen 
und Zuspitzungen als umso anregender.

Jochen Ostheimer, München

  Cicero und der gerechte Krieg

Andrea Keller: Cicero und der gerechte 
Krieg. Eine ethisch-staatsphilosophische 
Untersuchung. Stuttgart: Verlag W. Kohl-
hammer 2012, 249 S., ISBN 978–3–17–
022340–0 (Theologie und Frieden Bd. 43).

Der Kandidat der Republikanischen Par-
tei bei der US-amerikanischen Präsident-
schaftswahl im Jahre1964 hieß Barry 
Goldwater. Goldwater war ein rechts-
konservativ-libertärer Südstaatenpo-
litiker aus Arizona, ein Freund des be-
rühmt-berüchtigten Kommunistenhet-
zers Joseph McCarthy, ein Gegner des 
Sozialstaates, der Bürgerrechtsbewegung 
und der Friedensbewegung. Goldwater 
meinte zum Beispiel, mit der Atombom-
be könne man gut den vietnamesischen 
Dschungel „entlauben“. In seiner Rede 
beim Parteikonvent der Republikaner in 
San Francisco, bei dem er mit überwälti-
gender Stimmenmehrheit zum Präsident-
schaftskandidaten gewählt wurde, stell-
te Goldwater fest: „Extremismus in der 
Verteidigung der Freiheit ist kein Laster, 
und … Mäßigung im Streben nach Ge-
rechtigkeit keine Tugend.“

In zahlreichen Kommentaren zu die-
ser Rede wird behauptet, Goldwater ha-
be die soeben zitierte Aussage über Ext-

remismus und Mäßigung vom römischen 
Philosophen und Politiker Markus Tul-
lius Cicero (106–43 v. Chr.) übernom-
men. Andere bestreiten, dass Cicero dies 
je gesagt habe. Ich selbst hatte bisher 
keine Zeit nachzuforschen, was wirklich 
stimmt, und verfüge deshalb nur über 
Mutmaßungen.

Von zahlreichen Mutmaßungen be-
herrscht war bisher auch die Frage, wie 

Cicero ethisch und politisch über den 
Krieg dachte, vor allem, was er unter 
einem gerechten Krieg, einem bellum 
iustum, verstand. Cicero hat zwar kein 
umfassendes Traktat zum bellum iustum 
ausgearbeitet, seine Äußerungen zu die-
ser Frage in unterschiedlichen Schriften 
haben aber die christliche Friedensethik 
der Antike, des Mittelalters und der frü-
hen Neuzeit erheblich beeinfl usst. Gera-
de auch aus diesem Grund liegt es nahe, 
Ciceros Auffassung vom gerechten Krieg 
eingehender zu erkunden.

Dies hat Andrea Keller in der vorlie-
genden Studie, die 2011 von der Hoch-
schule für Philosophie in München als 
Dissertation angenommen wurde, in akri-
bischer und präziser Art und Weise getan. 
Sie untersucht die zahlreichen Stellen in 
Ciceros Lebenswerk, an denen dieser sich 
über den bellum iustum geäußert hat: so-
wohl die philosophischen Schriften „De 
re publica“ (Über das Gemeinwesen), „De 
legibus“ (Über die Gesetze) und „De of-
fi ciis“ (Über die Pfl ichten) als auch seine 
Reden und Briefe. Um dies zu tun, muss 
die Autorin zunächst einmal viele Vorfra-
gen zu Kontext, Überlieferung und Voll-
ständigkeit der Texte klären und sich mit 
Problemen der Authentizität, Terminolo-
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gie und Interpretation auseinander set-
zen. Dies macht Keller mit großer Sorg-
falt und Gründlichkeit, was ihr hoch an-
zurechnen ist. Der subjektive Nachteil für 
Leser und Leserinnen, die wie der Re-
zensent selbst allzu viele Jahre uninspi-
rierten Lateinunterrichts genossen ha-
ben, ist jedoch, dass die Lektüre großer 
Teile des Werkes eine recht mühsame ist 
und naturgemäß Assoziationen zu öden 
Lateinstunden der Gymnasialzeit weckt. 
Unabhängig von rein subjektiven Befi nd-
lichkeiten ist festzustellen, dass die text-
analytisch-altphilologische Komponen-
te des Werkes die ethisch-staatsphilo-
sophische zuweilen in den Hintergrund 
drängt. Das mag teilweise unumgäng-
lich sein und stimmt auch nicht unein-
geschränkt. Auf den abschließenden 5. 
Abschnitt des Werkes trifft es z. B. sicher-
lich nicht zu, denn hier wird Cicero in 
der Tradition des gerechten Krieges ver-
ortet und mit den diesbezüglichen Vor-
stellungen vor ihm – also mit Platon und 
Aristoteles, die im Gegensatz zu Cicero 
davon ausgingen, dass ein Krieg gegen 
Barbaren, also Nicht-Griechen, von Na-
tur aus gerecht sei – und nach ihm – also 
mit Ambrosius, Augustinus, Thomas von 
Aquin und Francisco de Vitoria – in Be-
ziehung gesetzt.

Was also nun erfahren wir in diesem 
Werk über Cicero und seine Auffassung 
vom gerechten Krieg? Erstens: Cicero hat 
offenbar ein einheitliches Konzept zum 
bellum iustum entwickelt, das allen sei-
nen diesbezüglichen Äußerungen zu-
grunde liegt. Zweitens: Nach Cicero kann 
Krieg immer nur ein Mittel sein, um den 
Zweck, den Frieden, zu erreichen. Auch 
wenn er „Frieden“ nicht ausdrücklich de-
fi niert, so ist davon auszugehen, dass Ci-
cero die gerechte Herrschaft Roms über 
die Bundesgenossen und Provinzen als 
Friedensordnung verstand. Frieden hat 
für Cicero offenbar etwas mit Gerech-
tigkeit zu tun. Drittens: Cicero legt vor 
allem dar, unter welchen Bedingungen 
ein Krieg nicht gerecht ist. Er wollte den 
Krieg demnach eingrenzen: „Nach Cicero 
sind Kriege also ungerecht, es sei denn, 
es muss Unrecht der Gegenseite bestraft 
werden oder es müssen Feinde vom Ge-
biet des römischen Reiches vertrieben 
werden. Ein Krieg als Strafe für began-
genes Unrecht darf nur begonnen wer-
den, wenn Verhandlungen zu keinem Er-
gebnis geführt haben“ (222). Viertens: 
Cicero erwähnt mehrmals einen alten rö-
mischen Ritus, das ius fetiale (Fetialritus, 
Fetialrecht), der nach den Fetialen-Pries-
tern benannt ist, die ihn vollzogen haben. 

Es ist zwar nicht bekannt, worin dieser 
genau bestanden hat, nach Cicero geht 
aus diesem Ritus jedoch hervor, dass ein 
Krieg, bei dem es keine Rückforderung 
als Anlass gibt, und der nicht angesagt 
und erklärt worden ist, nicht gerecht sein 
kann. Diesen Fetialritus gab es zur Zeit 
Ciceros nicht mehr, doch offenbar sieht 
er darin eine Möglichkeit, bei Kriegsbe-
ginn eine Kontrollinstanz zu schaffen: 
„Ob er den Ritus tatsächlich wieder ein-
führen möchte, lässt sich aber nicht mit 
Sicherheit sagen“ (223).

Wir kommen also bei aller akribischen 
Textanalyse manchmal doch über Mut-
maßungen nicht hinaus. Der Beantwor-
tung meiner eingangs gestellten Frage, 
ob Barry Goldwaters Aussage, dass Mä-
ßigkeit im Streben nach Gerechtigkeit 
keine Tugend, Extremismus in der Vertei-
digung der Freiheit kein Laster sei, auf Ci-
cero zurückgeht, bin ich jedoch ein wenig 
näher gekommen. Andrea Kellers wich-
tige Arbeit über die ciceronische Krieg-
sethik zeigt nämlich auf, dass Cicero vor 
allem an einer Einschränkung des Krie-
ges interessiert war. Es wäre deshalb ver-
wunderlich, würde das Zitat von Cicero 
stammen. Extremismus in der Verteidi-
gung der Freiheit war seine Sache nicht.

Kurt Remele, Graz

  Festschrift Wilhelm Korff

Markus Vogt (Hrsg.): Christliche Sozial-
ethik – Architektur einer jungen Diszi-
plin. Akademischer Festakt zum 85. Ge-
burtstag von Wilhelm Korff, Archiv der 
LMU München 2012, 94 S., ISBN 978–3–
926163–76–9.

Im November 2011 vollendete der Mün-
chener Sozialethiker Wilhelm Korff sein 
85. Lebensjahr. Korff gehört zu den we-
sentlichen Impulsgebern der Erneuerung 
der Christlichen Sozialethik, die sich – 
im Gegensatz zu anderen theologischen 
Disziplinen – erst relativ spät nach dem 
Zweiten Vatikanischen Konzil entwickelt 
hat. Äußeres, aber programmatisches Zei-
chen dafür war die von Korff 1979 ange-

strebte Umbenennung seines Münchener 
Lehrstuhls von „Soziallehre“ zu „Sozial-
ethik“. Dabei soll der Begriff „Sozialethik“ 
in Abgrenzung zur „Soziallehre“ erstens 
stärker die Bedeutung empirischer So-
zialwissenschaften für die Ethik sowie 
die Unterscheidung zur „Individualethik“ 
verdeutlichen. Sozialethik ist wesentlich 
Ethik gesellschaftlicher Institutionen und 
Strukturen. Sozialethik bringt zweitens 
die Frage der „sozialen Gerechtigkeit“ als 
Ort der Entstehungsbedingungen des Fa-
ches im Kontext der sozialen Frage des 
19. Jh. zum Ausdruck und hatte damit 
einen wirtschaftsethisch ausgerichteten 
Schwerpunkt. Drittens wird die Frage der 
Menschenrechte in allen drei Formen zu 

einem zentralen Ausgangspunkt der So-
zialethik. 

Für die Kath. Theologie hat Korff 
wichtige Impulse als der für ethische 
Fragen zuständige Herausgeber des Le-
xikons für Theologie und Kirche gesetzt, 
in ökumenischer Hinsicht mit dem Hand-
buch Christlicher Ethik. Mit den beiden 
von ihm herausgegebenen voluminö-
sen Werken „Lexikons der Bioethik“ und 
„Handbuch der Wirtschaftsethik“ hat 
Korff weit über die Christliche Sozial-
ethik hinaus Maßstäbe für eine inter-
disziplinär arbeitende Ethik gesetzt. Die 
Anerkennung, die sein Werk innerkirch-
lich gefunden hat, kommt in dem Gruß-
wort von Kardinal Marx zum Ausdruck. 
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Die Festansprache der Bundesministerin 
Anette Schavan unterstreicht die poli-
tische Relevanz der Sozialethik Korffs, 
vor allem seine Überlegungen zur Güter-
abwägung und zum Kompromiss in der 
Politik. Dem Herausgeber, Schüler und 
Nach-Nachfolger Korffs auf dem Mün-
chener Lehrstuhl, Markus Vogt, gelingt 
es prägnant, die wesentlichen konzep-
tionellen Ansätze des Jubilars herauszu-
stellen, vor allem sein positives Verhält-
nis zur modernen Gesellschaft, das Ver-

ständnis der menschlichen Vernunft als 
Kreativ- und nicht allein als Abbildeor-
gan. Daher gibt es nicht nur eine Gehor-
samsverantwortung gegenüber Normen, 
sondern auch eine menschliche Gestal-
tungsverantwortung für Normen. Auch 
das Wesen des Menschen ist nicht fest-
gelegt, sondern steht zur eigenen Selbst-
verwirklichung offen. 

Bemerkenswert an diesem anregen-
den und lesenswerten Band ist, dass sich 
der Jubilar nicht auf ein schlichtes Dan-
keswort beschränkt, sondern seine Kon-
zeption der Christlichen Sozialethik for-
muliert und dabei auf seine gegenwär-
tigen Forschungsfragen eingeht. Seine 
weiterführenden Bemühungen zur Pro-
fi lierung der Konzeption einer Christli-
chen Sozialethik werden in einem aus-
führlichen Anhang geschildert. Damit 
enthält der Band nicht nur die übliche 
Dokumentation eines Festaktes, sondern 
ist zugleich ein Forschungsbericht. Zen-
trale Herausforderung ist dabei, dass an-
gesichts der Ausdifferenzierung moder-
ner Gesellschaften immer vielfältigere 
Bereichsethiken von Wirtschaft, Politik, 
Wissenschaft, Medien, Umwelt usw. vor-
liegen, aber zugleich die Problematik ei-
ner notwendigen Kohärenz und Integra-
tion besteht. Gibt es einen Kern einer all-

gemeinen Sozialethik als Ausgangspunkt 
und Grundlage von Bereichsethiken? 

Es wird sodann eine systematische 
Gliederung der allgemeinen Sozialethik 
skizziert, für die Korff in ganz unter-
schiedlichen Schriften Vorarbeiten ge-
leistet hat. Abschließend wird das Kon-
zept der historischen Genese einer Sys-
tematik von Bereichsethiken skizziert. 
Dabei wird zwischen einer religiösen Ge-
botsethik (Dekalog), einer aus der grie-
chischen Philosophie geprägten und 
von Thomas v. Aquin christlich rezipier-
ten Tugendethik sowie einer neuzeitli-
chen Pfl ichtenethik unterschieden. Es ist 
zu hoffen, dass es Korff noch gelingt, 
mit dem skizzierten Projekt einen weite-
ren wichtigen Grundlagenbeitrag für das 
Selbstverständnis der Christlichen Sozial-
ethik zu leisten. Mit der Vielfalt der von 
Korff vorgelegten und herausgegebenen 
Publikationen hat er für das Fach zen-
trale Impulse gegeben, an denen sowohl 
in Grundlagenfragen wie in einer Vielzahl 
von Anwendungsfragen der Bereichsethi-
ken kein Wissenschaftler in der Christli-
chen Sozialethik und darüber hinaus vor-
beigehen kann. 

Joachim Wiemeyer, Bochum
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 Summaries

Johannes Müller: Population Growth 
and Poverty. Sociological Facts and So-
cial-Ethical Deliberations

The growth of world population has 
slowed down, is however still a factor 
that infl uences many global problems. 
The development, however, is very di-
verse, thus there is no wholesale solution 
to this problem. Henceforth, both poverty 
and affl uence are reasons for the limits 
of population growth. Aspects of partic-
ular interest are the gender perspective 
and the fact of international migration. 
Only on the basis of sociological survey 
and description of the actual context a 
helpful social-ethical refl exion is possi-
ble that offers orientation for the peo-
ple affected.

Hermann Lotze-Campen: Bevölkerung-
swachstum und Ressourcenknappheit. 
Herausforderungen und Handlungsop-
tionen

Global population continues to grow, 
but over the last decades the annual 
growth rate has steadily declined. Differ-
ent population scenarios are important 
for developing robust strategies under 
different future conditions. The impacts 
of rising global population on resource 
scarcity can be analyzed along four key 
components: population numbers; aver-
age income per person; consumption pat-
terns; and resource intensity of produc-
tion. Technological development, substi-
tution in production and consumption, 
and production re-location through in-
ternational trade are important meas-
ures for the reduction of resource use. 
Government regulation through target-
ed taxation or introduction of property 
rights has to set the right price signals 
for implementation of these measures. 
Improving the information base, infra-
structure and education already at child 
age can contribute to the development 

of new solutions for regionally adapted 
resource management. At the same time, 
this prepares the ground for better health 
systems and stable economic develop-
ment. There are clear synergies between 
improving resource use and deceleration 
of population growth.

Shalini Randeria: Demographic Policy in 
a Feminist Perspective. Examples from 
India and Africa

Thomas Malthus (1766–1834) and the 
Marquis de Condorcet (1743–1794) were 
among the fi rst to recognize the long-
term effects of demographic processes 
and their social implications, and they 
tried to deal with them both theoretically 
and politically. The continuation of the 
early contrasts between the two appears 
in current attempts to interfere in the 
lives of families in development coun-
tries by means of demographic policy. 
Thus frequently the thinking is to tech-
nocratic and without the consideration of 
complex socio-cultural factors. It is just 
not enough to hand out loads of con-
traceptives, it is much more important 
to promote female education and bring 
about a comprehensive societal change 
of awareness.

Johannes J. Frühbauer: Urbanity as a 
Paradigm of the Global. Socio-econom-
ic Challenges of Urbanization Process-
es in the 21st Century

The world-wide urbanization process-
es are marked by many challenges. They 
run from poverty and disintegration to 
the threat caused by climate change and 
natural catastrophes. Political control of 
the developing urbanization is getting 
diffi cult. On the other hand there is a 
strong demand for sustainability and 
attempts at practical and informal net-
working in the megacities. The precari-
ous situation in the large agglomerations 

can only be handled if the uncoordinated 
self-organization is supplement by long-
term strategies. One will have to learn 
from the mistakes of the past as well as 
from the practical experience from oth-
er megacities. A world-wide transfer of 
relevant know-how and a foresightful 
and not just reacting political control is 
needed here.

Wilhelm Rauscher: Alikeness in Diver-
sity – Good News for Women and Men. 
Annual Meeting of Semaines Sociales 
de France 2012

New role-allocation for men and 
women was the subject of the French 
Social Weeks from 22 to 25 November 
2012 in Paris. According to their self-im-
age not to be a place for social debate but 
a formation of active Christians, the 3000 
participants were offered a programme 
that would have made an adult education 
academy proud. The fi rst day was devoted 
to the question: Where are we today with 
respect to the epochal process of gender 
mainstreaming? What was delivered by 
sociologists, historians, philosophers and 
psychologists as result of their research 
or personal opinion was – thus the im-
pression of Jerôme Vignon, president of 
the social weeks – a sometimes “heavy 
confrontation with modernism”. The con-
frontation has a short-term political as-
pect, too: Since 7 November 2012 there 
is a draft bill of the socialist government 
for “marriage for all” on the table, which 
proposes same-sex marriages along with 
a right to adoption.
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 Résumés

Johannes Müller : Croissance démogra-
phique et pauvreté. Faits établis par les 
sciences sociales et réfl exions d’éthique 
sociale

La croissance de la population mon-
diale, bien que ralentie, reste un facteur 
qui agit sur beaucoup de problèmes au 
niveau mondial. L’évolution se déroule 
cependant,de façon très différente. Voi-
là pourquoi il n’y a pas de solution glo-
bale à ces problèmes. La preuve en est 
que  la pauvreté aussi bien que le bien-
être peuvent limiter la croissance de 
la population. Parmi les différents as-
pects, ce sont la perspective du genre 
et le fait des migrations internationales 
qui exigent une attention particulière. 
Pour que la réfl exion éthique puisse pro-
poser une orientation pratique dans ce 
domaine de la vie, elle doit partir d’en-
quêtes scientifi ques et d’une description 
précise des faits

Hermann Lotze-Campen : Croissance 
démographique et pénurie  des res-
sources naturelles. Défi s et hypothèses 
d’action

La population mondiale continue de 
croître. Pourtant, au cours des dernières 
décennies le taux de croissance annuelle 
a continuellement diminué. Pour élabo-
rer de solides stratégies d’action, il est 
important de prendre en compte diffé-
rents scénarii d’évolution de la popula-
tion qui dessinent des scénarii du futur 
très différents. Les effets d’une croissance 
de la population mondiale sur la pénu-
rie des ressources naturelles peuvent être 
analysées à partir de quatre facteurs : le 
nombre d’habitants, le revenu moyen par 
habitant, le modèle de consommation, 
l’intensité d’exploitation des ressources 
naturelles par la production.

Le développement technologique, 
la substitution, dans la production et 
la consommation, de produits renouve-

lables là où l’on utilisait les ressources 
naturelles ainsi que les délocalisations 
de productions liées au commerce in-
ternational, sont des mécanismes im-
portants conduisant à une réduction 
de la consommation des ressources na-
turelles. La régulation gouvernemen-
tale doit donner   justes  incitations en 
termes de prix pour assurer l’effi cacité 
de ces mécanismes, cela par la fi scalité 
et la législation.

Une amélioration de l’infrastructure, 
de l’information  ainsi qu’une forma-
tion des populations dès le plus jeune 
âge peuvent ouvrir la voie à de nouvelles 
solutions et, par des mesures régionales 
adaptées, contribuer à la maîtrise du pro-
cessus de pénurie en ressources natu-
relles. Ainsi les bases nécessaires à  un 
meilleur système de santé publique et une 
croissance économique stabilisée seraient 
assurées. Il y des synergies évidentes entre 
la progression de l’effi cacité dans l’usage 
des ressources naturelles et le ralentisse-
ment  de la croissance de la population.

Shalini Randeria : La politique démo-
graphique d’un point de vue féministe. 
Des exemples provenant des Indes et 
de l’Afrique

Thomas Malthus (1766–1834) et 
le Marquis de Condorcet (1743–1794) 
connaissaient déjà les effets à long 
terme d’évolutions démographiques et 
leurs conséquences sociales. Ils s’en sont 
occupé en théorie et en politique. La per-
sistance des oppositions qui, dès le début, 
existaient entre eux deux, apparaît dans 
les tentatives actuelles d’intervenir, par la 
politique démographique, dans la vie des 
familles dans les pays en voie de déve-
loppement.  On a souvent recours à une 
pensée technocratique sans prendre en 
compte l’importance des facteurs socio-
culturels. Il ne suffi t apparemment pas 
de distribuer des quantités de contracep-

tifs ; il est plus important de promouvoir 
la formation des femmes et de travailler 
à un changement des mentalités dans la 
société entière.

Johannes J. Frühbauer : L’urbain en tant 
que paradigme du global. Défi s socio-
économiques des processus d’urbani-
sation du 21ième siècle

Les processus d’urbanisation mon-
diaux recèlent de nombreux défi s. Ceux-
ci vont de la pauvreté et de la désinté-
gration jusqu’aux dangers liés au chan-
gement climatique et aux catastrophes 
naturelles. La régulation politique de 
l’urbanisation progressive se heurte par-
tout à des limites. D’autre part, dans les 
mégacités, on peut observer une forte 
conscientisation en vue du développe-
ment durable ainsi que de nombreuses 
initiatives pratiques visant à créer des ré-
seaux informels. La situation précaire des 
zones à forte concentration urbaine, qui, 
souvent, ne sont guère contrôlables, ne 
peut être maîtrisée que si l’auto-organi-
sation un peu sauvage est complétée par 
des stratégies d’action à long terme. Ce-
ci implique de tirer les leçons non seule-
ment des fautes du passé mais aussi des 
pratiques déjà consolidées d’autres mé-
gacités. Sont nécessaires un transfert, à 
l’echelle mondiale, des connaissances re-
quises  ainsi qu’une régulation politique 
qui essaie d’anticiper au lieu de réagir. 

Wilhelm Rauscher : L’égalité dans la dif-
férence – une bonne nouvelle pour les 
femmes et les hommes. Session des Se-
maines Sociales de France 2012

La nouvelle distribution des rôles 
entre hommes et femmes fut le thème 
de la 87ième Semaine Sociale de France 
qui s’est tenue du 22 au 25 novembre 
2012 à Paris. Conscients de la vocation 
des Semaines Sociales d’être, d’une part 
un lieu de débats sur les sujets de so-
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ciété, et d’autre part un temps de for-
mation de chrétiens engagés, les orga-
nisateurs avaient proposés aux quelques 
3000 participants un programme digne 
d’un cours universitaire. La première jour-
née fut consacrée à un état des lieux. Où 
en sommes-nous dans le processus his-
torique d’égalité hommes / femmes?  Ce 

que des sociologues, des historiens, des 
philosophes et des psychologues ont pré-
senté comme les résultats de leurs re-
cherches ou leurs points de vue perso-
nels revenait – selon le Président des Se-
maines Sociales Jérôme Vignon –  à une 
«  confrontation parfois vigoureuse  » avec 
la modernité. Cette confrontation fut, en 

plus, renforçée par l’actualité politique. 
Le 7 novembre 2012, le gouvernement 
socialiste avait présenté son projet de loi 
sur le «  mariage pour tous  » qui ouvre la 
voie au mariage de couples homosexuels 
et leur donne des droits à l’adoption.
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